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(Beginn: 10:01 Uhr)

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Sachverständige! Ich würde darum bitten, dass jeder den 
Platz einnimmt und wir mit der Anhörung beginnen können. Aufgrund des Be-
schlusses des Ältestenrates zur Geschäftsordnung tagt der Ausschuss in vermin-
derter Besetzung, heute mit elf Mitgliedern. Kolleginnen und Kollegen sind aber 
auch zugeschaltet. Ich bitte, daran zu denken, dass wir eine FFP2-Maskenpflicht 
im gesamten Landtagsgebäude und auch am Platz haben. Wer eine Wortmeldung 
hat, kann die Maske selbstverständlich abnehmen. Die Anhörung wird auch per 
Live-Stream übertragen, damit die Öffentlichkeit hergestellt ist.

Ich bitte alle Rednerinnen und Redner, nah ans Mikrofon zu gehen, damit das mit 
der Übertragung auch entsprechend klappt. Ich ziehe mir meines auch gerade 
näher. Die Aufnahmegenehmigung für Presse, Funk und Fernsehen sowie für Fo-
tografen wird – Ihr Einverständnis vorausgesetzt – auch erteilt. Sie haben wahr-
scheinlich schon Kaffee, andere Getränke und einen kleinen Imbiss vor der Tür ge-
funden, um sich zu versorgen.

Das Protokoll wird auch auf der Internetseite des Bayerischen Landtags veröffent-
licht.

Soweit erst mal vorneweg, damit alle die gleichen Kenntnisse haben. Ich sage 
Danke, dass Sie da sind!

Wir beginnen jetzt mit der Anhörung. Ich werde die Sachverständigen der Reihe 
nach begrüßen und auch aufrufen. Wir haben zehn Minuten für die Eingangsstate-
ments vereinbart. Danach werden die Landtagskolleginnen und -kollegen Fragen 
stellen. Wir haben uns auch darauf verständigt, dass wir mit Fragen nicht Korefera-
te und Monologe meinen, sondern Fragen an Sie. Denn wir haben Sie ja eingela-
den, damit wir das entsprechende Wissen bekommen, das Sie uns zur Verfügung 
stellen können.

Da Herr Baumeister, wie ich gerade von Herrn Adjei erfahren habe, erkrankt, aber 
digital zugeschaltet ist, werde ich bei den Fragen nachher folgendermaßen vorge-
hen: Ich würde Herrn Baumeister auch bei der Fragerunde als Erstem die Möglich-
keit zur Antwort geben, damit er sich danach wieder auswählen kann. Ich glaube, 
wir haben alle dafür Verständnis. Wenn man einen ganz dicken Kopf und Schmer-
zen hat, ist es eh schön, dass er sich heute trotzdem zur Verfügung stellt. Ich 
würde die Fragen an ihn dann vorziehen, danach kann er sich auswählen. Ich bitte 
um Verständnis dafür.

Das wäre jetzt schon die Überleitung. Ich würde dann auch mit Herrn Baumeister 
anfangen, sofern er zugeschaltet ist bzw. sich zuschalten kann. Sehen tue ich ihn 
nicht. Herr Adjei, vielleicht kann er jetzt aber auch nicht, weil es ihm gesundheitlich 
nicht gutgeht? Ich würde einfach weitermachen, und sobald ich seinen Namen zu-
geschaltet sehe, würde ich ihn zwischendurch drannehmen. Es sei denn, Sie kön-
nen das klären, Herr Adjei? Bei uns steht "abgesagt". – Ich bekomme die Informa-
tion, dass er definitiv abgesagt hat. Streichen Sie geistig das, was ich vorhin 
gesagt habe.

Ich fahre in der Liste fort und bitte Herrn Professor Dr. Bernhardt um sein State-
ment. Gehen Sie bitte ganz nah an das Mikrofon, weil wir Sie sonst leider schwer 
verstehen. Die Akustik ist hier ein bisschen schwierig. – Danke.

SV Prof. Dr. Wilfried Bernhardt (Load e. V.): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf mich natürlich zuerst einmal für 
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die Einladung zur öffentlichen Anhörung zum Entwurf des Bayerischen Digitalge-
setzes bedanken. Ich vertrete hier den Verein Load e. V., der laut Satzung abzielt 
auf die Förderung der politischen Bildung der Bevölkerung und die Förderung der 
demokratischen Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an der Digitalisierung, zum 
Zwecke und im Lichte der Grundrechtsausübung.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Man hört Sie neben dem Bohren relativ 
schlecht. Am Anfang war das super, und jetzt reißt es wieder ab. Gehen Sie viel-
leicht ganz nah an das Mikro.

SV Prof. Dr. Wilfried Bernhardt (Load e. V.): Ich versuche es ganz nah.

Ich selbst war Staatssekretär der Justiz für Europa und auch für Digitales im Frei-
staat Sachsen und habe damals die Verantwortung für das erste E-Government-
Gesetz getragen, das nach dem E-Government-Gesetz des Bundes entwickelt und 
verabschiedet wurde. Ich bin heute Rechtsanwalt und Honorarprofessor insbeson-
dere für E-Justice und E-Government an der Universität Leipzig und bin auch als 
Rechtsanwalt genau auf diesen Gebieten tätig. Im letzten Jahr habe ich übrigens 
auch eine Studie für das Nationale E-Government Kompetenzzentrum verfasst, in 
dem ich auch tätig bin, und habe darin die Gesetzgebung von Bund und Ländern 
im Bereich E-Government verglichen. Falls jemand daran interessiert ist: Die Stu-
die lässt sich im Internet abrufen. Ich habe aber auch ein paar Exemplare mitge-
bracht.

Als Load e. V. haben wir eine umfangreiche Stellungnahme für die heutige Anhö-
rung vorbereitet. Sie ist eingegangen, und ich habe sie auch schon draußen ent-
deckt. Deswegen kann ich es mir in meiner jetzigen Ausführung relativ einfach ma-
chen. Ich nehme weitgehend darauf Bezug.

Daraus ergibt sich auch, dass wir die Zielsetzung des Gesetzentwurfs durchaus 
begrüßen, rechtliche, übergreifende Leitplanken für die Digitalisierung von Gesell-
schaft, Wirtschaft, Staat und Verwaltung im Freistaat Bayern zu setzen. Die Ab-
sicht, die Digitalisierung übergreifend zu regulieren, erleichtert natürlich auch den 
Bürgerinnen und Bürgern sowie den Unternehmen aber auch den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Staatsverwaltung und der Kommunen, mit einem Blick in das 
Gesetz alle maßgeblichen Aspekte zu erfassen, die rechtlich gültig sind – jeden-
falls im Grundsatz.

Dieser Grundsatz wird nicht überall durchgehalten. Beispielsweise ist ja in Arti-
kel 14 angekündigt, dass es noch ein weiteres Gesetz geben soll oder eine Rege-
lung auf der Grundlage eines Gesetzes, zum sogenannten Open-Data-Grundsatz. 
Wenn das einem späteren Gesetz überantwortet bleibt, geht diese Übersichtlich-
keit natürlich ein bisschen verloren. Im Übrigen ergeben sich relativ viele Detailre-
gelungen aus dem zukünftig zu verabschiedenden Digitalplan, wobei die Rechts-
natur dieses Digitalplans noch nicht hundertprozentig klar ist.

Wir begrüßen auch ausdrücklich das ambitionierte Ziel des Gesetzentwurfs, in der 
Verwaltung quasi den Schalter von analogen zu digitalen Prozessen umzulegen, in 
Zukunft das Digitale in den Vordergrund zu stellen und den analogen Prozess zur 
Ausnahme zu machen. Wichtig ist hierbei, nicht einfach umständliche, nur mit dem 
Papierzeitalter erklärbare Prozesse elektronisch abzubilden, sondern es geht vor 
allen Dingen darum, die Chance zu nutzen, die Effizienzpotenziale der Digitalisie-
rung auch tatsächlich zu nutzen, also die Verfahren vor der Digitalisierung zu opti-
mieren. Das berücksichtigt der Gesetzentwurf in Artikel 5. Allerdings könnte die 
Formulierung noch ein bisschen strikter im Hinblick auf einzelne Optimierungsziele 
formuliert werden. Das ist teilweise in anderen Ländern noch detaillierter gemacht 
worden.
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Die Reform der E-Government-Regelung in Bayern ist wichtig: Denn der soge-
nannte eGovernment MONITOR, der ja jedes Jahr von der Initiative D21 herausge-
geben wird und auch vom Bundesinnenministerium sowie im Übrigen auch vom 
Nationalen E-Government Kompetenzzentrum und von fortiss in München, ange-
gliedert an die TU München, gefördert wird, hat ergeben, dass die Digitalisierung in 
Bayern in der Verwaltung, in der Verwaltungskommunikation, bei Bekanntheit und 
Nutzung im Bundesvergleich nicht so weit vorne ist, wie man sich das vielleicht in 
Bayern wünschen würde. Ich kann an der Stelle vielleicht sagen, dass ich auch ein 
bisschen ein Bayer bin: Ich habe nämlich meine beiden juristischen Staatsexamina 
hier in München gemacht.

Das Bayern-Portal ist nur 14 % der Nutzerinnen und Nutzer bekannt. Ganz andere 
Zahlen ergeben sich bei den Stadtstaaten, aber auch in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern sind die Zahlen besser. Auch bei der Zufriedenheit der 
Bürgerinnen und Bürger mit bayerischen E-Government-Angeboten ist noch Luft 
nach oben. Die Zufriedenheit ist geringer als beispielsweise in Nordrhein-Westfa-
len, Sachsen oder im Saarland.

Wir haben in unserer Stellungnahme einiges dargelegt, was zu begrüßen ist: Näm-
lich, dass viele Bestimmungen über das hinausgehen, was andere E-Government-
Gesetze von Bund und Ländern derzeit regeln, etwa bei der Qualifizierung der 
Weiterbildung und Stärkung digitaler Grundkompetenzen, bei der Ökologie und 
Nachhaltigkeit oder der Festlegung auf offene Austauschstandards. Das ist teilwei-
se auch schon in anderen Ländern angelegt, aber eben noch nicht in der Mehr-
zahl.

Diese Prinzipien und Ziele bedürfen allerdings noch einer stärkeren Konkretisie-
rung im Gesetzestext selber, um die Chance zu erhöhen, dass die Vorgaben des 
Gesetzes auch in der Praxis, also in der Verwaltungspraxis, Beachtung und An-
wendung finden. Bleiben die Vorgaben des Gesetzentwurfs zu abstrakt, dann dro-
hen die Vorschriften wirkungslos zu bleiben, weil der Verwaltung ein zu großer 
Spielraum für die Umsetzung eingeräumt wird.

Aber selbst wenn die Vorgaben mit bestimmten, konkreten Fristen versehen sind, 
ist das auch noch keine Garantie, dass die Verwaltung die Fristen auch einhält. Im 
Fristversäumnisfall drohen normalerweise keine Sanktionen. Das kann man derzeit 
sehr anschaulich beim Onlinezugangsgesetz des Bundes, das bekanntlich Bund, 
Länder und Kommunen – also Bayern und auch die bayerischen Kommunen – ver-
pflichtet, bis zum Ende dieses Jahres alle Verwaltungsdienstleistungen auch online 
über den Portalverbund zur Verfügung zu stellen.

Generell ist die Erreichung dieses Ziels in Gefahr, auch in Bayern. Auf Bundesebe-
ne wird mittlerweile dargelegt – man hat gewissermaßen ein neues Narrativ dazu 
–, es handle sich um politische Vorgaben. Aber ich wiederhole noch mal: Das sind 
keine politischen Vorgaben nach dem Motto: Haben wir unsere politischen Ziele er-
reicht oder verfehlt? Sondern das sind gesetzliche Vorgaben. Das Bayerische 
Staatsministerium für Digitales hat angekündigt, dass die staatliche Ebene das Ziel 
mutmaßlich erreichen wird, aber dass man bei der kommunalen Ebene sehr skep-
tisch ist. Aber es ist eben nicht so, dass die Kommunen völlig unabhängig sind. Sie 
unterstehen im Hinblick auf die rechtlichen Verpflichtungen, die dort bestehen, na-
türlich der Aufsicht der Staatsregierung.

Ich rate dazu, Regelungen im Gesetz generell so zu formulieren, dass daraus sub-
jektiv öffentliche Rechte von Bürgerinnen und Bürgern erwachsen, die notfalls auch 
gerichtlich geltend gemacht werden können. Denn hier besteht bei einigen rechtli-
chen Regelungen im Entwurf für ein Bayerisches Digitalgesetz noch eine Verbes-
serungsmöglichkeit. Oft sind diese digitalen Rechte so formuliert, dass man eben 
keinen echten subjektiven Anspruch daraus ableiten kann. Oft ist auch keine Frist 

Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 7



genannt, die es ermöglicht, beispielsweise die Durchsetzung solcher Rechte dann 
auch im Sinne eines Monitorings zu überwachen.

Als überregional tätiger Verein, wie es bei Load der der Fall ist, richtet sich unser 
Blick darauf, ob Bayern mit dem Gesetz Sonderwege beschreitet, die bestimmte 
Prinzipien des Grundgesetzes betreffen. Denn bestimmte Prinzipien des Grundge-
setzes bestimmen, dass möglichst einheitliche Lebensverhältnisse in der Bundes-
republik Deutschland zu erreichen sind.

Diese Sonderwege betreffen die gesetzlichen Bestimmungen, die sich bereits im 
Bayerischen E-Government-Gesetz in Formulierung und Inhalt finden. Es gibt na-
türlich eine gewisse Übereinstimmung mit anderen E-Government-Regelungen von 
Bund und Ländern. Aber eine wünschenswerte Kohärenz der Bestimmungen von 
E-Government von Bund und Ländern, wie beispielsweise beim Verwaltungsver-
fahrensrecht, ist im E-Government-Bereich nicht gegeben. Die Juristen wissen ja, 
dass teilweise im Wege der Simultangesetzgebung, teilweise im Wege der dynami-
schen Verweisung dafür Sorge getragen wird, dass die Verwaltungsverfahrensbe-
stimmungen in Bund und Länder meistens gleich sind.

Bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes sollte natürlich vor allen Dingen 
der Vorrang des Bundesrechts durchgehend beachtet werden. Wenn Artikel 4 des 
Gesetzentwurfs die Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Onlinezugangsgesetz 
nur nach Maßgabe des Gesetzes vorsieht, so liegt da eine mit dem Vorrang des 
Bundesrechts kaum zu vereinbarende Relativierung vor. Denn das Onlinezugangs-
gesetz gilt, ohne dass Bayern gewissermaßen Vorbehalte diesbezüglich geltend 
machen kann.

Dasselbe gilt für die Einschränkung der Möglichkeit, die im Augenblick noch im Ge-
setzentwurf vorgesehen ist, über das Nutzerkonto des Bundes entsprechende 
bayerische Verwaltungsleistungen aufzurufen. Nach meinem Verständnis des On-
linezugangsgesetzes sollte unmittelbar auch vom Bundesbenutzerkonto auf die 
Verwaltungsleistungen in Bayern zugegriffen werden können, ohne dass es einer 
vorhergehenden Zustimmung des Bayerischen Digitalministeriums bedarf.

Etwas unklar ist auch Artikel 53b Absatz 1. Darin ist nämlich geregelt, dass die 
Kommunen erst ab dem 1. Januar 2024 dazu verpflichtet werden sollen, geeignete 
Verwaltungsleistungen des eigenen Wirkungskreises auch digital anzubinden. 
Nach meinem Verständnis regelt das Onlinezugangsgesetz auch die Zurverfü-
gungstellung von Verwaltungsleistungen über die Portale auch für die Kommunen. 
Da steht die Frist 31.12.2022. Bereits das Bayerische E-Government-Gesetz hat 
von der grundgesetzlichen Möglichkeit des Artikels 84 Absatz 1 Satz 2 Gebrauch 
gemacht, von der ansonsten geltenden Regelung abzuweichen, die praktisch 
durchgehend fast in allen Ländern beachtet wird, dass nämlich für den Vollzug von 
Bundesrecht das E-Government-Gesetz des Bundes gilt. So kommt in Bayern 
Bundesrecht nur bei Angelegenheit der Bundesauftragsverwaltung zur Anwen-
dung. Wünschenswert unter dem von mir beschriebenen Grundsatz der Kohärenz 
wäre aber, dass das Bundesrecht im weitesten Umfang zur Anwendung kommt. 
Denn genau dieses würde die Rechtseinheit in Deutschland fördern.

Viele Regelungen im Entwurf des Bayerischen Digitalgesetzes greifen aber – und 
das ist erfreulich – Vorbilder aus anderen E-Government-Gesetzen der Länder und 
des Bundes auf. Dennoch bleiben einzelne Defizite.

Das betrifft beispielsweise – ich greife jetzt mal ein paar Beispiele raus – Artikel 16 
Bayerisches Digitalgesetz, der die Entscheidung über den Einsatz von Verschlüs-
selungsverfahren den Behörden überlässt. Demgegenüber schreiben andere E-
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Government-Gesetze dies den Behörden vor, wie beispielsweise das sächsische 
E-Government-Gesetz.

Besonders ins Auge fällt, dass Artikel 14 den Open-Data-Grundsatz nur sehr rudi-
mentär regelt. Hier haben fast alle Länder bereits umfangreiche Regelungen ge-
troffen. Während fast alle Länder eine starke Steuerungskompetenz für das für Di-
gitalisierung zuständige Ministerium oder den sogenannten Chief Information 
Officer oder den Chief Digital Officer vorsehen, wird diese Kompetenz im Gesetz-
entwurf in Bayern nur eher am Rande angesprochen oder bei der Festsetzung von 
Standards an ein Einvernehmen von anderen Ressorts gebunden.

Neu ist in Bayern das Abstimmungsgremium mit den Kommunen, das in anderen 
Ländern schon seit langem existiert. In Bayern soll dies nun "Kommunaler Digital-
pakt" heißen. Die Bezeichnung ist jetzt etwas spezieller, aber ich glaube, das ist 
weniger von Bedeutung. Das Gremium ist den entsprechenden Gremien in ande-
ren Ländern nachgebildet. Was allerdings auffällt, ist: Es fehlt die kontinuierliche 
Teilnahme des Datenschutzbeauftragten. Das ist in anderen Ländern anders gere-
gelt.

Der entscheidende Fortschritt bei der Verwaltungsdigitalisierung kommt erst dann 
wirklich zum Ausdruck, wenn man es aus der Perspektive der Bürgerinnen und 
Bürger und Unternehmen betrachtet, wenn auch die Kommunen, das Gesicht der 
Verwaltung zum Bürger, ihre Leistung digitalisieren. Es wäre deswegen anzuregen, 
die Kommunen noch stärker zu verpflichten. Allerdings müsste sich der Freistaat 
Bayern dann, dem Konnexitätsprinzip entsprechend, auch finanziell stärker enga-
gieren. Das würde sich nach unserem Dafürhalten aber lohnen.

Weiter ist Folgendes zu empfehlen, was sich nicht überall, aber teilweise auch in 
anderen Ländern schon in E-Government-Gesetzen wiederfindet: die Festlegung 
eines Digitalchecks neugeplanter Gesetze auf deren Digitaltauglichkeit bei der Um-
setzung. Das ist ja bekanntlich auch auf Bundesebene in der Koalitionsvereinba-
rung vorgesehen. Es fehlt auch eine Regelung der digitalen Bürgerbeteiligung, 
etwa eine standardmäßige Beteiligung der Bürger bei der Beratung von Gesetzent-
würfen, bevor diese Gesetzentwürfe den Landtag erreicht haben. Es fehlt auch 
eine Rechtsgrundlage für die elektronische Verkündung von Gesetzen. Das haben 
einige Länder bereits realisiert. Teilweise bedurfte es einer verfassungsrechtlichen 
Änderung. Jedenfalls sagen das einige Verfassungsjuristen. Auf Bundesebene ist 
das auch geplant. Man kann zwar in Bayern alle Gesetze im Internet aufrufen, aber 
das ist gewissermaßen nicht die amtliche Fassung, sondern das Abbild einer amtli-
chen Fassung. Wer sichergehen will, dass es sich um die amtliche Fassung han-
delt, muss sich die Papierfassung besorgen. Aber wer macht das im Zeitalter der 
Digitalisierung schon?

In unserer Stellungnahme haben wir auch herausgearbeitet, dass wir Bedenken 
gegen die Regelung des Artikel 48 Absatz 2 haben, der eine Verlängerung der 
Speicherung sogenannter Protokolldaten von drei auf zwölf Monate vorsieht. Das 
betrifft also den Bereich der IT-Sicherheit. Wir sind ja ein Verein, der in besonderer 
Weise auf Rechtsstaatsprinzipien verweist. Wir sind der Meinung, dass es dessen 
nicht bedarf.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Herr Professor Dr. Bernhardt, wenn Sie so 
nett wären, allmählich zum Ende zu kommen.

SV Prof. Dr. Wilfried Bernhardt (Load e. V.): Ja. Ich bin genau hier jetzt am Ende 
angekommen, Frau Vorsitzende. Vielen Dank für den Hinweis. Ich will es damit be-
wenden lassen und darf im Übrigen auf meine schriftliche Stellungnahme verwei-
sen. Ich bin aber natürlich sehr gerne bereit, auf Nachfragen zu antworten.
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Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Vielen Dank, Herr Professor Dr. Bernhardt. 
Verzeihen Sie, wenn ich ein bisschen unhöflich auf die Zeit achte, damit die Dis-
kussionsmöglichkeit nachher noch gut gegeben ist.

Herr Buckenhofer ist der Nächste. Bitte schön.

SV Bernd Buckenhofer (Bayerischer Städtetag): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, meine Damen und Herren! Auch 
von meiner Seite vielen Dank für die Einladung zur heutigen Anhörung zum Baye-
rischen Digitalgesetz. Ich freue mich, dass sich die Abgeordneten entschlossen 
haben, auch einen Vertreter der Kommunen als Experten einzuladen und darf mich 
bei meinen Ausführungen im Wesentlichen auf die gemeinsame Stellungnahme 
der kommunalen Spitzenverbände beziehen, die im Verbändeanhörungsverfahren 
des Digitalministeriums schon abgegeben wurde. Ich gehe davon aus, dass Sie 
diese auch alle kennen, und muss nun leider feststellen, dass die gemeinsame 
Stellungnahme der vier kommunalen Spitzenverbände zu keiner wesentlichen Än-
derung des Gesetzentwurfs seitens der Staatsregierung geführt hat. Deshalb hof-
fen wir jetzt sehr, dass die Abgeordneten vor Verabschiedung des Gesetzes unse-
re Änderungsvorschläge und Anregungen berücksichtigen.

Der vorgelegte Entwurf des Digitalisierungsgesetzes zielt ja darauf ab, die Digitali-
sierung im Freistaat Bayern weiter zu befördern. Das wollen wir, glaube ich, alle. 
Insofern gibt es da auch gar keinen Dissens zwischen der Staatsregierung und den 
kommunalen Spitzenverbänden. Ich will deshalb auch positiv hervorheben, dass in 
dem Gesetz beispielsweise geregelt wird, dass die digitale Zustellung von Verwal-
tungsakten über E-Government-Portale ermöglicht wird. Das ist ein wesentlicher 
Fortschritt. Auch die ELSTER-Zertifikate werden außerhalb der Steuerverwaltung 
als Authentifizierungslösung und als Schriftformersatz zugelassen.

Für die praktische Umsetzung des Gesetzes einschließlich der notwendigen För-
derungen, die ja im Artikel 2 des Gesetzentwurfs vorgesehen sind, ist nach unserer 
festen Überzeugung eine enge Abstimmung mit den Kommunen erforderlich. Mein 
Vorredner hat auch schon das neue Gremium angesprochen, das eingerichtet wer-
den soll. Deshalb bieten wir gerne unsere aktive Mitarbeit auch über dieses Gremi-
um hinaus an.

Es ist ja auch in der Praxis so, dass wir im intensiven Dialog mit dem Digitalminis-
terium, teilweise auch mit dem Finanz- und Heimatministerium stehen, um uns zum 
Beispiel gemeinsam darauf zu verständigen, wie die vom Bund oder auch von an-
deren Ländern entwickelten sogenannten EfA-Leistungen, Einer-für-Alle-Leistun-
gen, überhaupt nach Bayern kommen. Da muss ich allerdings schon darauf hin-
weisen, dass es Aufgabe des Staates ist, einen solchen Weg zu finden. Bund und 
Länder haben sich darauf verständigt, dass bestimmte Leistungen als sogenannte 
EfA-Leistungen von einzelnen Ländern oder in deren Auftrag von IT-Dienstleistern 
entwickelt werden. Da gibt es zwar im Moment, glaube ich, nur zwei Stück, und in-
sofern ist die Diskussion noch sehr theoretisch, aber es sollen im Laufe des Jahres 
noch EfA-Leistungen im dreistelligen Bereich folgen. Deshalb ist die dringliche 
Bitte hier – das hat nicht unmittelbar mit der Regelung im Digitalgesetz zu tun –, 
einen Weg zu schaffen, dass die Kommunen an diese EfA-Leistungen herankom-
men.

Der einfachste Weg – das will ich an der Stelle auch anmerken – wäre der, dass 
der Freistaat Bayern diese Leistungen den Kommunen kostenlos zur Verfügung 
stellt. Dann brauchen sich nämlich weder der Freistaat Bayern noch die Kommu-
nen über ausschreibungs- und vergaberechtliche Hürden bewegen. Die wären 
sehr hoch, wenn man das nicht macht. Deshalb appelliere ich an der Stelle noch 
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mal, insbesondere auch an die zum Teil ja zugeschalteten Kollegen vom Digitalmi-
nisterium, hier zu einer schnellen und guten Lösung zu kommen.

Das führt mich zu einem anderen Punkt. Auch der ist vom Vorredner mittelbar an-
gesprochen worden. Frau Staatsministerin Gerlach hat wiederholt, zuletzt im Rah-
men des 10. Fachkongresses des IT-Planungsrates am 9. März, darauf hingewie-
sen, dass der Freistaat Bayern auf einem guten Weg sei, die Ziele des 
Onlinezugangsgesetzes bis Ende 2022 zu erfüllen, dass jedoch die Kommunen 
den bayerischen und deutschen Durchschnitt nach unten ziehen würden.

Das möchte ich hier so nicht stehenlassen, weil das eine sehr sektorale Betrach-
tung ist, die der Wirklichkeit nicht gerecht wird. Denn das Onlinezugangsgesetz 
des Bundes – auch da möchte ich gerne Professor Bernhardt ergänzen – ist eine 
Regelung zwischen Bund und Ländern. Das verpflichtet die Länder. Die Kommu-
nen sind in diesem bundesrechtlichen Sinne inkorporierte Teile der Länder. Das 
Onlinezugangsgesetz des Bundes verpflichtet die bayerischen Kommunen nicht 
unmittelbar. Das kann es auch gar nicht, weil im Wege der Bund-Länder-Beziehun-
gen klargestellt wurde, dass, wenn es zu Verpflichtungslagen kommen soll, immer 
ein Rechtsakt der Länder erforderlich ist, damit dann auch die Landeskonnexitäts-
regelungen greifen können.

Das heißt, hier trägt der Freistaat Bayern die Verantwortung, und dann ist die Dar-
stellung, die staatliche Ebene sei so gut wie fertig mit der Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes und die Kommunen würden hinterherhinken – möglicherweise 
mit einem vorwurfsvollen Unterton –, einfach nicht richtig. Der Freistaat Bayern und 
seine Kommunen sind hier als Einheit zu sehen. Deshalb ist das Land auch in der 
Verantwortung, die Voraussetzungen zu schaffen, was ja jetzt mit dem Bayerischen 
Digitalgesetz auch unternommen werden soll.

Die Digitalisierung der Verwaltung fordert gerade die Kommunen in besonderer 
Weise. 80 bis 90 % der Verwaltungskontakte der Bürgerinnen und Bürger entfallen 
auf die Kommunen. Sie werden dabei zu einem erheblichen Teil administrativ im 
Bereich der Aufgaben tätig, die Bund und Ländern obliegen. Wir vollziehen staatli-
ches Recht. Wir haben auch einen eigenen Wirkungskreis, einen eigenen Aufga-
benbereich. Den würde ich hier ausklammern. Da sind wir selber verantwortlich. 
Aber wenn es um Baugenehmigungen geht, um Kfz-Zulassungen, um Melderecht, 
um Standesamtswesen – die Liste ist endlos – vollziehen wir staatliches Recht. 
Dann muss der Staat uns auch sagen, wie wir die Digitalisierung technisch umset-
zen und vollziehen sollen. Da kann man nicht auf die Kommunen verweisen und 
sagen: Die Kommunen schaffen das nicht. Das ist einfach eine falsche Darstellung. 
Die Kommunen sind die erste Anlaufstelle für die Bevölkerung, so wie die Wirt-
schaft und Verbände, wenn es darum geht, Verwaltungsleistungen digital zu bean-
tragen oder Online-Dienste zu nutzen. Der Gesetzentwurf stellt die Kommunen 
damit vor große Herausforderungen, die wir auch angehen.

Wegen der zeitlichen Begrenzung würde ich jetzt gerne noch auf den Gesetzent-
wurf hinsichtlich der Frage des Konnexitätsprinzips eingehen. Im Gesetzentwurf 
selbst ist keine explizite Feststellung getroffen, dass die Regelungen konnexitätsre-
levant sind, obwohl den Kommunen eine Schlüsselfunktion bei der Gestaltung und 
Förderung der Digitalisierung zugesprochen wird. Nachdem der Gesetzentwurf auf 
über den bisherigen Rechtsstand hinausgehende Verpflichtungen der Kommunen 
hinweist und sehr wenig konkrete Ausführungen zu möglichen Kostenbelastungen 
und Einsparpotenzialen enthält, gehen wir davon aus, dass diese Regelung mittel-
bar bedeutet, dass die Staatsregierung den Anwendungsbereich des Konnexität-
sprinzips dem Grunde nach für eröffnet hält. Diese Bewertung ist auch deshalb zu-
treffend, weil der Gesetzentwurf neben neuen Aufgaben auch zahlreiche neue 
Anforderungen an die Erfüllung bestehender Aufgaben enthält. Das ist genau die 
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Regelung, die das Konnexitätsprinzip in Artikel 83 Absatz 3 der Bayerischen Ver-
fassung umfasst.

Zur Klarstellung wäre es natürlich hilfreich, wenn das explizit wenigstens im Vor-
blatt des Gesetzentwurfs stehen würde und man es nicht durch Auslegung der Ge-
setzesbegründung schließen müsste. Ich bin selber Jurist. Es ist zwar juristisch 
durchaus möglich, das daraus abzuleiten, aber ich befürchte, das wird streitanfällig 
sein, wenn es zur Umsetzung kommt. Deshalb die herzliche Bitte an die Abgeord-
neten, auch explizit in das Gesetz zu schreiben, dass es sich um eine konnexitäts-
rechtlich relevante Regelung handelt.

Damit es keine Missverständnisse gibt, will ich gleich hinzufügen: Das Konnexitäts-
prinzip bedeutet nicht, dass der Freistaat alles bezahlt, was er anschafft – es ist 
hier ja auch von möglichen Einsparungen die Rede –, sondern das Konnexitäts-
prinzip bedeutet, dass man die verursachten Kosten gemeinsam feststellt – das ist 
im Gesetzentwurf überhaupt noch nicht der Fall – und sich dann darauf verstän-
digt, welches Eigeninteresse die Kommunen an der Umsetzung dieser Regelungen 
haben. Der über das kommunale Eigeninteresse hinausgehende Kostenanteil wird 
vom Freistaat nicht im Rahmen von Förderprogrammen, sondern im Rahmen einer 
Kostenerstattungsregelung erstattet.

Das wissen Sie, das wissen auch die Verfassungsrechtler in den Ministerien und in 
der Staatskanzlei. Ich will es deshalb hier nur in dieser Kürze darstellen. Es gibt ja 
auch Vorbilder aus anderen Gesetzentwürfen, wie man das technisch machen 
kann.

Wir erkennen an, dass die finanziellen Mehrbelastungen derzeit kaum abschätzbar 
sind, weil sich einerseits die Mehrkosten nicht beziffern lassen, die sich insbeson-
dere aus dem Angebot geeigneter Dienste nach Artikel 17 des Gesetzentwurfs und 
der Verwaltungsverfahren nach Artikel 53b des Gesetzwurfs ergeben. Andererseits 
ist auch der Umfang der angekündigten technischen, organisatorischen, finanziel-
len und personellen Unterstützungsmaßnahmen für die Kommunen im Gesetzent-
wurf nicht klar umrissen, sodass man auch nicht Entlastungen beziffern könnte. 
Deshalb begrüßen wir, dass Gegenstand des Digitalberichts auch die Umsetzungs-
kosten für die Gemeindeverbände und Gemeinden sein sollen. – So steht es je-
denfalls in der Begründung zu Artikel 15 des Gesetzentwurfs.

Wir bitten daher um eine Klarstellung im Vorblatt des Gesetzentwurfs, dass die 
Umsetzungskosten, die trotz der Unterstützungsmaßnahmen des Freistaats Bay-
ern bei den Kommunen verbleiben und die nicht durch Einsparungen kompensiert 
werden, auf Grundlage des Konnexitätsprinzips vom Freistaat Bayern ausgegli-
chen werden.

Ein wichtiger Schlüssel zur Ermittlung der konnexitätsbedingten Mehrbelastungen 
ist die Auslegung des Begriffs der Geeignetheit. Dieser wird an mehreren Stellen 
des Gesetzentwurfs genannt, in Artikel 4 Absatz 1, Artikel 17 Absatz 1 und Arti-
kel 53b Absatz 1. Aus der Begründung zu Artikel 17 geht hervor, dass der Über-
gang zum Begriff der Geeignetheit lediglich der Klarstellung diene, und wird unter-
stellt, dass die Zweckmäßigkeit selten zu verneinen sei und ein 
Wirtschaftlichkeitsvorbehalt aufgrund der derzeit noch gar nicht konkretisierten 
staatlichen Förderungen und Unterstützungsleistungen in der überwiegenden Zahl 
der Fälle leerliefe.

Das bedeutet aber im Umkehrschluss, dass weiterhin grundsätzlich auch im Rah-
men der Geeignetheit die bislang im E-Government-Gesetz geregelten Kriterien 
"zweckmäßig" und "wirtschaftlich" zu berücksichtigen sind. Zur Beachtung dieser 
Grundsätze sind die Kommunen im Rahmen der haushaltsrechtlichen Bestimmun-
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gen ohnehin verpflichtet. Auch hier wären wir für eine entsprechende Klarstellung 
in der Gesetzesbegründung dankbar.

Das bedeutet im Klartext, dass es nicht darum gehen kann, dass jede nur denkba-
re Verwaltungsleistung digitalisiert und digital angeboten werden muss, sondern 
die, die zweckmäßig und wirtschaftlich sind. Man kann praktische Beispiele dafür 
nennen, dass eine Leistung mit hohem Kostenaufwand – im vier- bis fünfstelligen 
Kostenbereich – von der Kommune digital angeboten wird. Doch bei der Digitalisie-
rung einer Leistung, für die nur ein einziger Online-Antrag im Jahr eingeht – nicht, 
weil die anderen analog eingehen würden, sondern weil es halt nur einen Fall pro 
Jahr in der Gemeinde gibt –, muss man natürlich die Wirtschaftlichkeitsfrage stel-
len.

Deshalb plädieren wir auch dafür, dass man sich zunächst auf die Kernbereiche 
der Verwaltungsleistungen konzentriert, die von den Bürgerinnen und Bürgern in 
hoher Zahl nachgefragt werden.

Eine Anerkennung der Konnexität muss ferner auch im Hinblick auf die lediglich 
mittelbar aus dem Gesetz folgende Festsetzung von Standards für die Kommunen 
erfolgen. Nach Artikel 51 Absatz 2 des Entwurfs sollen vom IT-Planungsrat be-
schlossene IT-Interoperabilitäts- oder IT-Sicherheitsstandards zukünftig unmittelbar 
auch für die Kommunen gelten. Die Umsetzung solcher Standards kann für die Ge-
meindeverbände und Gemeinden erhebliche Folgekosten mit sich bringen. Ohne 
die Regelung des Artikels 51 Absatz 2 des Gesetzentwurfs müsste der Freistaat 
Bayern jeden Beschluss des IT-Planungsrats durch eine landesrechtliche Rege-
lung umsetzen, um die Gemeinden und Gemeindeverbände in den Anwendungs-
bereich einzubeziehen. Dann würde in jedem einzelnen Fall völlig unstreitig das 
Konnexitätsprinzip greifen, soweit die Voraussetzungen des Artikels 83 Absatz 3 
BV erfüllt sind.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Herr Buckenhofer, ich würde auch auf die 
Zeit schauen.

SV Bernd Buckenhofer (Bayerischer Städtetag): Der letzte Satz: Die in Artikel 51 
Absatz 2 vorgesehene unmittelbare Geltung der Beschlüsse des IT-Planungsrates 
kann und darf nicht dazu führen, dass das verfassungsrechtliche Konnexitätsprin-
zip ausgehebelt wird.

Abschließend bitten wir darum, im Gesetzentwurf anzuerkennen, dass der Frei-
staat Bayern zukünftig die Mehrbelastungen der Kommunen ausgleichen wird, die 
sich aus den Beschlüssen des IT-Planungsrates ergeben werden.

Wir haben jetzt noch jede Menge weiterer Vorschläge, die wir schriftlich dargelegt 
haben. Trotzdem sind sie auch wichtig, und ich darf sehr gerne darauf Bezug neh-
men.

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Auch dafür, dass ich eine halbe Minute überziehen 
durfte.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke, Herr Buckenhofer. Auf die Zahl der 
Minuten bzw. die Uhrzeit achte ich wirklich nur ungefähr. Aber ich bitte um Ver-
ständnis. Es geht einfach darum, dass wir nachher noch genügend Zeit haben.

Herr Professor Dr. Heckmann ist der Nächste. Bitte schön.

SV Prof. Dr. Dirk Heckmann (TU München): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ent-
wurf für ein Bayerisches Digitalgesetz – kurz: BayDiG – ist ein außerordentlich ge-
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lungenes Beispiel für einen regulatorischen Rahmen der Staats- und Verwaltungs-
modernisierung. Seine Regelungen sind auf der Höhe der Zeit, adressieren die 
richtigen Gestaltungsfaktoren, verbinden Recht, Technik, Verwaltung und Gesell-
schaft, und zeigen Außenmaß, um nicht zu viel, aber auch nicht zu wenig zu regu-
lieren.

Das BayDiG ist mehr als eine weitere Iteration eines E-Government-Gesetzes, wie 
es im Bund und vielen Ländern ja erlassen und zuweilen auch novelliert wurde. Es 
geht über die bekannten Regelungen zum elektronischen Zugang bzw. zur elektro-
nischen Kommunikation mit der Verwaltung weit hinaus. Als übergreifendes Regel-
werk zu Organisation und Verfahren einer durchgehend digitalisierten Verwaltung, 
dass auch gesellschaftliche, technische und wirtschaftliche Aspekte berücksichtigt, 
ist das BayDiG derzeit einzigartig in Deutschland. Einen vergleichbaren Fokus hat 
lediglich das Digitalisierungsgesetz von Schleswig-Holstein, das am 23. Febru-
ar 2022 beschlossen wurde. Dort fehlen aber Aspekte, die das BayDiG auszeich-
nen und die ich im Folgenden hervorheben möchte.

Das BayDiG stellt die Verwaltungsmodernisierung in den größeren Kontext der Di-
gitalisierung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Zu diesem Zweck gibt es dem 
Freistaat so etwas wie eine Digitalverfassung. Artikel 2 BayDiG regelt 15 Digital-
ziel-Bestimmungen, deren Umsetzung zwar im Gestaltungspielraum des Gesetz-
gebers und der Staatsregierung liegt, die aber als Auslegungsmaximen justiziabel 
sind. Das ist auch beim Sozialstaatsprinzip, beim Rechtsstaatsprinzip usw. nicht 
anders. Solche Zielbestimmungen sind rechtlich verbindlich.

Das BayDiG stellt bei allem den Menschen in den Mittelpunkt des digitalen Verwal-
tungshandelns. Das ist natürlich sehr zu begrüßen. Dafür schafft es einen Rah-
men, der sicherstellen soll, dass die Verwaltungsdigitalisierung den Menschen 
auch tatsächlich nutzt.

Ganz besonders deutlich wird diese Intention mit der Nutzerfreundlichkeit, die das 
BayDiG zum Rechtsprinzip erklärt und an zahlreichen Stellen explizit ausführt. Die 
meisten dieser Vorschriften sind obligatorisch – also: stellt bereit, sind zu gestalten, 
ist sicherzustellen usw. –; damit wirkt das Gesetz einem der größten Hindernisse 
entgegen, das bislang einer breiten Nutzung durch die Bürgerinnen und Bürger 
entgegenstand, dass nämlich solche Verfahren nicht praktikabel, sondern eher 
schwerfällig und schwer verständlich sind. Außerordentlich begrüßenswert ist in 
diesem Kontext Artikel 10 BayDiG, wonach die Nutzer in die Entwicklung neuer di-
gitaler Angebote des Freistaates Bayern einbezogen werden. Auch das ist ver-
pflichtend. Das, was der gesunde Menschenverstand also schon lange im Sinn 
hatte, wird nun gesetzliche Pflicht. Davon sollte aber in der Praxis auch rege Ge-
brauch gemacht werden.

Ebenso einmalig ist die Regelung der digitalen Handlungsfähigkeit in Artikel 9 Bay-
DiG. Hier hat der Gesetzgeber an die Fälle der elterlichen Sorge, einer Vormund-
schaft oder Betreuung gedacht, damit die Interessen dieser Menschen nicht abge-
koppelt werden.

Der Gedanke der Nutzerzentrierung setzt sich an vielen weiteren Stellen fort. So 
sollen nach Artikel 5 Prozesse optimiert werden, bevor sie digitalisiert werden. Das 
"Sollen" ist hier nach den strikten Digitalziel-Bestimmungen als "Müssen" mit Aus-
nahmen nur in wirklich begründeten, atypischen Fällen zu verstehen.

Zu solcher Prozessoptimierung zählt natürlich auch die Vereinfachung der Pro-
zessschritte, was wiederum zu einer nutzerfreundlichen Gestaltung führt. Dies wie-
derum setzt ein Mindestmaß an Digital- und Datenkompetenz voraus, vor allem 
auch auf der Seite der Verwaltungsbediensteten. Die Artikel 7 und 10 begründen 
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konsequent Ansprüche auf Qualifizierung, Fortbildung und Weiterbildung. Die Pra-
xis tut gut daran, hierfür Geld und Zeit zur Verfügung zu stellen. Dann hat sich das 
auch bald amortisiert.

Eine weitere zentrale Regelung ist Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 20 BayDiG, 
mit dem Gebot der Volldigitalisierung, also der Entwicklung und Implementierung 
medienfreier Prozesse im Frontend und Backend des Verwaltungsverfahrens. 
Damit geht das BayDiG über das OZG in seiner jetzigen Form- und Lesart hinaus. 
Es kann sogleich Vorbild für ein OZG 2.0 auf Bundesebene sein. Selbstverständ-
lich werden im BayDiG auch die weiteren Vorgaben des OZG umgesetzt, eben die 
Einrichtung der Verwaltungsportale, des Portalverbundes usw.

Abgerundet wird das Gesetz mit jenen Maßgaben, die ein agiles und flexibles Ver-
waltungshandeln ausmachen. Hierzu zählen ein sinnvolles Monitoring – hier durch 
einen Digitalplan und einen Digitalbericht in Artikel 15 – und auch eine Experimen-
tierklausel in Artikel 52.

Dies führt zugleich zu den wenigen, etwas kritischeren Anmerkungen, die ich zum 
Schluss noch bringen möchte:

Die aktuell geregelte Experimentierklausel könnte mutiger sein und noch mehr 
Ausnahmen von konventionellem Verwaltungshandeln zulassen, etwa in Bezug auf 
die Strukturen des öffentlichen Dienstrechts.

Der Aspekt Open Data ist in Artikel 14 nur rudimentär angesprochen. Es ist aber 
auch nicht ratsam, sich hier an Schleswig-Holstein und dessen Offene-Daten-Ge-
setz zu orientieren oder an anderen Open-Data-Regeln in anderen Bundesländern. 
Vorzugswürdig wäre ein echtes Datennutzungsgesetz, das über die bloße Bereit-
stellung von Daten hinausgeht und die Wertschöpfungskette mitbedenkt. Das 
heißt, in diesem Versäumnis von Open Data in Bayern könnte auch eine Chance 
zu sehen sein, ein echtes Datengesetz, ein Datennutzungsgesetz zu machen, wie 
wir es brauchen. Hingegen könnte das Digitalisierungsgesetz von Schleswig-Hol-
stein Pate stehen für die Regelung des KI-Einsatzes in der öffentlichen Verwaltung. 
Das ist dort neuerdings in einem IT-Einsatzgesetz geregelt. Hier sollte der Freistaat 
Bayern in ähnlicher Form mutig sein und auch nicht auf den AI-Act der EU warten, 
sondern selbst entsprechende Akzente setzen.

Um auch wieder etwas Zeit einzusparen, sind dies sind meine Ausführungen. Ich 
habe eine schriftliche Stellungnahme meiner Forschungsstelle, TUM Center for Di-
gital Public Services, eingereicht und verweise auf die Ausführungen dort.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön. – Als Nächste spricht Frau 
Professor Dr. Lechner. Bitte schön.

SVe Prof. Dr. Ulrike Lechner (UniBw M): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Danke auch von meiner Seite für die Einladung und die 
Möglichkeit zur Stellungnahme zu dieser wichtigen Gesetzesinitiative zur Digitali-
sierung im Freistaat Bayern.

Der Gesetzesentwurf hat zukunftsweisende Ziele: die Chancen der digitalen Trans-
formation zu nutzen, die öffentliche Verwaltung für die Unterstützung von Ge-
schäftsmodell-Innovationen und die digitalen Chancen des Einzelnen, von Unter-
nehmen und der Gesellschaft als Ganzes zu stärken.

Es ist klar, dass vieles in der Gesellschaft und viele Transformationsprozesse, wie 
beispielsweise auch die ökologische Transformation, nur gelingen können, wenn 
die Digitalisierung gelingt und eine Verwaltung in dem digitalen Ökosystem von Un-
ternehmen und Bürgern auf Augenhöhe und mit hohem Automatisierungsgrad mit-
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spielen kann. Öffentliche Verwaltung ist das Rückgrat demokratischer Werte, und 
wie der Gesetzesentwurf richtig beschreibt, verändert sich die Rolle des Staates 
und der Verwaltung in der Digitalisierung.

Digitale Souveränität ist ein Leitmotiv des Gesetzestextes. Ohne Digitalisierung 
kann der Staat diese Rollen in der Zukunft nicht mehr ausfüllen, wie wir es als Bür-
ger und Sie als Verantwortliche auch gerne möchten.

Meine Perspektive in der Stellungnahme:

Als Professorin für Wirtschaftsinformatik interessiert es mich, Technologie- und 
Transformationsprozesse technisch und wirtschaftlich sinnvoll zu gestalten. Wir be-
schäftigen uns in der Forschung mit der IT-Sicherheit kritischer Infrastrukturen, Ge-
schäftsmodell-Innovationen und auch dem Einsatz von neuen Technologien für ein 
Mehr an Resilienz und vor allem auch für ein Mehr an digitaler Souveränität.

Zum Gesetzesentwurf: Dieser Gesetzesentwurf hat viel Gutes und Zukunftswei-
sendes zu bieten. Mein Respekt dafür! Die Stärken des bayerischen Ansatzes zur 
IT-Sicherheit, zur Digitalisierung und Modernisierung der öffentlichen Verwaltung 
schreibt dieser Gesetzesentwurf fort, modernisiert sie gleichzeitig, setzt sie in einen 
neuen Kontext und gibt ihnen eine neue Rolle.

Die Leitlinien zu zentralen Fragen von Technik und Selbstverständnis werden in 
diesem Gesetzesentwurf gelegt. Ich schließe an meinen Vorredner an: Die Digitali-
sierung der öffentlichen Verwaltung ist keine einfache Aufgabe. Der aktuelle Stand 
in Bayern ist gut. Es braucht Zeit und einen langen Atem für diesen Transformati-
onsprozess.

Mein erster Punkt in der Stellungnahme bezieht sich auf die digitale Souveränität 
Bayerns. In der Präambel wird Souveränität angesprochen. Das ist wichtig, richtig 
und zukunftsweisend. Im Gesetzentwurf findet sich dieses Thema an einigen Stel-
len, genau wie in der Präambel. Digitale Souveränität ist ein strategisches Ziel, das 
sich erst seit kurzem auf der politischen Agenda befindet. Die Europäische Union 
und Deutschland haben es als strategisches Ziel formuliert, aber noch ist nicht klar, 
wie dieses Ziel auch erreicht werden kann und wie es irgendwann einmal konkreti-
siert werden wird. Bayern muss und will auch – und das ist gut so – in allen wichti-
gen Fragen der Digitalisierung Regeln setzen und diese Regeln auch durchsetzen 
können. Es will Spielraum, um Interessen von Bürgern und Unternehmen wahrneh-
men zu können. Das will es mit diesem Leitmotiv der digitalen Souveränität errei-
chen.

Der Abschnitt 1, Artikel 3, thematisiert die digitale Entscheidungsfähigkeit des Frei-
staats Bayern. Viele wichtige Themen sind hier genannt: Schutz von Netzen, Re-
chenzentren, Cloud-Dienste, weitere Technologien und Anwendungen, Schutz und 
Sicherheit der digitalen Infrastruktur. Offene Standards und offene Software wer-
den in diesem Artikel angesprochen. Hier möchte ich ansetzen:

Vertrauenswürdige Partner und Unternehmen bieten Sicherheit und die Agilität, um 
auf Veränderungen reagieren zu können und einen Transformationsprozess einer 
öffentlichen Verwaltung über Jahre und Jahrzehnte gestalten zu können. Open 
Source Communities und ihre Ökosysteme muss man hier kritisch sehen. Wer ist 
verantwortlich? Wer entwickelt hier? Wer bezahlt hier? Welche Motive existieren, 
um sich dort zu beteiligen? Meine Aussage ist dazu immer: Technologie ist als sol-
che nicht sicher, sie ist nicht resilient, und sie ist auch nicht souverän tätig. Men-
schen und teilweise auch Unternehmen machen die Dinge sicher, resilient und 
souverän. Zur Souveränität gehören die Menschen, die entwickeln können, die 
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kluge Architekturen erstellen, immer wieder auch auf neue Herausforderungen rea-
gieren und die notwendigen Veränderungen anstoßen.

Kurz: Für digitale Souveränität muss man die digitale Supply Chain im Griff haben. 
Kluge Wirtschaftspolitik und eine kluge Beschaffungs- und Partnerstrategie sind für 
die digitale Souveränität wichtig.

Mein Plädoyer wäre, auch in diesen zentralen und strategisch wichtigen Absatz die 
Menschen mitaufzunehmen. Bildung und Weiterbildung wären hier Themen. 
Gleichberechtigter Zugang, Inklusion, Zugang zu Digitalberufen – das alles findet 
sich im Gesetz, aber eben nicht an dieser zentralen, wichtigen Stelle.

Mein zweites Thema sind Sicherheit und Datenschutz im Gesetzesentwurf. Sicher-
heit ist eine der zentralen Vorbedingungen für Souveränität und gehört zu "Regeln 
setzen und Regeln durchsetzen". Einige lobende Worte: IT-Sicherheit ist in Bayern 
eine Erfolgsgeschichte. Auch eine kluge Wirtschaftspolitik trägt dazu bei. Bayern 
hat zunächst einmal kritische Infrastrukturen, die es auch zu schützen weiß, und 
hat auch hier Institutionen aufgebaut – Rechenzentrum, das LSI – und schafft es 
hier, Sicherheit nicht nur für die kritischen Infrastrukturen zu bieten, sondern auch 
für den Mittelstand, die kleinen Betriebe und die öffentliche Verwaltung. Es gefällt 
mir gut, dass in dem Gesetzestext zentrale Meilensteine festgelegt werden: Cloud-
Strategie, Portale, Bürgerkonten, Einheitlichkeit und die wichtigen Institutionen für 
die Sicherheit. Das sind richtige und wichtige Konzepte für die Digitalisierung.

Ich möchte aber hier noch mal auf den Faktor Mensch zurückkommen. Der Geset-
zesentwurf fordert Nutzerfreundlichkeit und auch Inklusion. Das ist richtig, wichtig 
und gut. Von neuen Technologien wird mehr gefordert: Erklärbarkeit. Sie haben 
diesen Begriff vielleicht im Kontext von Künstlicher Intelligenz gehört. Man will ver-
stehen, was die Dinge tun. Das gilt für neue Technologien, und das muss aber für 
alte Prozesse und alte Verfahren, die man teilweise kennt, in dieser neuen Welt 
auch gelten. Nur wenn Bürger sehen und verstehen, was Beamte, Angestellte und 
vielleicht auch Systeme mit ihren Daten und ihren Eingaben tun, kann Vertrauen 
aufgebaut werden in der breiten Masse und der Transformationsprozess gelingen. 
Denn Vertrauen ist ein wichtiges Gut in diesen Zeiten, und Bürger müssen vertrau-
en, um den Weg mit der digitalen Verwaltung mitzugehen.

Ein drittes Thema wäre die Technologie für die Digitalisierung. Mit Cloud-Strategie, 
Rechenzentren, Portal-Lösungen, Transparenz und Inklusion sind alle wichtigen 
Themen abgedeckt. Die Cloud-Strategie ist hier ein wichtiges Thema. Für neue 
Prozesse, neue digitale Verfahren ein neues Umfeld zu schaffen, das Synergien 
schafft, das erhöhte Anforderungen der Sicherheit durchsetzen kann und das vor 
allem die Masseprozesse gut und einfach umsetzen kann. Dort kann sich eine ei-
gene Identität für die Digitalisierung herausprägen. Die Nutzerfreundlichkeit kann 
steigen, und vor allem können die notwendigen Transformations- und Erneue-
rungsprozesse auch angestoßen und gleichmäßig durchgezogen werden. Das wird 
viel zur Nutzerfreundlichkeit, zur Verständlichkeit, zur Akzeptanz und dann auch zu 
einer kritischen Masse an einerseits Diensten und andererseits Anwendern beitra-
gen.

Das Thema Nachhaltigkeit wird angesprochen. Das ist wichtig und gut. Cloud-Lö-
sungen haben hier ihre Vorteile, vor allem was Langfriststrategien und langfristige 
Weiterentwicklungen bedeutet. Neue Dienste, wie sie die Energiewende und die 
Dekarbonisierung der Wirtschaft bedeuten, können hier dann leichter ergänzt wer-
den, als es in einer konventionellen Architektur möglich wäre. Ein zusätzlicher 
Punkt zur Nachhaltigkeit würde diesen Bereich hier weiter stärken.
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Fazit: Kann die Digitalisierung mit diesem Gesetz gelingen? – Ja. Es wird nicht ein-
fach werden, aber das Gesetz sieht eine kluge Strategie vor.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Vielen Dank! Dann würde ich jetzt schauen, 
ob Herr Otto zugeschaltet ist. – Ja. Wunderbar. Herr Otto, Sie haben das Wort.

SV Philipp Otto (iRights.Lab): Ich hoffe, man versteht mich gut. Ich komme über 
das Internet, und das ist ja auch Kern des Gegenstands hier, deswegen gehe ich 
einfach mal davon aus, dass das schon passt.

Auch von mir einen ganz herzlichen Dank für die Einladung. Ich bin Direktor unse-
res Think Tanks iRights Lab. Wir beschäftigen uns seit sehr vielen Jahren mit ganz 
vielen unterschiedlichen Fragen der Digitalisierung, vor allem damit, wie die positi-
ven Effekte auf die Gesellschaft aussehen können. Ein ganz großer Schwerpunkt 
ist die Digitalisierung der Verwaltung. In dem Kontext arbeiten wir sehr eng mit 
dem Bundesarbeitsministerium zusammen. Wir digitalisieren mit dem Innovations-
büro das Bundesfamilienministerium und arbeiten zudem ganz viel im Bereich von 
datengetriebener Verwaltung.

Das Bayerische Digitalgesetz bringt Freude und ein bisschen Kummer zugleich. 
Ich führe das gleich in den weiteren Punkten aus. Ich habe auch eine Stellungnah-
me abgegeben, die auch vorliegen müsste.

Erstmal ist ganz viel Positives drin. Das heißt, es ist eine holistische Herangehens-
weise an einen komplizierten Gegenstand, der oftmals an vielen Stellen undefiniert 
ist. Auch Bayern kann sozusagen nicht jeden unklaren Punkt, beispielsweise im 
Kontext von "Was ist eigentlich digitale Souveränität?" etc., lösen. Deswegen müs-
sen zwangsläufig auch an verschiedenen Stellen im Gesetzesentwurf Dinge noch 
ein Stück weit unklar bleiben. Gleichzeitig ist die übergeordnete Bezugnahme auf 
diese Punkte wesentlich und auch gut und bringt den Charakter des Gesetzes an 
verschiedenen Stellen sehr deutlich zum Vorschein. Auch die Charta mit den über-
geordneten Rechten ist gut.

Gleichzeitig aber – und damit kommen wir natürlich auch zu Punkten, die aus mei-
ner Sicht steuerungsbedürftig sind – verbleibt vieles im Ungenauen. Wir haben im 
BayDiG eine ganz lustige Mischung aus sehr konkreten und sehr abstrakten Vor-
schriften. Aus unserem Blickwinkel ist es natürlich immer so, dass wir sagen: Je 
konkreter wir etwas fassen können, je mehr Dinge mit Folgewirkung versehen sind, 
desto besser ist es und desto weniger Interpretationsspielraum gibt es nachher bei 
der Auslegung.

Übergeordnet will ich drei Dinge vorab hervorheben:

Einerseits sehe ich einen Mangel an Wissenstransfer. Das heißt, man sollte im 
BayDiG noch mal stärker den Austausch von Wissensgenerierung, von Anwen-
dungswissen, von Use Cases, von Fails etc. zwischen den Beteiligten im Land ver-
ankern. Das Verankern halte ich deswegen für wichtig, weil man nicht in jeder 
Kommune alles neu erfinden muss; sondern es geht ganz konkret darum, dass 
man voneinander lernt, dass man im Kontext von "Was kann eigentlich Digitalisie-
rung?" lernen und in jeglicher Richtung auch Erfahrungen kopieren kann, damit 
man schneller vorankommt und weniger Streu- und Reibungsverluste hat.

Der gesamte Themenbereich von auf Algorithmen basierenden Entscheidungen, 
Künstlicher Intelligenz und Einsatz von Hochtechnologie ist aus meiner Sicht im 
Gesetzesentwurf noch zu schwach ausgeprägt. Es ist eine punktuelle Erwähnung 
da, aber es geht natürlich noch sehr viel mehr. Ich finde, man könnte hier an etli-
chen Punkten noch mal nachschärfen, wie beispielsweise auch so eine Art Pre-
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view-System, ein Vorhersagesystem für Krisensituationen des Auswärtigen Amtes, 
für Bayern aussehen könnte, um die Bayerische Staatsregierung in die Situation zu 
versetzen, digital gestützt Verwaltungshandeln möglicherweise noch besser auf die 
Straße zu bringen.

Was auch noch fehlt, ist der Aspekt Schnittstellen. Das heißt, was bedeutet es 
denn, wenn ich mit meiner Bayern-ID nach Hamburg umziehe? Was bedeutet das 
andersrum? Hier brauchen wir eine wahnsinnig enge Abstimmung, die wesentlich 
über das hinausgeht, was im Gesetz bislang verankert ist, um diese Interoperabili-
tät von datenerhobenen Aspekten zu verbessern. Da könnte man im Gesetz auch 
noch mal etliches nachsteuern.

Der grundsätzliche Paradigmenwechsel zu digitalem Regelfall ist natürlich super. 
Gleichzeitig ist digital im Regelfall vielleicht eine Art Status quo. Das Gesetz geht 
aber natürlich weit in die Zukunft, und deswegen braucht man noch einen weiteren 
Paradigmenwechsel. Das ist der Paradigmenwechsel hin zu einer aufsuchenden 
Verwaltung. Das heißt, die Bürgerin oder der Bürger ist in einer bestimmten Le-
benssituation und deswegen kann die bayerische Verwaltung quasi automatisiert 
schon darauf reagieren und Angebote machen: Nicht die Bürgerin oder der Bürger 
beantragt das Kindergeld, sondern das läuft andersrum.

So muss man an ganz vielen Stellen Verwaltungshandeln ein Stück weit neu den-
ken. Das sind viele Debatten, die wir hier führen. Diese neue Form von aufsuchen-
der Verwaltung funktioniert mit digitalen Hilfsmitteln natürlich besonders gut bzw. 
funktioniert nur mit digitalen Hilfsmitteln. Da greift der Gesetzesentwurf aus meiner 
Sicht noch zu kurz.

Ein unangenehmes Thema sind Sanktionen. Das heißt, was passiert eigentlich, 
wenn irgendjemand irgendetwas nicht macht? Sanktionen sind disziplinierend und 
gleichzeitig anregend, weil man sie verhindern will. Deswegen muss man, glaube 
ich, an verschiedenen Stellen noch mal überlegen, wo man Sanktionsmechanis-
men einbauen kann, wenn Dinge nicht so gemacht werden, wie sie eigentlich ge-
macht werden sollten. Denn diese Digitalisierung ist wirklich kein Nice-to-have, 
sondern ein Must-have. Deswegen ist es an der Stelle wichtig, den nötigen Ernst 
auch mit Konsequenzen zu hinterlegen.

Bei den Aspekten zum Monitoring ist bitte zu berücksichtigen, dass die Kommunen 
hier stark eingebunden werden. Das kommt aus meiner Sicht noch zu kurz. Wenn 
das schon angedacht ist, dann streichen Sie diesen Hinweis.

Die Ausgliederung von Open Data in ein anderes Gesetz ist ein bisschen schade, 
bzw. wenn das so sein soll, dann hätte ich dieses Gesetz natürlich gerne schon 
jetzt vorliegen gehabt. Denn über offene Daten steuert man wesentlich Bürgernähe 
und Anknüpfungsmöglichkeiten für Verwaltungshandeln. Daran hängt sehr viel von 
dem, was über den ganzen Bereich der datengetriebenen Verwaltung möglich ist. 
Deswegen ist es schade, dass das noch nicht zusammengedacht wurde. Das ist 
natürlich unbedingt notwendig, weil es im Prinzip Daten sind, die diesen Betriebs-
raum zum Laufen bringen.

Die Positionierung zur digitalen Souveränität ist noch zu vage; es ist noch nicht 
ausbuchstabiert, was das konkret an vielen Stellen tatsächlich bedeutet. Es ist 
auch noch nicht hinterlegt mit konkreten Folgewirkungen und gegebenenfalls 
rechtlichen Ansprüchen.

Auch der Kostenrahmen fehlt. Der ist naturgemäß in ganz vielen Gesetzen nicht 
enthalten. Aber daran entscheidet sich natürlich an vielen Stellen, wie umfangreich 
Maßnahmen sind, welche Kosten und welche Fördermöglichkeiten zu erwarten 
sind. Das ist ein wesentlicher Steuerungsmechanismus.
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Zu kurz kommt auch das Open-Source-Prinzip. Das ist teilweise als Nice-to-have 
angedacht. Ich glaube, man sollte das noch stärker machen. Insbesondere, wenn 
es um öffentliche Mittel geht, muss natürlich der Grundsatz, dass öffentliches Geld 
zu öffentlichem Code führt, noch stärker berücksichtigt werden. Davon explizit aus-
genommen sind sicherheitsrelevante Sachen, Resilienzfragen und kritische Infra-
struktur. Da muss natürlich anders vorgegangen werden. Gleichzeitig sollte aber 
der Grundsatz von öffentlichem Geld und öffentlichem Code stärker berücksichtigt 
werden.

Wenn man weitere Punkte ansieht, könnten weitere Handlungsideen sein, dass 
man kommunal, regional, in Kreisen, auf eine neue Form von Verknüpfung in einer 
Art Verwaltungskompetenzzentren setzt, in denen eine engere Zusammenarbeit 
der Kommunen aber auch der weiteren Beteiligten möglich ist, um eben einen rich-
tigen Austausch zu ermöglichen, bis hin zu einer Art kollektiven Forschungs- und 
Entwicklungsabteilung im digitalen Sektor für Anwendung für Kommunen, damit 
die Kommunen nicht alles selber erfinden und alle Fehler selber machen müssen, 
sondern damit man einen ganz großen Wissenstransfer hat, der dokumentiert ist, 
der an verschiedenen Stellen genutzt werden kann. Der Kollege von den Kommu-
nen hatte vorher auch schon darauf hingewiesen. Das halte ich für elementar wich-
tig, und man sollte schauen, wie man das im Gesetzesentwurf verankern kann.

Wir brauchen zentrale Verfahren. Das heißt, wir brauchen klare Advices, in wel-
chen Bereichen vergleichbare Strukturen welche Dinge tun sollen. Eine Art Emp-
fehlungssystem für erfolgreiche Anwendung wäre also wesentlich, um die Digitali-
sierung vor Ort, in jeder Kommune zu beschleunigen. Deswegen habe ich hier die 
Bitte oder Anregung, einen entsprechenden Passus in das Gesetz aufzunehmen.

Wesentlich ist am Ende der Umsetzungsspiegel. Man muss also über die ganzen 
abstrakten Regelungen noch einmal den Umsetzungsspiegel legen, um deutlich zu 
machen, ob man genug geregelt hat oder noch mal konkreter werden muss, damit 
– wenn das Gesetz in Kraft tritt – tatsächlich auch alle wissen, was sie zu tun 
haben, was sie tun können und an welcher Stelle möglicherweise noch mal ein 
stärkerer, praktisch orientierter Nachhol- und Nachsteuerungsbedarf im Gesetz ist. 
Denn klassischerweise hat man natürlich immer abstrakte Regelungen in Geset-
zen, aber je konkreter die Umsetzungssituationen sind und je konkreter das ist, 
was man gerne damit hätte und was man machen kann, desto besser ist es am 
Ende des Tages.

Den Paradigmenwechsel hin zur aufsuchenden Verwaltung hatte ich erwähnt. Das 
ist im Prinzip das Think Piece, das man noch mal drüberlegen muss, um die Fort-
setzung dieses Gesetzes in fünf bis zehn Jahren schon mal mit in den Blick zu 
nehmen, wenn es an dieser Stelle noch nicht in dem Bereich Experimente stärker 
mit reingenommen werden kann.

Ganz allgemein: "Data-driven Bavaria" steht hier auf meinem Zettel: Bayern geht 
an vielen Stellen immer voraus, und deswegen sind die Ansprüche und Erwartun-
gen natürlich besonders hoch. Data-driven Bavaria hat für mich auch ganz viel 
damit zu tun, dass man wirklich darauf achtet, dass man eine Messbarkeit, eine 
Daten gesteuerte Verwaltung hinbekommt. Das ist an ganz vielen Stellen noch 
nicht angelegt, denn an ganz vielen Stellen müssen natürlich auch hier im BayDiG 
schon die entsprechenden Weichen gestellt werden, damit Daten erhoben werden, 
damit Verantwortlichkeiten festgelegt werden, dass mit Data Governance in der 
Landesverwaltung noch mal praxisnäher, übergeordneter und nicht nur an einer 
Stelle zentralisiert eingeführt werden kann. Das heißt, hier kann man an sehr vie-
len Stellen im Vorgriff auf mögliche weitere spezifizierende rechtliche Ausführun-
gen schon Weichen stellen. Ich glaube, da ist ganz viel machbar. Denn wenn man 
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Messbarkeit hinbekommt, kann man auf Wirkungen achten. Man kann schauen, 
welche Regelung wann abläuft, was man wann und wie evaluieren muss, wie die 
Nachsteuerung im digitalen Sektor ist, wo sich in rasender Geschwindigkeit alles 
verändert. Dafür brauchen wir natürlich ein Stück weit auch ein agileres Vorgehen 
bei der Überarbeitung von einzelnen Artikeln in einem Digitalgesetz.

Das Wissensmanagement hängt da noch dran.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Herr Otto, Sie denken bitte auch ein biss-
chen an das Zeitbudget. – Das möchte ich vorsichtig einwerfen.

SV Philipp Otto (iRights.Lab): Einverstanden. Noch 60 Sekunden.

Das Wissensmanagement ist im Prinzip die Perpetuierung der ganzen Erfahrung, 
die man macht, die die einzelnen Anwenderinnen und Anwender des Gesetzes 
machen. Hier geht es auch um die Frage, wie man eigentlich subjektives Erfah-
rungswissen gemittelt bekommt. Wie bekommt man eine bessere Zusammenarbeit 
zwischen den Beteiligten hin? Auch hier wünschte ich mir schon im Gesetz ange-
legt mehr Kooperationsmöglichkeiten.

Ganz allgemein – und das ist der letzte Punkt in 20 Sekunden – sollten wir mehr 
Experimente wagen. Ich glaube, wir brauchen an verschiedenen Stellen auch noch 
Experimentierklauseln. Denn wir sind mit einer Realität konfrontiert, in der wir auch 
heute noch nicht wissen, was wir eigentlich regeln, wo wir zu viel regeln und wo zu 
wenig. Deswegen muss man experimentieren.

Ganz herzlichen Dank! Ich freue mich auf die Fragen.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön, Herr Otto. Als Nächster Herr 
Schindler, bitte.

SV Mathias Schindler (GFF): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abge-
ordnete, liebe digital und physisch Anwesende, liebe Handwerker! Vielen Dank für 
die Einladung in Ihren Ausschuss, in die Anhörung zum Entwurf des Digitalgeset-
zes. Mein Name ist Mathias Schindler. Ich bin Mitarbeiter in der GFF, der Gesell-
schaft für Freiheitsrechte, einem gemeinnützigen Verein mit dem Ziel, Grund- und 
Menschenrechte durch strategische Prozessführung zu erhalten und auszubauen. 
Ich arbeite in einem Team zu Fragen der Wechselwirkung von Urheberrecht und 
Grundrechten.

In meiner Stellungnahme möchte ich mich auf drei Schwerpunkte der Gesetzge-
bung konzentrieren, die aus Sicht der GFF wichtig sind, relevant sind und ein gro-
ßes Maß an Aufmerksamkeit verdienen.

Ich fange mit Artikel 14 BayDiG an, den offenen Daten:

Richtigerweise ist auch in der Liste der Ziele in Artikel 2 Satz 2 ebenfalls an 
Punkt 14 dieser Punkt "offene Daten" genannt. Open Data meint, dass Daten der 
öffentlichen Verwaltung von Dritten, das heißt der Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Wis-
senschaft und – ganz wichtig – auch von anderen Teilen der öffentlichen Verwal-
tung legal für beliebige Zwecke, das heißt auch kommerziell genutzt werden kön-
nen. Dies schließt die Vervielfältigung, die erneute Veröffentlichung aber auch die 
Veränderung ein, zum Beispiel die Kombination mit anderen Daten. Auch wenn in 
der Zielliste des Artikels 2 "offene Daten" als eigener Punkt steht, ist es ganz wich-
tig festzustellen, dass offene Daten kein Selbstzweck sind. Offene Daten und eine 
robuste Freigabepolitik für Daten in fast allen anderen der genannten Ziele können 
einen wichtigen Beitrag leisten; zum Beispiel in Punkt 4, "Förderung im Mobilitäts-
bereich". Denken Sie an Fahrplaninformationsdaten, multimodale Möglichkeiten, 
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Menschen zu transportieren. Denken Sie an Punkt 9, "Förderung digitaler Ge-
schäftsmodelle", zum Beispiel an Trainingsdaten für automatisierte Entscheidungs-
findung. Oder Punkt 8, "Verbraucherschutz": Maschinenlesbare Daten der öffentli-
chen Hand, um Zuverlässigkeit von COVID-Schnelltests in einer App dazustellen, 
die es Ihnen ermöglicht, über den Barcode herauszufinden, ob der Schnelltest, den 
Sie vor sich haben, vom RKI für gut oder schlecht befunden wurde.

Umso enttäuschender ist es, dass Artikel 14 letztlich nur ein Platzhalter für eine 
künftige landesgesetzliche Regelung ist. Im BayDiG wird keine Anspruchsgrundla-
ge für offene Daten in Bayern geschaffen. Die Verwaltung des Landes wird über 
die bestehenden Pflichten des Bundes- und Europarechtes nicht zur Bereitstellung 
von Daten verpflichtet. Der Begriff der Aufbereitung fällt weit hinter das zurück, was 
Open Data ausmacht und bezieht sich ohnehin nur auf die bereits öffentlich zugän-
glichen Daten. Das Nähere wird im Gesetz bestimmt.

Ich möchte an dieser Stelle daher relativ harsch formulieren: Artikel 14 leistet in der 
gegenwärtigen Form nichts, was nicht auch eine Pressemitteilung hätte leisten 
können. Der Formulierungsvorschlag, den wir anbieten möchten, würde die guten 
Teile von Artikel 14 Satz 1 und Satz 2 kombinieren:

Die staatlichen Behörden sind verpflichtet, Datenbestände der öffentlichen 
Verwaltung zur freien Nachnutzung aufzubereiten und zu veröffentlichen. Aus-
nahmen werden durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmt.

Das kann Sicherheit sein, das kann auch Datenschutz sein. Dafür gibt es durchaus 
Gründe. Beispielsweise gut genannt in dem Open-Data-Gesetz in Schleswig-Hol-
stein; leider sehr umfangreich, aber immerhin.

Um Ihnen ein Beispiel zu geben, warum das alles so wichtig ist: Beim Bayerischen 
Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung ist die ZSHH angesie-
delt, die Zentrale Stelle Hauskoordinaten und Hausumringe. Acht Bundesländer 
veröffentlichen derzeit schon Hauskoordinaten bzw. Hausumringe als Open Data. 
Bayern zählt leider nicht dazu. Wie Sie in der Presse lesen können, führt die ZSHH 
gegen Journalisten und Software-Entwickler Rechtsstreitigkeiten über die aus 
ZSHH-Sicht nicht erlaubte Nutzung dieser Daten. All dies dient weder der Qualität 
von Daten der Verwaltung, es dient auch nicht der Geheimhaltung und auch nicht 
Schutzinteressen, denn die Daten wären käuflich zu erwerben. Die Veröffentli-
chung ist relativ wichtig für eine ganze Reihe von Arbeiten, die sie als Vertreter der 
Zivilgesellschaft leisten wollen, um tatsächlich ihr Land schöner zu machen, um 
Geschäftsmodelle zu entwickeln und eine faktenbasierte Rechtssetzung zu ermög-
lichen.

An dieser Stelle daher mein Appell an Sie: Nutzen Sie die Gelegenheit dieses Ge-
setzes für eine robuste Open-Data-Regelung, insbesondere im Bereich von Geo-
daten.

Der nächste Punkt betrifft ebenfalls die Offenheit, nämlich freie bzw. offene Soft-
ware. Das ist Artikel 3 Absatz 4 BayDiG. Dieser Absatz enthält eine sehr schwache 
Formulierung für offene Software mit den Einschränkungen der Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit. Ich persönlich gehe davon aus, dass eine Verwaltung auch 
schon jetzt offene Daten einsetzt, wenn es wirtschaftlich und zweckmäßig ist. 
Meine Vermutung ist, dass viele Verwaltungseinheiten bereits Software einsetzen, 
von der Teile unter einer freien Lizenz verfügbar sind. Üblicherweise ist das der 
komplette Linux Stack, wenn Sie Server einsetzen, zunehmend aber auch Teile der 
Clients.
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Dabei geht es nicht darum – ich glaube, das hatte eine Vorrednerin, Frau Professor 
Lechner, erwähnt –, dass Sie plötzlich als Verwaltung mit einer diffusen, nicht greif-
baren Entwickler-Community ohne Rechtsform arbeiten müssen. Die Ansprechper-
sonen sind ja weiterhin Dienstleister mit einer Rechtsform, die Ihnen Angebote ma-
chen. Der einzige Unterschied ist die Lizenzform, und da finden Sie natürlich 
Firmen, inklusive Microsoft, die ohne Probleme Open Source Software in ihrem 
Portfolio haben.

An dieser Stelle kurz ein Hinweis: In der Begründung dieses Absatzes des Geset-
zes ist eine grob missverständliche Darstellung zur Lizenzpolitik von Java enthal-
ten. Ich bitte Sie, nicht darauf reinzufallen. Freie Lizenzen sind ja gerade die Rück-
versicherung für Sie als Nachnutzender, dass Sie bei einer Strategieänderung des 
Herstellers eben nicht Freiheiten verlieren, die Sie bereits einmal hatten. Wir kön-
nen das bei Interesse ausführen.

Der dritte Punkt betrifft Artikel 33 BayDiG, Einsicht in die digitale Akte. Dieser Arti-
kel ist für uns ein gutes Beispiel dafür, welche Chancen noch in diesem Gesetz 
stecken würden und rausgearbeitet werden könnten, aber derzeit noch nicht ge-
nutzt werden.

Zum Beispiel ist der Artikel nach unserem Verständnis so formuliert worden, dass 
es hier kein eigenes Einsichtsrecht gibt, sondern dieser Artikel nur dann greift, 
wenn bereits ein Einsichtsrecht existiert. Das findet sich so auch in der Begrün-
dung. Es ist eine Kann-Regelung zur Ausgestaltung der Akteneinsicht, die für den 
Betroffenen nichts umfasst, was nicht eh schon machbar ist. Die Behörden bekom-
men keine Lenkungsmöglichkeit an die Hand.

Für mich wird die Frage aufgeworfen: Was passiert mit den Bürgern, die ein Ein-
sichtsrecht in eine digitale Akte haben, wenn die Behörde sich nicht imstande sieht 
oder dies nicht möchte, eine der vier dort genannten Möglichkeiten der Einsicht-
nahme zu wählen? – Eine unfreundliche Lesart dieses Absatzes bedeutet, dass 
eine Behörde nach freier Entscheidung das Einsichtsrecht in eine digitale Akte zu-
mindest verzögern, verhindern oder den Ausdruck verkomplizieren kann. Sie neh-
men eine digitale Akte und drucken Sie aus. Sie verlieren eine Reihe von Daten 
und Möglichkeiten, mit den Daten der Akte arbeiten zu können. Das ist alles be-
dauerlich und könnte in einem Gesetz vermieden werden.

Ich bin meinen Vorrednern Herrn Otto und Herrn Bernhardt sehr dankbar. Deren 
Ausführungen haben es mir ermöglicht, unter den zehn Minuten zu bleiben. Ich 
stehe aber für Ihre Fragen zur Verfügung.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Vielen Dank, Herr Schindler. Ich danke 
allen für ihr Verständnis, dass ich immer auf die Zeit achte. Wir müssen schauen, 
dass wir zielgerichtet zu den Fragestellungen der Kolleginnen und Kollegen kom-
men.

Ich würde mit Frau Völzow fortfahren. Ich hoffe, dass ich den Namen richtig ausge-
sprochen habe.

SVe Christine Völzow (vbw): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen 
und Herren! Herzlichen Dank auch von meiner Seite, dass wir die Möglichkeit 
haben, als Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft Stellung zu dem Gesetzentwurf 
zu nehmen, was wir auch zu dem ersten Entwurf schon schriftlich getan haben.

Insgesamt kann ich sagen, dass wir finden, dass das ein guter Ansatz ist, ein guter 
Wille erkennbar ist, Digitalisierung als zentrales Thema relativ umfassend zu re-
geln. Wir sehen eine gute Absicht, die digitale Transformation zu fördern, zu er-
möglichen, dass die Chancen ergriffen werden, die darin liegen. Diese gute Absicht 
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wollen wir bestärken, und wir würden uns wünschen, dass sie sich noch auf einige 
weitere Aspekte erstreckt. Teilweise sind sie im Entwurf schon angelegt, teilweise 
noch nicht. Vieles wurde auch schon angesprochen.

Ich kann noch nicht alles, worum es in dem Gesetz geht oder gehen kann, aus 
Sicht der Wirtschaft abschließend beurteilen, weil vieles eben noch nicht konkret 
ist. Konkret wird es dort, wo es um die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen, 
von Verwaltungsprozessen geht. Aber auch das lohnt natürlich eine Stellungnah-
me, weil das für die Wirtschaft extrem wichtig ist. Es ist ein großes Handlungsfeld, 
und eines, auf dem noch viel zu tun ist. Wir müssen jetzt nicht in die Tiefe gehen, 
wieviel beim OZG noch offen ist. Aber ich fand die Darstellung der Vorredner zum 
Umsetzungsstand beim Onlinezugangsgesetz noch relativ höflich. Wenn man liest, 
was zum Beispiel der Normenkontrollrat nachgezählt hat, kommt man ja auf einen 
Umsetzungsgrad im einstelligen Bereich, sodass eigentlich nur die Frage ist, um 
wie viele Jahre es sich verschiebt.

Das ist natürlich erst recht ein Grund, Tempo aufzunehmen, und ich lese aus dem 
Gesetzentwurf auch raus, dass der Wille besteht, bei der Umsetzung der Digitali-
sierung wirklich schneller zu werden. Das können wir natürlich nur begrüßen, weil 
die Unternehmen tatsächlich die Power User der Verwaltungsleistung sind. Daher 
kommt ja auch eine gewisse Unzufriedenheit. Wenn wir Erhebungen über be-
stimmte Standortfaktoren in Bayern machen, schneidet der Umgang mit der Ver-
waltung nicht unbedingt am besten ab.

Der Herr Nussel kennt viele Probleme, die erlebt werden. Das liegt einfach daran, 
dass Unternehmen typischerweise sehr viel mehr Verwaltungskontakte haben als 
der durchschnittliche Bürger und deshalb von dem damit verbundenen Aufwand 
umso stärker betroffen sind, von einem Aufwand, der teilweise als doppelt, dreifach 
oder vierfach erlebt wird. Unternehmen sind somit auch die größten Profiteure 
einer gelingenden Digitalisierung und vor allem einer gelingenden Modernisierung 
der Verwaltung.

Von daher ist das eine tolle Richtung, die wir nur unterstützen können.

Ganz grundsätzlich verbinden wir neben der höheren Effizienz die Digitalisierung 
möglichst vieler Leistungen auch damit, dass es eben nicht nur – das wurde auch 
schon angesprochen – papierlos ist, sondern in der Tat möglichst automatisierbar. 
So wie es ja eigentlich auch angelegt ist, auch im OZG in der höchsten Reifegrad-
stufe.

Was als aufsuchende Verwaltung angesprochen wurde, betrifft nicht nur den Bür-
ger, sondern durchaus auch die Unternehmen. Wir brauchen eine Umsetzung des 
Once-Only-Prinzips, und wir brauchen natürlich vor allem einheitliche Prozesse, 
Schnittstellen und bundesweite Standards, weil auch bayerische Unternehmen na-
türlich an der Landesgrenze nicht aufhören zu arbeiten. Wir brauchen eine frühzei-
tige Einbindung von Unternehmen, um tatsächlich den Bedarf zu erheben und sich 
auf diesen Bedarf einstellen zu können. Natürlich muss die Digitalisierung der Ver-
waltung auch zum Anlass genommen werden, den Rechtsrahmen als solchen zu 
modernisieren, schlanker zu machen, auch digitalisierungstauglicher zu machen. 
Diese Chance sollte aus meiner Sicht noch stärker ergriffen werden.

Einen Teil dieser Anliegen sehen wir im Gesetzentwurf auch gut umgesetzt. Ich 
möchte nur ein paar positiv hervorheben:

Dirk Heckmann hat es schon gesagt: Die verbindliche Verankerung der Nutzerf-
reundlichkeit ist natürlich richtig und wichtig. Ich habe nur die dringende Bitte, als 
Nutzer nicht immer allein den Bürger vor Augen zu haben, sondern insbesondere 
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auch den starken Nutzer Unternehmer, die Wirtschaft, deren Belange mindestens 
gleichberechtigt berücksichtigt und mitgedacht werden müssen, möglichst von An-
fang an. Dazu müssen sie natürlich auch bekannt sein. Dieser Bedarf muss also 
erhoben werden. Wir stehen, was zum Beispiel die Priorisierung angeht, auch im 
Austausch mit dem Digitalministerium. Aber das muss mehr als eine einmalige 
Sache sein. Aus unserer Sicht muss wirklich im Gesetz verankert sein, dass, um 
Nutzerfreundlichkeit umzusetzen, der Nutzer, auch die Wirtschaft, immer einzubin-
den ist.

Der Ansatz der Volldigitalisierung, digitale Verfahren als Regelfall, ist natürlich zu 
begrüßen. Es wurde aber schon ein paar Mal angesprochen, dass man ein biss-
chen aufpassen muss, dass der Auslegungsspielraum da nicht zu groß wird. Wenn 
die Ziele so ambitioniert sind – und das sind sie ja zu Recht –, dann darf man jetzt 
aber auch nicht zu viel darüber nachdenken und diskutieren müssen, ob jetzt digi-
talisiert wird oder nicht, oder wie man jetzt die Wirtschaftlichkeit beurteilt, was man 
da miteinbezieht. Zumindest sollten klare Auslegungsregelungen wenigstens in der 
Begründung gegeben werden, damit dieses Ziel – im Zweifel Digitalisierung – auch 
auf den Weg kommt.

Dass ein Thema wie Ökologie und Nachhaltigkeit angesprochen ist, finden wir rich-
tig. Es entspricht auch einer langjährigen Forderung von uns, dass der Staat das 
stärker aufgreift. Allerdings ist nur die eine Seite aufgegriffen, nämlich die Frage, 
was man Green IT nennen könnte, auch in der staatlichen Beschaffung darauf zu 
achten, dass zum Beispiel energieeffiziente Geräte, Software und Ähnliches, ein-
gesetzt werden.

Was noch ein bisschen fehlt, ist die andere Seite. Um nämlich zu wissen, welche 
der digitalen Technologien eigentlich den besten CO2-Fußabdruck hat, müsste ich 
den erst mal viel genauer kennen. Auch um solche Erkenntnisse zu verbessern, 
kann ich wiederum auf Digitalisierung setzen, um durch eine bessere Datennut-
zung mehr über das zu erfahren, was wir eigentlich einsetzen. Das sehe ich im Ge-
setz noch nicht so angelegt. Auch den großen Beitrag, den digitale Technologien 
für mehr Nachhaltigkeit insgesamt bringen, könnte man durchaus noch mehr beto-
nen.

Sehr gut ist, dass es ein Recht auf mobile Bereitstellung öffentlicher digitaler 
Dienste gibt. Das entspricht der entsprechenden Entwicklung auch in der Wirt-
schaft. Wir stellen fest, dass die Inanspruchnahme von und der Bedarf an mobil 
verfügbaren Leistungen stetig wachsen. Sehr gut ist natürlich auch, dass an die 
Kompetenzen gedacht ist, einerseits die eigenen Kompetenzen der Verwaltung, 
auf der anderen Seite aber auch die Kompetenzen von natürlichen und juristischen 
Personen. Gerade das Thema Bildung ist zu Recht verankert, weil es ein Kernbe-
standteil der digitalen Souveränität ist.

Aber aus unserer Sicht könnte man ein paar Aspekte durchaus noch ergänzen. 
Das betrifft zunächst den Umgang mit Daten. Das soll zwar möglicherweise zu 
einem späteren Zeitpunkt geregelt werden. Aber dieses Gesetz ist ja so gedacht, 
dass es Leitplanken für so ziemlich alles setzen möchte, was im Bereich Digitalisie-
rung relevant ist. Deshalb wäre es doch durchaus sehr sinnvoll, hier eine Leitplan-
ke zu setzen und klarzustellen, dass man Daten für eine bessere Entscheidungs-
findung auch innerhalb der Verwaltung, für eine bessere Rechtssetzung nutzen 
möchte. Was das betrifft, was man eigentlich mit Digitalisierung erreichen möchte, 
die Ziele, die hinter der technischen Umsetzung liegen, wünschen wir uns natürlich 
auch, dass die Erleichterung einer Nutzung von Daten, namentlich Sachdaten 
durch die Wirtschaft, ebenfalls als eine solche Leitplanke verankert wird.
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Open Data ist schon mehrfach angesprochen worden. Da kann ich mich nur den 
Vorrednern anschließen. Es wäre doch sehr sinnvoll, auch hier eine Leitschnur im 
Gesetz zu geben.

Insgesamt fehlt noch ein institutionalisierter Austausch mit der Wirtschaft, damit sie 
wirklich regelmäßig eingebunden wird; zum Beispiel als Plattform, wie wir das auch 
schon im Rahmen der Verbändeanhörung vorgeschlagen hatten. Für die kommu-
nale Seite ist das vorgesehen, was ja auch wichtig und richtig ist, aber für die Wirt-
schaft fehlt es. Was mir besonders fehlt, ist ein Digital-Check. Professor Bernhardt 
hat das vorhin angesprochen. Mich wundert das ganz besonders, weil Bayern ja 
schon diesen Praxis-Check hat. Es würde also sehr gut in die Landschaft passen, 
die Digitalisierungstauglichkeit von neuen Gesetzen aber durchaus auch von be-
stehenden Gesetzen zu überprüfen, um Hemmnisse abzubauen. – Herr Nussel 
kann das wahrscheinlich kaum alles mit übernehmen. – Denn es ist eben nicht nur 
eine technische Digitalisierung, sondern es muss ja im gleichen Atemzug auch 
darum gehen, dass Recht insgesamt moderner zu machen und zu entschlacken.

Auch den Vorschlägen zur Verbesserung oder zur Präzisierung des Monitorings 
kann ich mich nur anschließen. Das halte ich für äußerst sinnvoll, auch, die bereits 
umgesetzten Maßnahmen transparent darzustellen. Einerseits fördert das natürlich 
einen gewissen, positiven Wettbewerb, weil sich verschiedene Verwaltungseinhei-
ten auch als besonders bürger- oder wirtschaftsfreundlich darstellen möchten, an-
dererseits ist das letztlich nur eine Werbung. Wir wollen ja, dass die Leistungen in 
Anspruch genommen werden, und das muss man einfach auch zeigen, wo man 
jetzt genau steht.

Insgesamt ist das ein relativ ambitioniertes Vorhaben, dem wir mit den genannten 
Ergänzungen durchaus wünschen, dass es zügig und erfolgreich umgesetzt wird. 
Als Wirtschaft würden wir uns da gerne einbringen.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön, Frau Völzow. Damit hätten 
wir die Sachverständigen durch. Ich würde jetzt die Möglichkeit eröffnen, in die Dis-
kussion einzusteigen. Ich schaue jetzt mal: Herr Adjei hat sich als Erster gemeldet. 
Als Nächste Frau Karl.

Abg. Benjamin Adjei (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Herren! Erst einmal vie-
len Dank, dass Sie sich hier die Zeit nehmen und im Vorfeld auch die ausführlichen 
Stellungnahmen erarbeitet haben. Wir wissen, wie viel Zeit das Ganze kostet, und 
wissen das zu schätzen.

Das Thema Digitalisierung ist ein ganz entscheidendes Thema für unsere Gesell-
schaft. Deshalb finden wir es grundsätzlich wichtig und gut, auch die rechtlichen 
Grundlagen zu überarbeiten und sich Gedanken zu machen, was auf gesetzgebe-
rischer Ebene geändert werden kann.

Sie haben viele Punkte angesprochen, die grundsätzlich im Gesetz stehen, aber 
auch viele Bereiche, die nicht drinstehen, und auf andere Bundesländer verwiesen. 
Das Thema "Offene Daten" ist sehr häufig vorgekommen. Das steht als Begriff 
drin, aber es steht nicht drin, was das am Ende bedeutet.

Herr Heckmann, Sie haben gesagt, welche Gesetze aus anderen Bundesländern 
nicht übernommen werden sollten. Hätten Sie denn einen Vorschlag, woran man 
sich orientieren kann? Hamburg habe ich im Kopf, mit dem Transparenzgesetz. In 
Bayern hat die CSU ein Transparenzgesetz immer wieder abgelehnt. Finden Sie 
das eine geeignete Möglichkeit? Woran sollte man sich vielleicht orientieren? Gibt 
es international Orientierungsmöglichkeiten? Vielleicht möchte auch einer der an-
deren Experten dazu etwas sagen.
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Was für Auswirkungen hat es eigentlich für die bayerische Wirtschaft insgesamt, 
wenn das Thema weiter vertagt wird, wenn wir uns jetzt nicht um das Thema "Offe-
ne Daten" kümmern? Und zwar im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit – auch 
mit dem amerikanischen Bereich – und die Frage der Souveränität. Im Gesetzent-
wurf wird ja das Thema der staatlichen Handlungsfähigkeit genannt. Was bedeutet 
es für die staatliche Souveränität, wenn Trainingsdaten oder Ähnliches nur aus 
dem amerikanischen Bereich kommen und ich in Deutschland gar nicht die not-
wendigen Daten zum Trainieren von maschinellen Lernverfahren habe?

Vielen Dank auch für Ihren Input zum Thema Kommunen, auch für die Stellung-
nahme, die ich sehr interessant fand, auch Ihre Aussage, dass die Staatsregierung 
sich nicht wirklich für diese Stellungnahme interessiert hat und die Änderungen lei-
der nicht mit aufgenommen worden sind.

Auf einen Punkt sind Sie jetzt nicht eingegangen. Das ist das Thema Nutzerkonto 
Bund gegenüber der Bayern-ID. Im Moment ist im Gesetzentwurf ja verankert, 
dass die Bayern-ID genutzt werden muss und das Nutzerkonto Bund nicht benutzt 
werden darf, was ja schon dazu führt, dass Kommunen wie beispielsweise Fürth, 
die das Nutzerkonto Bund schon angebunden haben, eigentlich jetzt auf der Stre-
cke liegen. Es gibt einen Ausnahmevorbehalt; von der Staatsregierung darf eine 
Sondergenehmigung ausgegeben werden. Aber was bedeutet es eigentlich in der 
konkreten Umsetzung, wenn es die für die Kommunen nicht gibt? Finden Sie es 
sinnvoll zu sagen: Wir wollen in jedem Bundesland ein eigenes Nutzerkonto 
haben? Plus ein siebzehntes bundesweit? Oder sollte man nicht ein einheitliches 
Nutzerkonto schaffen? Bei den Postfächern haben wir ja schon gesehen, dass es 
technisch gar nicht funktioniert, weil ich als Kommune ja auch eine gewisse rechts-
sichere Kommunikation sicherstellen muss. Wenn ich 17 verschiedene Kanäle 
habe, kann ich am Ende gar nicht einheitlich kommunizieren und deswegen hat 
man sich jetzt darauf geeinigt, ein einheitliches Postfach zu nutzen. Macht es nicht 
Sinn, die Nutzerkonten insgesamt einheitlich auf das Nutzerkonto Bund umzustel-
len?

Welche Folgen entstehen für die Kommunen daraus, dass es viele Verpflichtungen 
und Vorgaben gibt, die technisch noch gar nicht umgesetzt werden können? "Digi-
tal First" ist ein guter Ansatz. Wir haben schon mehrfach gehört, wie weit wir beim 
Thema "Umsetzung des OZG" eigentlich sind. Das OZG ist ja auch nur nach 
außen. Für die innere Verwaltung macht es ja gar keine Vorgaben. Welche Proble-
me ergeben sich dadurch für die Kommunen? Was für Unterstützungsmöglichkei-
ten wünschen sich die Kommunen von der Staatsregierung, um die gestellten Vor-
gaben auch erfüllen zu können?

Richtung Frau Lechner gehen Fragen zur IT-Sicherheit, die in der Runde kaum an-
gesprochen wurde, aber auch einen Teil des Gesetzes ausmacht. Wir haben ja 
viele Befugnisse, die dem Landesamt für Sicherheit in der Informationstechnik ge-
geben werden, sich aber häufig mit den BSI-Zuständigkeiten überschneiden; bei-
spielsweise im Bereich der Mindeststandards, die durch das LSI und durch das 
BSI gesetzt werden sollen, mit dem Prüfen von Produkten auf Sicherheit und Ähnli-
chem. Schaffen wir damit jetzt Doppelstrukturen? Macht das Sinn? Oder ist es 
wichtig, da noch mal abzugrenzen? Bitte nicht falsch verstehen: Ich finde es gut, 
dass es in Bayern ein LSI gibt. Nicht alle Bundesländer haben das. Aber ist es viel-
leicht wichtig, klarer abzugrenzen, was die Aufgaben des LSI und was die Aufga-
ben des BSI sind, damit wir keine Doppelstrukturen bekommen und die eine Hälfte 
doppelt machen und anderes gar nicht?

Ein Punkt ist noch das Thema Sicherheitslücken. Diese sollen dem LSI gemeldet 
werden, aber laut einem kleinen Hinweis nur, wenn dem keine Vereinbarung mit 
Dritten entgegensteht. Wie stehen Sie zu der Aussage, dass Sicherheitslücken 
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nicht gemeldet werden müssen, wenn das so in der Vertragsbedingung steht? So 
lese ich das jedenfalls aus diesem Gesetz heraus. Macht es nicht Sinn, diesen 
Hinweis zu streichen? Es war auch ein Punkt in der Stellungnahme von Bitkom, 
dass Sicherheitslücken gemeldet werden sollen, wenn sie bekannt geworden sind.

Grundsätzlich in die Runde gefragt – ich weiß nicht, wer sich dafür vielleicht zu-
ständig fühlt –, möchte ich das Thema "Transparenz und Kontrolle" ansprechen: 
Auf der einen Seite sind in Artikel 51 IT-Standards genannt, die von der Staatsre-
gierung definiert werden sollen. Aber da steht nur das Wort IT-Standards, ohne 
dass ich jedenfalls weiß, was damit gemeint ist. Zusätzlich zu Sicherheitsstandards 
soll es also weitere IT-Standards geben. Es steht aber nicht dabei, welche Berei-
che sie umfassen sollen. Es steht nicht dabei, wer sie festlegt – jenseits des Digi-
talministeriums –, und auch nicht, wer sich um die Einhaltung dieser ominösen 
Standards kümmert. Vielleicht haben Sie auch Vorschläge, was diese Standards 
umfassen können.

Das Thema IT-Einsatz ist kurz von Ihnen angesprochen worden, Herr Heckmann. 
Was für Regelungen wären denn eigentlich gut und wichtig, wenn ich den Einsatz 
von IT in der Verwaltung regeln möchte? Schleswig-Holstein hat das ja mit dem IT-
Einsatzgesetz versucht. Was davon wäre wichtig, auch in Bayern zu übernehmen? 
Im Hinblick auf eine rechtliche Grundlage, um zu sagen, wann beispielsweise da-
tengetriebene Prozesse und Verfahren genutzt werden dürfen, in welchem Umfang 
sie genutzt werden dürfen und vor allem, welche Transparenzvorschriften es gibt. 
Und im Hinblick auf die informationelle Selbstbestimmung, die im Gesetzentwurf 
über persönliche digitale Souveränität definiert worden ist. – Ich glaube, das ist Ar-
tikel 10. – Damit ich auch selber nachvollziehen kann und es eine gewisse Trans-
parenz gibt, was eigentlich technisch dahinter steckt, wenn auf Grundlage der au-
tomatischen Entscheidung eine Entscheidung von der Kommune oder von der 
Verwaltung getroffen wird.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön, Herr Adjei. Das waren ganz 
viele Fragen. Aber es ist ja auch genauso gedacht, dass wir Fragen stellen kön-
nen. Ich hatte es zwar vorher nicht gesagt, aber Herr Adjei hat es so gemacht. Wir 
wollen ja keine Monologe halten, sondern Fragen stellen. Deswegen bloß nicht 
falsch verstehen. Ich glaube, wir wollen uns darauf verständigen, bewusst Fragen 
zu stellen. Das ist ja die Chance der Anhörung, Antworten darauf bekommen zu 
können. Im Plenum können wir dann wieder miteinander reden. Aber hier sind das 
Wichtige die Fragen.

Frau Karl, bitte schön.

Abg. Annette Karl (SPD): Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren! Auch von meiner Seite ganz herzlichen Dank, dass Sie 
als Experten sich die Zeit nehmen, uns hier über die schriftlichen Stellungnahmen 
hinaus noch mit Ihrem Expertenwissen zu versorgen. Wir sind uns alle einig, dass 
die Zielsetzung dieses Gesetzes gut, richtig und wichtig ist. Aber kein Gesetzent-
wurf ist so gut, dass man nicht vielleicht an einigen Punkten doch noch etwas ver-
bessern oder konkretisieren könnte.

Der Kollege Adjei hat mir schon einige wichtige Fragen weggenommen. Deshalb 
werde ich mich jetzt nur auf zwei andere Bereiche kurz konzentrieren, die mir in 
dem Gesetzentwurf zu kurz kommen.

Das eine ist das Thema "Teilhabe und Befähigung". Man sieht in diesem Gesetz-
entwurf eigentlich wenig zum Thema "Sicherstellung von Barrierefreiheit". Deshalb 
meine Frage an Herrn Otto: Wäre es nicht sinnvoller, auch über den bayerischen 
Kirchturm hinauszuschauen und zu versuchen, zum einen den European Accessi-

28
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

56. WI, 17.03.2022

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000321.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000336.html


bility Act oder auch das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz in dieses Digitalgesetz mi-
teinzubinden und hier noch konkrete Punkte aufzuführen, um Barrierefreiheit über 
den Appellcharakter hinaus sicherzustellen?

Der zweite Punkt beim Thema Befähigung geht an Herrn Buckenhofer: Wir erleben 
in anderen Ländern, zum Beispiel in Dänemark, dass Bevölkerungsgruppen, die 
mit digitalen Prozessen vielleicht nicht so vertraut sind, also zum Beispiel Seniorin-
nen und Senioren oder Menschen mit Behinderung, massiv geschult werden, 
bevor man umstellt auf Digitalisierung. Meine Frage lautet: Wo bestehen bei den 
Kommunen Möglichkeiten, hier Bürger letztendlich zu unterstützen, und welche 
Unterstützung vom Land würden Sie sich für solche Befähigungsprozesse wün-
schen?

Der nächste Punkt ist eine konkrete Frage, vielleicht an Herrn Bernhardt: Ich kann 
mir nicht erklären, warum die Schulen aus diesem Gesetz ausgenommen sind. Na-
türlich gibt es eine Schulgesetzgebung, die mir aber doch sehr analog erscheint. 
Deshalb die Frage an wen auch immer, der sich berufen fühlt, ob man nicht doch 
die Schulen miteinbeziehen könnte.

Die nächste Frage geht vielleicht wieder an Herrn Otto: Wir haben Ziele, es ist ein 
Monitoring vorgesehen, das ist alles wunderbar. Aber ich kann nur dann ein ver-
nünftiges Monitoring machen, wenn ich Ziele habe, die ein Stück weit messbar und 
fassbar sind. Gibt es hier vielleicht Vorschläge, die Ziele zu konkretisieren und 
auch einem Monitoring zuzuführen?

Eine erst einmal letzte Frage geht bitte wieder an Herrn Buckenhofer: Sie betrifft 
das Thema der nicht vorhandenen Sanktionen. Ich sehe da – aber vielleicht ist das 
auch eine Fehleinschätzung, deshalb frage ich – durchaus einen Zusammenhang 
zu unserem manchmal leidigen Thema der Konnexität. Ich habe den Eindruck, 
dass viele Punkte in diesem Gesetz sehr schwammig formuliert sind – man sollte, 
man könnte, man kann, man soll –, um keinen Konnexitätsfall zu provozieren. Des-
halb gibt es auch keine Sanktionen, weil es eben keine klaren Muss-Vorgaben gibt, 
was die Kommunen zu leisten haben. Sehen Sie das ähnlich? Wie kann man si-
cherstellen, dass Dinge eben nicht nur unter "Kann" und "Soll" stehen, sondern 
unter klaren Vorgaben, dass etwas gemacht werden muss, weil uns letztendlich die 
Zeit davonläuft? Wie kann der Freistaat über die Ankündigung von Förderungen 
oder großzügige Förderungen hinaus hier unbürokratisch und schnell helfen? 
Wäre ein Digitalisierungsbudget für Kommunen ein Weg? Was wäre der einfachste 
Weg?

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön, Frau Karl. Herr Kaltenhauser 
ist der Nächste, danach Herr Mannes.

Abg. Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP): Erst einmal vielen Dank an die Experten. 
Das war ein sehr schöner Überblick über die Probleme und Herausforderungen, 
die so ein Digitalgesetz auch mit sich bringt. Der Kollege Adjei hat schon eine 
ganze Menge vorweggenommen. Ich versuche, Wiederholungen zu vermeiden.

Ich habe einfach nur zwei Fragen. Beispielhaft möchte ich einen Punkt herausgrei-
fen. In Artikel 16 ist ausgeführt, dass der Bürger mit der Behörde elektronisch kom-
munizieren kann. Aber der Behörde bleibt es überlassen, wie sie dann kommuni-
ziert. Ich würde zum Beispiel erwarten, dass ich auch per E-Mail eine Antwort 
bekomme, wenn ich eine E-Mail schreibe. Aber die Behörde kann mir trotzdem 
einen Brief zurückschicken. Das erscheint mir ein bisschen unlogisch.

Auf der anderen Seite kann ich auch durchaus verstehen, dass es das eine oder 
andere Argument dafür gibt. Deshalb würde ich diese Frage gerne an Herrn Bern-
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hardt, an Herrn Schindler und insbesondere an Herrn Buckenhofer stellen, der 
auch die kommunale Seite sehr gut reflektiert hat.

Überhaupt glaube ich, dass die kommunale Seite in dem Gesetz sehr vage behan-
delt ist, wahrscheinlich aus Konnexitätsgründen. Aber letztendlich sind die Kommu-
nen diejenigen, die mit am meisten mit der Umsetzung der digitalen Kommunika-
tion insbesondere mit dem Bürger zu tun haben.

Großen Dank für die Ausführungen! Ich fand es sehr bedauernswert, dass Ihre 
Stellungnahmen in den Gesetzentwurf offenbar gar nicht eingegangen sind.

Durch mehrere Stellungnahmen hat sich auch die Aussage gezogen – ich glaube, 
Herr Otto hat es so gesagt –, dass vieles im Ungewissen bleibt. Herr Bernhardt hat 
gesagt, Vorgaben könnten noch stringenter sein. Gerade an die beiden hätte ich 
die Bitte – auch wenn Sie manche Dinge schon ausgeführt haben –, vielleicht die 
wichtigsten drei Dinge zu nennen, die auf jeden Fall konkreter sein müssten, damit 
wir das mitaufnehmen können. Zu vielen Punkten wird es später ja Änderungsan-
träge geben. Dann könnten wir besser sehen, wo das Gesetz wirklich konkreter 
werden muss, damit man auch etwas damit anfangen kann.

Das soll es erst einmal gewesen sein.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Kaltenhauser.

Sie machen sich Ihre Notizen, vor allem für die Fragen, die direkt an Sie gehen.

Wir würden jetzt noch Herrn Mannes und Herrn Nussel drannehmen. Von den 
FREIEN WÄHLERN gab es bisher noch keine Meldung. Dann machen wir die Ant-
wortrunde.

Abg. Gerd Mannes (AfD): Erst einmal vielen Dank für die kompetenten Ausführun-
gen, die wir hören durften. Die meisten wichtigen Dinge wurden jetzt schon gefragt. 
Ich möchte das noch ergänzen. Zu Artikel 21 und Artikel 38 hätte ich eine Frage: 
Erhöht dieser Gesetzentwurf in irgendeiner Art und Weise die Abhängigkeit der 
Staatsregierung vom Einfluss Dritter, insbesondere großer Digitalkonzerne? Die 
sind ja sehr mächtig. Es gibt nicht so viele, die bestimmte Produkte anbieten. – 
Wenn ja, könnte man etwas zur Vermeidung in diesen Gesetzestext einfließen las-
sen? Sehen Sie da eine Notwendigkeit? Ich hätte jetzt Herrn Schindler und Frau 
Völzow dazu befragt. Aber wenn jemand anderes etwas dazu sagen will, bin ich 
natürlich sehr froh, weil das aus meiner Sicht eine ganz wichtige Frage ist.

Herrn Buckenhofer würde ich fragen: Wie stellen wir sicher, dass die Menschen, 
die an der Digitalisierung nicht teilhaben, die Möglichkeit haben, an der Kommuni-
kation mit bestimmten Dienstleistungen teilzunehmen? Wie können wir das sicher-
stellen? Muss man den Gesetzentwurf ergänzen, um die Kommunen gewisserma-
ßen zu zwingen, bestimmte Leistungen nach wie vor in analoger Form anzubieten?

Ich bin nicht so tief in der Kommunalpolitik drin, aber was die Umsetzung betrifft, 
höre ich immer von den Gemeinden, Städten und Kreisen, dass es natürlich sehr 
schwierig ist, auch aufgrund von Personalmangel, bestimmte Dinge umzusetzen. 
Man bekommt die Mitarbeiter nicht, die die Projekte umsetzen müssten. Wenn Sie 
dazu bitte Ihre Einschätzung abgeben würden, ob das aus Ihrer Sicht realistisch 
ist.

Herr Schindler, Sie haben das mit den offenen Daten sehr gut ausgeführt. Meine 
Frage wäre jetzt, ob Sie aus Ihrer Sicht vielleicht noch ergänzen könnten, ob kleine 
und mittelständische Unternehmen, die bei dem Thema Open Data nicht die Mög-
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lichkeiten der großen Unternehmen haben, weil das nicht so gut ausgeführt ist, be-
nachteiligt werden? Was bedeutet das für die KMUs? Lassen wir die regelrecht 
verhungern? Was halten Sie von einer Art Datentreuhänder – das ifo-Institut hat 
das mal angesprochen –, welcher sich dann um die Aufarbeitung und Bereitstel-
lung der Open Data kümmern müsste? Denn es ist natürlich auch die Frage, wer 
das macht, wenn es gemacht werden muss. Es ist natürlich klar, dass Verhältnis-
mäßigkeit und Datenschutz gewährt werden müssen. Was halten Sie davon?

Zu Artikel 8, "Freier Zugang zum Internet": Allgemeine Sperrungen des Internet-Zu-
gangs seien nicht zulässig, heißt es in dem Gesetzentwurf. Jetzt haben wir aber 
gehört: Na ja, vielleicht verbieten wir mal Telegramm oder bestimmte Dienste. 
Kürzlich wurden auch bestimmte Sender abgeschaltet. Was kann man unter einem 
freien Zugang zum Internet verstehen? Muss das noch ein bisschen genauer aus-
geführt werden?

Die letzte Frage wäre allgemeiner Art, vielleicht an Herrn Heckmann: Wenn der 
Staat hauptsächlich oder nur noch elektronisch speichert, was passiert dann, wenn 
die gespeicherten Daten weg sind? Wie kann man sich das vorstellen? Muss das 
alles noch mal analog gespiegelt werden? Wie wäre da vorzugehen?

Das wären meine zusätzlichen Fragen.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke schön. Der Nächste ist Kollege Nus-
sel. Bitte.

Abg. Walter Nussel (CSU): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, meine Damen und 
Herren! Ich will mal beim Onlinezugangsgesetz anfangen, bei dem die Kommunen 
ja in der – in Anführungszeichen – "Verpflichtung" sind, dieses bis Jahresende um-
zusetzen. Ich erkenne da aber noch eine große Lücke, Herr Buckenhofer. Da müs-
sen wir noch gewaltig nacharbeiten. Denn wenn ich mit Bürgermeistern spreche, 
sagen viele: Ja, das mache ich dann schon usw. Ich glaube, ohne eine gewisse, 
ernsthafte Vorbereitung wird das so nicht bis Ende des Jahres in der Fläche funk-
tionieren. – Das ist eine Feststellung.

Das Zweite ist: Frau Völzow, ich bin wohl dabei, da auch einen Praxis-Check zu 
planen, aufgesetzt auch bei dem Thema, was das für die einzelnen Kommunen be-
deutet, wenn ich Bauanträge usw. digital einreiche. Wir haben, glaube ich, 
15 Landkreise – das weiß die ehemalige Ministerin –, die hier als Pilotprojekte fun-
gieren.

Damit bin ich beim eigentlichen Punkt: Das wurde bisher nicht angesprochen, aber 
wir haben ja so viele verschiedene Systeme auch in den Kommunen, dass dann 
Schnittstellen vorhanden sein müssen, weil manche Dinge gar nicht transportiert 
werden können. Da sind wir an einem Punkt, an dem wir auch noch nacharbeiten 
müssen. Deswegen ist mein Ansatz, dass wir das sehr wohl auch noch tiefer aus 
der Praxis beleuchten.

Herr Schindler, Sie haben vorhin den Paradigmenwechsel in bis zu zehn Jahren 
angesprochen. Vielleicht können Sie darauf noch mal näher eingehen. Sie haben 
vorhin angesprochen, wie Sie das einschätzen und was Sie dazu meinen. Da 
komme ich zu dem Punkt, an dem ich sage: Wir haben als Staat schon auch die 
Verpflichtung, das Eigentum zu schützen, das Eigentumsrecht auch als starke 
Säule zu sehen und nicht alles so transparent zu machen, dass das geschmälert 
wird und die Bürger zu uns kommen und sagen: So haben wir uns das nicht vorge-
stellt. Das bedarf schon noch Diskussionen. Der Gesetzesvorschlag ist jetzt einmal 
ein Rahmen, in dem wir uns heranarbeiten müssen. Aber ich sehe das auch etwas 
skeptisch.
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Zum Thema Folgeabschätzung hätte ich gern von allen Rednern, wenn Sie ant-
worten, vielleicht noch mal gehört, wie Sie das angehen würden. Das ist ein 
Thema, das mich in allen Lebensbereichen umtreibt. Wir, die Legislative, versu-
chen, Gesetze auf den Weg zu bringen, die die Exekutive im Vollzug leben und 
umsetzen soll. Mir kommt die Folgeabschätzung zu kurz, sowohl finanziell wie 
auch personell. Das sind die Themen. Das bitte ich, bei Ihren Ausführungen viel-
leicht auch im Hinterkopf zu haben. Wie steht es da mit der Folgeabschätzung?

Wir werden wir uns dann auch fraktionsintern noch mal beraten, wo wir im Gesetz 
eventuell noch nachschärfen und etwas verändern können. Aber das nehme ich 
dann auf, wenn ich auch Ihre Antworten gehört habe.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke, Herr Kollege Nussel. Habe ich jetzt 
noch eine Wortmeldung von Abgeordneten übersehen? – Das ist nicht der Fall.

Wer von den Expertinnen und Experten möchte zuerst antworten? Das ist eigent-
lich egal. Soll ich wieder alle der Reihe nach aufrufen? Und jeder übernimmt sei-
nen Punkt? – Machen wir das so.

Herr Professor Bernhardt, bitte

SV Prof. Dr. Wilfried Bernhardt (Load e. V.): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. 
Es ist eine ganze Reihe von Fragen an mich persönlich gerichtet worden. Aber ich 
hatte andere Fragen auch so verstanden, dass ich zwar nicht persönlich angespro-
chen war, aber dennoch die Fragen an alle Sachverständigen gerichtet waren.

Deswegen zunächst einmal zu den Fragen von Herrn Adjei. Sie fragten ja nach 
konkreten Beispielen für Open Data. Eigentlich kann man sagen, dass praktisch 
jedes Land außer Bayern und Hessen schon Open-Data-Regelungen hat. Open-
Data-Regelungen zu haben ist besser, als keine zu haben. Natürlich haben einige 
Länder, beispielsweise Hamburg und Rheinland-Pfalz, sogenannte Transparenzge-
setze erlassen. Sie heben sich dadurch von anderen Landesregelungen ab, weil 
der Staat durch Transparenzregelungen verpflichtet wird, aktiv bestimmte Daten in 
ein bestimmtes Portal einzustellen, das von Bürgern leicht aufrufbar ist. Wenn man 
so will, wird das Prinzip der gezielten Zurverfügungstellung von Daten umgekehrt. 
Der Zustand, den wir teilweise im Augenblick haben, ist, dass sich der Bürger 
Daten quasi besorgen muss. Hier wird der Staat gewissermaßen dazu verpflichtet.

Solche Regelungen sind besonders zu bevorzugen. Was nicht zu bevorzugen ist, 
sind einzelne Regelungen, die auch beispielsweise in § 12a des Bundesgesetzes 
vorgesehen sind: Die Bereitstellungspflicht wird dort nämlich zwar normiert, aber 
es wird ausdrücklich gesagt, dass es keinen subjektiven öffentlichen Anspruch dar-
auf gibt. Ich denke, die Erfahrung lehrt – übrigens auch auf Bundesebene –, dass 
ohne einen solchen subjektiven Anspruch, den ein Unternehmen oder auch eine 
Bürgerin oder ein Bürger geltend machen können, die Verwaltung diese Pflichten 
oft nicht beachtet.

Deswegen ist es so wichtig, diese Ansprüche explizit reinzuschreiben. Man kann 
zwar sagen: Ja, die Verpflichtungen stehen eigentlich drin. Aber es wurde ja auch 
schon von verschiedenen Abgeordneten gefragt: Was sind eigentlich die Sanktio-
nen, wenn Verpflichtungen nicht eingehalten werden? – Da muss man leider 
sagen: Sanktionen in dem Sinne, dass jetzt beispielsweise die Verwaltung eine 
Schadensersatzforderung erfüllen muss, gibt es – jedenfalls im Normalfall – nicht.

Wie Sie alle wissen, gibt es Sanktionen auf europäischer Ebene. Nämlich dann, 
wenn EU-Vorgaben nicht eingehalten werden. Wenn Mitgliedsstaaten Richtlinien 
gar nicht umsetzen, entstehen Schadensersatzpflichten. Ich möchte darauf hinwei-
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sen, dass die Umsetzung gewisser Open-Data-Regelungen auf europäischen Vor-
gaben beruht. Die letzte Richtlinie beispielsweise war zum 17. Juli 2021 umzuset-
zen. Das ist in Bayern noch nicht erfolgt. Da drohen gewissermaßen Sanktionen.

Im Übrigen rate ich, wie gesagt, dazu, entsprechende Verpflichtungen dadurch 
quasi stringenter und vor allen Dingen auch zwingender auszugestalten, indem di-
gitale Rechte möglichst so formuliert werden, dass die Verwaltung nicht sagen 
kann: Ja, da steht ja nur was von Förderung. Möglichst glasklare Rechte!

Wenn Sie beispielsweise – das war ja auch eine Frage des Abgeordneten Kalten-
hauser – in den Katalog der Artikel 8 folgende hineinschauen, lesen Sie in Arti-
kel 8: "Jeder hat das Recht auf freien Zugang zum Internet über allgemein zugäng-
liche Netze." Das ist ein klar formuliertes Ziel. Aber – jetzt kommt der Haken – über 
allgemein zugängliche Netze. Das, was man sich gewissermaßen wünschen und 
erwarten würde, nämlich, dass jemand auf dem Land tatsächlich überhaupt einen 
Internetanschluss hat, wird durch dieses Recht nicht gewährt.

Sich über allgemein zugängliche Netze informieren zu können, ist übrigens keine 
Vorschrift, die erst durch das bayerische Landesrecht gewährt wird, sondern das 
ergibt sich bereits aus dem Grundgesetz, aus der Informationsfreiheit. Das ist also 
nichts Neues.

Neu wäre, wie gesagt, ein Recht auf Internet. Das fehlt.

Im folgenden Artikel 9 geht es um digitale Handlungsfähigkeit: "Der Freistaat Bay-
ern stellt digitale Dienste bereit." Ja, aber was passiert, wenn er das nicht bereit-
stellt? Ich würde mir wünschen zu sagen: Jede natürliche Person hat ein Recht auf 
digitale Dienste. – Zum Beispiel.

In Artikel 10 steht: "Der Freistaat Bayern fördert digitale Selbstbestimmung." Da 
sollte genauso formuliert werden: Jede natürliche Person hat ein Recht auf… Das 
wäre eine entscheidende Verbesserung.

Wie beispielsweise in Artikel 11: "Jede natürliche Person hat nach Maßgabe dieses 
Artikels das Recht auf eine eigene digitale Identität." Aber letztendlich wird die digi-
tale Identität mittlerweile – wir wissen das alle – durch den Personalausweis ge-
währleistet, der ja jetzt gewissermaßen standardmäßig die eID-Funktion bereithält.

Die Bayern-ID verstehe ich jetzt im Sinne eines Nutzerkontos. Aber dieses Nutzer-
konto ist ja nicht allein auf der Welt. Es wurde ja auch schon angesprochen, wie es 
eigentlich mit dem Bundesnutzerkonto steht. – Ja, ich hatte das vorhin schon in 
meiner Stellungnahme dargelegt: Das Bundesnutzerkonto ist in Bayern gewisser-
maßen nur dann nutzbar, wenn es diesbezüglich eine ausdrückliche Genehmigung 
oder Zustimmung des bayerischen Digitalministeriums gibt. Das ist aus meiner 
Sicht nicht kompatibel mit den Vorgaben des OZG. Hier müsste also nachgebes-
sert werden.

Es wurde auch gefragt, wie es eigentlich mit den Standards aussieht. Im baye-
rischen Digitalgesetzentwurf sind an verschiedenen Stellen Standards benannt. Es 
stimmt, es gibt auch Standards, die nicht erst durch das bayerische Digitalgesetz 
normiert sind, denn Bayern nimmt ja via Staatsvertrag am IT-Planungsrat teil. Der 
IT-Planungsrat ist das Gremium, das den zentralen Auftrag hat, Standards nicht 
nur für einzelne Länder, sondern für Bund und Länder gemeinsam festzulegen. 
Und zwar sind diese Standards verbindlich. Dazu hat sich Bayern auch durch den 
IT-Staatsvertrag verpflichtet. Es bedarf dann oft noch einer Umsetzungsnorm. Das 
geschieht ja hier auch durch das Digitalgesetz. Man muss natürlich auch die Kom-
munen intern verpflichten, aber extern hat Bayern sowieso die Verpflichtung. So-
weit im Bayerischen Digitalgesetz noch weitere Standards benannt sind, können 

Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 33



diese allenfalls dazu treten, soweit beispielsweise der IT-Planungsrat noch keine 
eigenen Standards verbindlich gemacht hat.

Im Übrigen hat ja auch das OZG bestimmte Rechtsverordnungsmöglichkeiten für 
die Bundesebene bezüglich der Festsetzung von Standards vorgesehen. Dann tritt 
auch automatisch das bayerische Recht zurück.

Herr Adjei, Sie hatten auch noch die IT-Sicherheit angesprochen. Wie sieht es ei-
gentlich mit dem Zusammenspiel mit dem Bundesamt für Sicherheit und Informati-
onstechnik aus? So hatte ich jedenfalls Ihre Frage verstanden. – Ich würde hier tat-
sächlich auch raten – das haben wir ja auch in unserer Stellungnahme deutlich 
gemacht –, dass man gerade dieses Zusammenwirken mit dem Bundesamt für Si-
cherheit und Informationstechnik viel stärker im Gesetzentwurf verankert. Dass 
man also nicht sagt: Wir machen jetzt gewissermaßen eigene Standards im Be-
reich der IT-Sicherheit und blenden das aus, was vom Bund schon zur Verfügung 
gestellt wird. Ich denke, man sollte im Gesetz ausdrücklich auch die Standards des 
Bundesamts für Sicherheit und Informationstechnik benennen. Wie das übrigens 
einige E-Government-Gesetze auch schon machen.

Frau Karl, Sie hatten die Barrierefreiheit angesprochen. Es gibt eine Bestimmung 
im Entwurf des Bayerischen Digitalgesetzes, nämlich Artikel 33 Absatz 4, der aber 
nur Teilaspekte betrifft. Der Aspekt der Barrierefreiheit ist umfassender. Es gibt ja 
eine eigene E-Government-Verordnung für Barrierefreiheit in Bayern. Aber es ist 
eine Verordnung, und ich würde immer empfehlen, Regelungen, die tatsächlich 
auch dem Bürger zugutekommen sollen, im Sinne von rechtlichen Ansprüchen, im 
Gesetz selber zu verankern. Denn das entspricht letztlich auch der Vorgabe des 
Bundesverfassungsgerichts, die wesentlichen Fragen durch den Gesetzgeber sel-
ber und nicht erst durch den Verordnungsgeber klären zu lassen.

Insofern ist auf Ihre Frage zu antworten: Es wäre in der Tat sinnvoll, hier eine um-
fassendere Regelung der Barrierefreiheit vorzusehen. Das haben übrigens auch 
die allermeisten Länder in ihren E-Government-Gesetzen gemacht, und ich kann 
beispielsweise nur die Regelung empfehlen, die im sächsischen E-Government-
Gesetz enthalten ist. Sie wurde nämlich in intensiven Diskussionen mit den Behin-
dertenverbänden erfunden und geht sogar auch etwas weiter als das, was der 
Bund in seinem E-Government-Gesetz verankert hat.

Ich hatte ja schon Stellung zur Frage nach Sanktionen genommen und gesagt: 
Das wirksamste Mittel ist, subjektive Rechte zu formulieren. Das wäre auch meine 
Antwort auf die Bitte von Herrn Kaltenhauser, noch etwas konkreter zu werden. Die 
Artikel 8, 9 und 10 lassen sich ohne Weiteres konkreter fassen. Recht gebe ich 
auch dem, was Sie hinterfragt haben, dass nämlich laut Artikel 16 Satz 4 die Be-
hörde entscheidet, welches Verfahren sie wählt; beispielsweise, um die notwendi-
ge Sicherheit, sprich: Verschlüsselung, herzustellen. Damit bleibt Bayern deutlich 
hinter den E-Government-Gesetzen anderer Länder, die viel klarer – auch diesbe-
züglich beispielsweise Sachsen – sagen: Die Behörden haben grundsätzlich ein 
Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.

Wenn der Bayerische Landtag sich daran macht, auch eine gesetzliche Reglung 
für Open Data zu schaffen, die über das hinausgeht, was hier rudimentär in Arti-
kel 14 angelegt ist, würde ich auch empfehlen, eine ganz konkretes Recht auf Be-
reitstellung von offenen Daten hineinzuschreiben.

Der Bund hat das nicht gemacht, aber beispielsweise Nordrhein-Westfalen hat in 
§ 16a seiner Open-Data-Regelung zumindest nicht reingeschrieben, dass der Bür-
ger kein Recht hat. Daraus würde man gewissermaßen im Umkehrschluss folgern, 
dass dem Bürger ein Recht zukommt. Denn wenn der Bund eine inhaltlich fast 
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identische Regelung geschaffen und reingeschrieben hat, dass es kein Recht gibt, 
und Nordrhein-Westfalen genau diesen Passus rauslässt, dann würde ich daraus 
schließen, dass es ein Recht gibt.

Zumindest das würde ich für Bayern empfehlen.

Herr Mannes, Sie hatten die Abhängigkeit von großen Unternehmen angespro-
chen, die unter Umständen durch Aspekte der Assistenzsysteme gefördert wird. In 
der Tat sollte der Gesetzgeber immer darauf achten, dass er nicht implizit durch 
seine Regelung bei Einbeziehung der Wirtschaft nur dafür Sorge trägt, dass globa-
le Unternehmen zum Zuge kommen.

Noch weniger würde ich befürworten, dass der Staat reinschreibt, dass er das jetzt 
selber macht. Artikel 39 Absatz 3 sieht ja beispielsweise vor, dass sogenannte 
Bayern-Server eingerichtet werden sollen. Ich frage mich: Wieso muss der Staat 
das selber machen? Warum kann nicht gerade diese Frage auch unter Einbezie-
hung der mittelständischen Wirtschaft gelöst werden? Mit Kollege Heckmann 
haben wir vor einigen Jahren ein Gutachten veröffentlicht, in dem wir gesagt 
haben: Die Frage, was der Staat darf und was die Wirtschaft darf, ist nicht völlig 
frei, unter dem Gesichtspunkt, was beispielsweise das Grundgesetz regelt. Nein, 
im Gegenteil: Das Grundgesetz sieht in einigen Artikeln vor, dass die Wirtschaft 
durchaus auch Rechte hat. Rechte beispielsweise, ihre eigenen Dienstleistungen 
einzubringen. Der Staat kann eben nicht alles selber machen.

Aber wichtig ist wie gesagt, dass beispielsweise bei den Vergabeverfahren durch 
Unterteilung von Losen nicht nur die ganz großen Player eine Rolle spielen, son-
dern tatsächlich auch mittelständische Unternehmen.

Herr Nussel, Sie hatten die Frage nach Schnittstellen gestellt. Die Kommunen ste-
hen oft vor dem Problem oder besser gesagt der Herausforderung, dass gerade 
bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes unter Umständen durch Digitalla-
bore, die auf Bundesebene errichtet wurden und in denen kommunale Vertreter 
teilweise mitwirken, Lösungen propagiert werden – auch nach dem Einer-für-alle-
Prinzip –, die dann für die konkrete Kommune nicht passen. Das ist in der Tat ein 
Problem. Kommunale Selbstverwaltung heißt ja nicht, dass der Bund mit der große 
Glocke klingelt und jede Kommune dann die IT-Lösung einzubinden hat, die der 
Bund in seinem Digitallabor ausgearbeitet hat. Sondern aus meiner Sicht heißt 
Selbstverwaltung, dass die Kommune zumindest eine gewisse Auswahl treffen 
kann. Der Grundsatz "One fits all" kommt bei den Kommunen offen gesagt nicht 
zur Anwendung. Das gelingt nicht; dazu sind die 11.000 Kommunen in Deutsch-
land viel zu heterogen aufgestellt. Wenn man den Kommunen also Unterstützung 
gewährt – und das muss aus meiner Sicht sein –, dann müsste Sorge getragen 
werden, dass es entsprechende Alternativen gibt, dass die Kommunen sich auf 
einer Art Marktplatz das aussuchen können, was zu der Kommune passt, und das 
nicht selber machen müssen, aber es sich, wie gesagt, aussuchen können. Das ist 
das Wichtige.

Ich habe jetzt hoffentlich keine an mich gerichteten Fragen übersehen. Aber ich 
gehe mal davon aus, dass es noch die Chance auf eine zweite Runde gibt. Oder 
Sie rügen mich bitte, wenn ich etwas vergessen habe, Frau Vorsitzende. Dann 
lege ich gerne nach.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Danke, Herr Professor Bernhardt. Als 
Nächster spricht Herr Buckenhofer. Bitte schön.

SV Bernd Buckenhofer (Bayerischer Städtetag): Frau Vorsitzende, meine Damen 
und Herren, auch ich habe versucht, alle Fragen, die mir gestellt wurden, aufzulis-
ten, und gehe sie, so wie ich sie verstanden habe, jetzt nacheinander durch.

Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 35

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000321.html


Herr Adjei, Sie haben Nutzerkonten, die Parallelität der digitalen Verwaltung des 
Bundes und der BayernID, angesprochen. Dazu hat mein Vorredner gerade schon 
ausgeführt. Es wird schwierig sein, für alle Bürgerinnen und Bürger in ganz 
Deutschland nur ein einziges Benutzerkonto oder gar, wie es die EU sieht, dieses 
Single Digital Gateway europaweit vorzusehen. Die tatsächliche Entwicklung hat 
zu der angesprochenen Parallelität geführt. Wichtig wäre es, eine Interoperabilität 
herzustellen. Das heißt, dass ich, wenn ich Nutzer des Bundeskontos bin, weil ich 
das vielleicht bei einer Bundesbehörde brauche, nicht zwingend die BayernID her-
nehmen muss, wenn ich in Bayern etwas brauche, sondern dass es – in Anfüh-
rungszeichen – "durchgeschaltet" wird. Ich bin zwar kein technischer Experte, aber 
ich habe es so verstanden und habe im Vorfeld, im Rahmen der Erarbeitung, mit-
genommen, dass diese verschiedenen Benutzerkonten, die es gibt, interoperativ 
gestaltet sein müssen, weil der Bürger sonst, wie von meinen Vorrednern ange-
deutet, die Not hat, sich in mehreren Nutzerkonten jeweils neu zu registrieren und 
zu legitimieren.

Das betrifft auch die Fragestellung, die jetzt nicht konkret angesprochen worden ist 
– ich glaube, das passt dazu –, ob ich als Bürger meine Daten nur einmal in mei-
nem Nutzerkonto hinterlege und die Behörden, die sie brauchen, diese dort abru-
fen können. Das ist natürlich eine auch unter Datenschutzgesichtspunkten schwie-
rige Lösung. Aber ich denke, es wäre eine wichtige Voraussetzung, dass ich, wenn 
ich als Bürger die Daten einmal bei einer Behörde oder in meinem behördlichen 
Nutzerkonto hinterlegt habe, nicht jedes Mal wieder alles neu eingeben muss, ganz 
gleich, ob ich einen Führerschein brauche, mich ummelde oder Sozialleistungen 
beantrage.

Sie haben auch angesprochen, dass die technischen Vorgaben zum Teil nicht um-
gesetzt werden können, und gefragt, welche Unterstützung die Kommunen brau-
chen. Der erste Schritt bestünde, wie in unserer schriftlichen Stellungnahme ange-
sprochen, darin, das bayerische Nutzerkonto, die BayernID, so fortzuentwickeln, 
dass die gesetzlichen Vorgaben auch eingehalten werden können. Ich denke, das 
geschieht auch, aber das ist noch nicht abgeschlossen. Dabei geht es darum, dass 
man für die Durchführung digitaler Verwaltungsverfahren nach Artikel 22 des Ge-
setzentwurfs grundsätzlich die Zustimmung des Beteiligten braucht. Diese Zustim-
mung soll digital über das Nutzerkonto gemäß Artikel 29 erteilt werden. Aus Nutz-
ersicht ist es also möglich, die Zustimmung zu erteilen. Die Behörde kann aber 
diese Zustimmung im Moment noch nicht dem Benutzerkonto personenindividuell 
entnehmen und vor allen Dingen nicht das Datum feststellen, zu dem diese Zu-
stimmung erfolgt ist. Das ist in manchen behördlichen Abläufen ein Hindernis.

Neben diesen gibt es noch ein paar andere technischen Fragen: Bekanntgabe, Zu-
stellung. Diese haben wir in der Stellungnahme angesprochen. Diese Probleme 
können, so denke ich, gelöst werden, weil das Nutzerkonto der BayernID derzeit 
fortentwickelt wird. Insoweit hoffen wir, dass unsere Stellungnahme Berücksichti-
gung findet – bislang ist dies noch nicht geschehen – und dass das operativ umge-
setzt wird. Sonst wird es nicht funktionieren.

Das andere ist die Unterstützung der technischen Umsetzung in den Kommunen. 
Herr Nussel, Sie und andere haben schon angesprochen, dass man nicht nur fi-
nanzielle Aspekte, sondern auch personelle Aspekte berücksichtigen muss. Was 
die Kommunen brauchen, ist in der Tat eine schwierige Frage. Ich kann es mit den 
gleichen Schlagworten wie Herr Nussel benennen: die notwendige Finanzierung 
und vor allen Dingen auch das ausreichend qualifizierte fachliche Personal. Inso-
weit bestehen in zweierlei Hinsicht Probleme.
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In vielen kleinen Gemeinden ist festzustellen, dass die Verwaltungen insgesamt 
personell sehr eng aufgestellt sind. – Ich spreche nicht unmittelbar für diese klei-
nen Gemeinden; aber auch der Bayerische Städtetag hat mit über 300 Mitgliedern 
nicht nur die großen und kreisfeien Städte, sondern auch viele kleinere Städte, 
zentrale Orte im ländlichen Raum, in seiner Mitgliedschaft.

Wenn durch die Digitalisierung zusätzliche Bedarfe entstehen, dann braucht man 
mehr Stellen, mehr Personal – das ist die Kostenfrage –, aber man muss diese 
Stellen dann auch mit fachlich qualifiziertem Personal besetzen können. Sicherlich 
ist Ihnen aus vielen, ganz anderen Zusammenhängen bekannt, dass wir nicht auf 
einen Fachkräftemangel zusteuern, sondern bereits einen Fachkräftemangel zu 
verzeichnen haben, und dies auch schon in den klassischen Verwaltungsberufen. 
Daher muss es Fortbildungsangebote für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
geben. Diese gibt es zum Teil auch, mit Unterstützung des Staates über die Baye-
rische Verwaltungsschule, über den Digitallotsen. Das ist ein guter Ansatz, aber 
das ist noch lange nicht ausreichend.

Die konkrete Unterstützungsleistung des Staates kann also auch in der Schaffung, 
Finanzierung und Förderung solcher Fortbildungsangebote bestehen. Insoweit un-
terstützt der Staat auch, aber diese Unterstützung muss ausgebaut werden.

Was die Grundfinanzierung angeht, darf ich auf die Frage von Frau Karl überleiten, 
ob ein Digitalbudget das Richtige wäre. Jetzt gibt es das Förderprogramm "Digita-
les Rathaus", das eine Einmalförderung von 20 000 Euro vorsieht. Ich glaube, das 
geht in die richtige Richtung eines Digitalbudgets. Aber dieser Förderhöchstbetrag 
von 20 000 Euro wird der Bedeutung der Digitalisierung und den damit verbunde-
nen Kosten nur sehr ansatzweise gerecht. Fast würde ich sagen, er wird der Be-
deutung nicht einmal ansatzweise gerecht. Aber ich will mich auch nicht beklagen. 
Dies ist zunächst einmal ein guter Schritt.

Schwierig ist allerdings, dass die interne Digitalisierung der Kommunen von der 
Förderung gänzlich ausgenommen ist, dass also nur der Weg des Bürgers bis zur 
Rathaustür beachtet und auch gefördert wird, und das, was hinter der Rathaustür 
geschieht, auch vom Digitalgesetz nicht wirklich in den Blick genommen wird. Auch 
dies ist ein grundsätzliches Problem. Wir können ja nicht davon ausgehen, dass 
die geförderten Online-Anträge anschließend im nicht geförderten internen Rat-
hausbereich ausgedruckt, von Hand ausgefüllt und durch die Gegend getragen 
werden. – Ich überspitze es; aber das ist der Punkt. Die Förderung muss also in 
der Höhe ausgebaut und auch in der Betrachtung der förderfähigen Gegenstände 
auf die Folgeprozesse, die hinter der Rathaustür stattfinden, ausgeweitet werden.

Das ist auch schon eine Teilantwort auf eine Frage von Herrn Nussel, der festge-
stellt hat, dass sich die Fortschritte in den einzelnen Kommunen sehr stark unter-
scheiden. Dies ist ein personelles Problem, ist aber auch darauf zurückzuführen, 
dass die interne Verwaltung sehr häufig im wörtlichen Sinne mit dem Tragen von 
Papierakten von einem Büro zum anderen noch immer in hohem Maße analog ist. 
Es hat sich vieles gebessert. Selbst in unserer kleinen Geschäftsstelle mit 25 Mitar-
beitern war es zwar sehr schwer, aber vor einigen Jahren haben wir eine digitale 
Aktenverwaltung sehr erfolgreich eingeführt. Bei uns wird kein Papier mehr hin- 
und hergetragen. Aber wenn ich einen solchen Prozess bei einer Mitarbeiterschaft 
von 100, 500 oder 1 000 Personen betrachte, so hinken wir dabei noch mehr hin-
terher als bei dem klassischen OZG-Thema, das sich zwischen dem Bürger und 
der Rathaustür abspielt. Die schnittstellenfreie, medienbuchfreie Weiterverarbei-
tung der OZG-Prozesse im Rathaus kann, so denke ich, nur mit entsprechenden 
Geldmitteln und mit entsprechend qualifiziertem Personal verbessert werden.

Was die Unterstützungsleistungen angeht, ist die Rolle des LSI noch sehr wichtig. 
Ich spreche jetzt von dem Landesamt. Herr Professor, Sie haben das Bundesamt 
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angesprochen. Auf unserer Ebene haben wir selbstverständlich schon Kontakte 
zum LSI. Das ist meiner Ansicht nach ganz wichtig, weil die Anforderungen an die 
Datensicherheit und die Vorgaben zusätzliche erhebliche Kostenfaktoren darstel-
len, und zum Teil auch sehr uneinheitlich gehandhabt werden. Die Rolle des LSI im 
Freistaat muss gestärkt werden, und das LSI muss von den Ressourcen her auch 
dazu befähigt werden, die Kommunen fachlich-detailliert zu begleiten und zu bera-
ten. In der Vielzahl der kleinen Kommunen ist es eigentlich nicht vorstellbar, dass 
diese Datensicherheitsprozesse durch eigenes Personal werden implementieren 
können. Dazu braucht man die Fachlichkeit des LSI.

Frau Karl, Sie haben auch Prozesse zur Befähigung der Bürger angesprochen. 
Das ist für uns in der Tat ein sehr wichtiges Thema, das auch ein wenig mit der 
Frage von Herrn Mannes zusammenhängt. Es geht darum, dass wir die nicht digi-
tal aufgestellten Bürgerinnen und Bürger nicht zurücklassen und auch nicht aus-
schließen wollen. Auch den Städten ist die Befähigung der Bürgerschaft, der Ge-
sellschaft insgesamt, sehr wichtig. Insbesondere unsere großen Mitgliedsstädte 
München, Nürnberg und Augsburg entfalten hierzu Aktivitäten und unterrichten die 
Bürgerinnen und Bürger durch Blogs und durch Angebote, sich auf den Homepa-
ges zu informieren. Aber auch dieses muss in der Fläche implementiert werden. 
Unsere Position lautet jedenfalls, dass wir die Prozesse so anbieten wollen und 
müssen, dass auch Bürger, die nicht in der Lage sind, den OZG-Weg, den digitalen 
Weg, in Anspruch zu nehmen, ihre Verwaltungsleistungen weiterhin erledigen kön-
nen. Aber selbstverständlich liegt es allein schon aus Kostengründen, um Prozes-
se kostengünstig in der Fläche zu skalieren, in unserem Interesse, dass möglichst 
viele Bürgerinnen und Bürger – letztlich hoffentlich alle – den digitalen Zugangs-
weg nutzen können und wollen. Dazu muss man sie befähigen. Das haben Sie 
richtigerweise angesprochen, Frau Karl. Auch hier gilt wiederum: Wir brauchen die 
Fachlichkeit und das Personal und die dafür erforderlichen Ressourcen.

Wenn man mit dem digitalen Budget oder Förderprogramm, wie immer es bezeich-
net wird, auch diese Prozesse berücksichtigt, dann ist es gut, aber dann muss die 
Finanzierung noch stärker ausgeprägt sein.

Herr Mannes, eine weitere Frage haben Sie zu Recht gestellt. Parallel, ganz unab-
hängig von der Digitalisierung, betreiben wir gemeinsam mit dem kommunalen Ar-
beitgeberverband ein Projekt unter der Fragestellung, wie die Tätigkeit im öffentli-
chen kommunalen Dienst generell noch attraktiver an die jetzt kommende 
Generation von Auszubildenden und Studierenden herangetragen werden kann. 
Hierbei – im IT-Bereich ohnehin – stehen wir in einer erheblichen Konkurrenz zur 
Privatwirtschaft. IT-ler sind überall gesucht und werden, um es einmal so zu sagen, 
überall in Gold aufgewogen. Das entspricht nicht den kommunalen Tarifverträgen 
und den Eingruppierungen. Das muss man auch sehen.

Nun noch zu Herrn Nussel und der Frage, ob das OZG in den Kommunen bis 
Ende des Jahres umgesetzt werden kann. In dem Gesetzentwurf ist für die Umset-
zung der Zeitraum von einem Jahr angegeben. Wir haben jetzt eine Fristverlänge-
rung erhalten. Aber die Analyse ist schon wichtig. Wir sind noch nicht so weit, wie 
wir auch selbst sein wollen. Ich habe aber schon eingangs erwähnt, dass dabei die 
Kommunen nicht isoliert betrachtet werden können, sondern dass der Staat, der ja 
die Kommunen aus deren Sicht zum Gesetzesvollzug bedient, auch die Vorausset-
zungen schaffen muss. Diese Voraussetzungen sind sehr heterogen.

Sie haben von den 15 Pilotlandkreisen gesprochen. Als Städtetag hatten wir – lei-
der vergeblich – gefordert, dass auch kreisfreie Städte in diesem Pilotprojekt Be-
rücksichtigung finden. Es ist noch einmal ein eigenes, sehr schwieriges Thema, 
dass die staatlichen Landratsämter ja keine kommunalen, sondern staatliche, in 
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den staatlichen Aufgabenvollzug hierarchisch eingeordnete Behörden sind. Diesel-
ben Vollzugsaufgaben haben aber auch die kreisfreien Städte, die nicht staatliche, 
sondern kommunale Behörden und in den staatlichen Aufgabenvollzug nicht unmit-
telbar eingebunden sind. Deshalb hätten wir uns gewünscht, dass neben den 15 
Pilotlandkreisen auch zwei, drei kreisfreie Städte in das Pilotprojekt aufgenommen 
worden wären.

Ich weiß von dem Projekt, dass schon in den 15 Pilotlandreisen bzw. -landrats-
ämtern die technischen Voraussetzungen und die angewendete Software zum Teil 
uneinheitlich ist. In den 25 kreisfreien Städten ist sie 25-mal individuell. Das kann 
der Staat entweder durch eine gesetzliche Vorgabe mit Verpflichtung und Konnexi-
tätsprinzip ändern, was wir nicht wollen. Herr Professor hat es angesprochen. 
Wenn das nicht der Fall ist, dann müssen diese unterschiedlichen Auswahlmög-
lichkeiten – so haben Sie es bezeichnet; das ist ein guter Begriff –, diese unter-
schiedlichen kommunalen Lösungen, bei der Implementierung von staatlichem 
Vollzugsrecht berücksichtigt werden. Dann muss das auch im Praxis-Check erprobt 
und gefragt werden: Funktioniert das, was mit Müh und Not in 15 Landratsämtern 
funktioniert, auch in zwei, drei kreisfreien Städten und später in allen 71 Landrats-
ämtern und in allen 25 kreisfreien Städten?

Abschließend kann ich Ihnen nur zustimmen und Sie sehr darin unterstützen, dass 
die Kostenfolgeabschätzung, die ja das Konnexitätsprinzip vorsieht, nicht nur die 
Kosten, sondern auch das Personal umfassen muss. Dazu muss eigentlich im Ge-
setz stehen, dass es sich um Konnexität handelt und wir diese Kostenfolgeab-
schätzung gemeinsam vornehmen.

Ich hoffe, ich habe nichts vergessen. Sonst mache ich es wie mein Vorredner und 
gehe, wenn es eine zweite Runde gibt, auf Weiteres ein.

SV Prof. Dr. Dirk Heckmann (TU München): An alle Abgeordneten geht mein 
ganz besonderer Dank. Ich freue mich sehr über Ihre Fragen und über die Gele-
genheit, das eine oder andere ergänzen zu können, aber ich freue mich ganz be-
sonders über die Einigkeit hier im Saal – sowohl bei den Abgeordneten aller Frak-
tionen als auch unter den Expertinnen und Experten – darüber, wie wichtig die 
Digitalisierung ist und welche wichtige Rolle hierbei der Staat spielt. Das haben wir 
auch in der Pandemie gesehen. Gerade dort, wo die Digitalisierung oder digitale 
Angebote und Technologien fehlten, lag vieles im Argen. Insoweit muss also 
schnell etwas passieren.

Dafür sorgt auch das Bayerische Digitalgesetz. Ich habe bei allen herausgehört, 
dass man dieses im Grunde für ein gutes Gesetz hält, dass aber gewünscht wird, 
es an mehreren Stellen zu schärfen, zu konkretisieren oder auch zu ergänzen. Das 
eine oder andere würde ich durchaus unterschreiben. Dies möchte ich jetzt anhand 
der an mich persönlich gestellten Fragen kurz begründen.

Herr Adjei, Sie haben zu Anfang insbesondere mich angesprochen und gefragt, 
welche gesetzlichen Regelungen ich in anderen Bundesländern oder auch in ande-
ren Staaten sehe, die vielleicht übertragen werden könnten. Sie haben gezielt das 
Datenrecht angesprochen, und dies völlig zu Recht. Auch ich halte es für überra-
gend wichtig. An meinen Publikationen der letzten fast 25 Jahre, in denen ich 
schon in diesem Bereich tätig bin, erkennt man, wie viel Wert ich Daten beigemes-
sen, wie viel Wert ich auf die Möglichkeit, Daten für wichtige Zwecke zu nutzen, ge-
legt habe. Das gilt auch für Gesundheitsdaten in der Pandemie. Es gilt, diese nicht 
durch Datenschutzbedenken zu torpedieren. Das muss letztlich Einfluss auf das 
haben, was der Staat an Datennutzung ermöglicht. Dies gilt insbesondere für 
Sachdaten, die ja gar keine Datenschutzprobleme aufwerfen.
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Hierzu habe ich unter anderem mit der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 
eine Studie zu Open Data verfasst, die sich im Netz abrufen lässt. Darin habe ich 
sehr deutlich gemacht, wie wichtig ich diesen Gedanken finde. Auch aus der Stel-
lungnahme des CDPS, die ich hier vorgelegt habe, wird deutlich, dass wir, wenn 
wir über Open Data sprechen, nicht nur über eine vielleicht objektive Pflicht des 
Staates sprechen dürfen, sondern auch über subjektive Rechte und Ansprüche 
sprechen müssen. Insofern schließe ich mich Wilfried Bernhardt ausdrücklich an.

Das ist alles bekannt, das ist richtig, das ist sinnvoll. Aber zu fragen ist, wie wir jetzt 
konkret vorgehen. Schleswig-Holstein ist mehrfach genannt worden. Das dortige 
Digitalisierungsgesetz ist ein Artikelgesetz, das mehrere Gesetze – das E-Govern-
ment-Recht, klassisch novelliert, zusätzlich ein Gesetz zur Bereitstellung von offe-
nen Daten, ein IT-Einsatzgesetz und Ähnliches – beinhaltet. Das ist eine übliche 
Vorgehensweise, darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass das schleswig-hol-
steinische Gesetz eben kein Digitalgesetz aus einem Guss ist, wie es hier in Bay-
ern probiert wird, wo man versucht, alles in einem Gesetz, konsistent in verschie-
denen Kapiteln zu regeln. Das schleswig-holsteinische Gesetz ist nichts anderes 
als ein Bündel verschiedener Gesetze, die zeitgleich verabschiedet werden. Das 
ist in Ordnung, aber man darf sich nicht täuschen und sagen, Schleswig-Holstein 
habe es geschafft, alle diese Stränge zusammenzuführen, und das sollte man viel-
leicht auch so probieren. Nein, man kann das Thema Open Data, offene Daten, 
und auch das Thema KI, also den IT-Einsatz, datengetriebene Geschäftsmodelle 
und Geschäftsprozesse, auch in unterschiedlichen Gesetzen regeln und trotzdem 
das Ganze konsistent gestalten.

In Bayern dürfte es allerdings nicht gelingen, es wie in Schleswig-Holstein zeit-
gleich zu tun, es sei denn, man würde den Gesetzentwurf, der jetzt vorliegt, im 
Parlament ablehnen und ein entsprechendes Artikelgesetz initiieren. Aber dann 
warteten wir vielleicht eine längere Zeit auf dieses Artikelgesetz. Mein Vorschlag 
lautet, dieses Digitalgesetz jetzt so schnell wie möglich zu verabschieden, damit 
die dort angesprochenen guten und wichtigen Punkte schnell zur Geltung gelan-
gen können, um dann wiederum überhaupt nicht zu warten, sondern sofort mit der 
Erarbeitung eines Datengesetzes und eines – in Anführungszeichen – "KI-Geset-
zes", wie auch immer man es benennen will, zu beginnen. Diese sind wichtig, und 
sie müssen auch kommen, aber es ist wirklich zu fragen, ob man dieses Gesetz 
jetzt aufhalten und sagen will, solange das andere von der Staatsregierung nicht 
konzipiert oder im Rahmen irgendeines Entwurfs aus den Reihen der Abgeordne-
ten hinzugefügt wird, werde gar nichts unternommen. Das fände ich noch schlech-
ter. Dann sollte jetzt lieber in der geschilderten Reihenfolge schnell vorgegangen 
werden.

Dabei reden wir dann tatsächlich über ein neues Datengesetz, ein Datennutzungs-
gesetz, das durchaus im Einklang mit dem steht, was die vorherige CDU/CSU/
SPD-Bundesregierung, die sogenannte Große Koalition, im Januar 2021 als Da-
tenstrategie vorgelegt hat. Diese ist aus meiner Sicht sehr begrüßenswert, unab-
hängig davon, was jetzt die neue Bundesregierung daraus macht. Darin stehen 
viele wichtige Dinge insbesondere zur Datennutzung. Es ist die Rede von Daten-
nutzungsbeauftragten, "chief data scientists", in den Bundesbehörden. Das ist ein 
Gedanke, den man ohne Weiteres auf die Landesbehörden übertragen sollte, um 
dafür zu sensibilisieren, welche Daten in welchem Kontext welchen Nutzen bringen 
und wie der Zugang zu ihnen optimal geregelt werden kann.

Das muss der Gegenstand eines solchen Datengesetzes sein, und das ginge dann 
weit über einen § 12a E-Government-Gesetz auf Bundesebene oder über das 
schleswig-holsteinische Gesetz zur Bereitstellung von offenen Daten hinaus, in 
dem es um den klassischen Open-Data-Gedanken der Bringschuld statt einer Hol-
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schuld geht, bei dem es darum geht, dass der Staat Daten, selbstverständlich ma-
schinell lesbar, bereitstellt. Das ist auch in Ordnung. Das brauchen wir. Aber ich 
würde darüber hinausgehen.

Das wäre gewissermaßen die Belohnung für das lange Warten auf Open Data hier 
in Bayern, um dann zu sagen, wir regeln das, was sinnvoll ist, und auch zu fragen, 
in welcher Form Daten bereitgestellt werden müssen, ob es ausreicht, Rohdaten 
bereitzustellen und zu sagen: Macht ihr einmal irgendetwas damit.

Man könnte einmal untersuchen, wie viel mit den bereitgestellten Daten bislang 
passiert ist. Es gibt natürlich jede Menge positive Beispiele; aber ich halte es nicht 
für den optimalen Weg, sämtliche Rohdaten, besonders Sachdaten, von vornher-
ein bereitzustellen, ohne in irgendeiner Weise zu evaluieren, welchen Ertrag das 
eigentlich hat. Daher sollte bei diesem neuen Datengesetz auch überlegt werden, 
ob nicht auch die Wertschöpfungskette abgebildet werden kann.

Dann kommt noch der Beitrag der Wirtschaft hinzu, den Frau Völzow angespro-
chen hat. Die Wirtschaft ist auf solche Daten angewiesen, aber zum Teil werden 
sie in wirtschaftlichen Prozessen auch erzeugt.

Wenn man das alles zusammennähme, dann könnte der Freistaat Bayern eine 
Vorbildfunktion einnehmen, und es gäbe einen echten Fortschritt. Er könnte und 
müsste dabei die Entwicklung, die wir derzeit auf europäischer Ebene zu verzeich-
nen haben, den Data Governance Act, also die Frage der Datenzugänge und der 
Datennutzung, vielleicht der Datenteilungspflichten, mit betrachten. Ich persönlich 
bin dagegen, aber das wird ja diskutiert.

Herr Adjei, ich gebe Ihnen recht. Das Thema ist nicht nur wichtig, es ist auch drin-
gend. Aber ich würde das Schicksal des Bayerischen Digitalgesetzes nicht von 
weiteren Dingen abhängig machen, sondern politisch einfordern, diese jetzt schnell 
und parallel dazu zu entwickeln.

Das gilt auch für das zweite von Ihnen angesprochene Thema der KI, also für das 
maschinelle Lernen oder für datengetriebene Geschäftsprozesse. Wir brauchen 
solche Regelungen dort, wo KI im öffentlichen Sektor eingesetzt wird und damit 
auch Grundrechtseingriffswirkung hat, weil hier der Parlamentsvorbehalt zählt. Der 
Gesetzgeber muss die Voraussetzung dafür regeln. Sonst wäre das Ganze gar 
nicht zulässig.

Ich sage einmal unbescheiden: Ein Beispiel für eine gelungene Regelung ist die 
Bayerische Fernprüfungserprobungsverordnung, an der ich mitwirken durfte und 
die gewissermaßen zum bundesweiten Vorbild für die elektronische Fernprüfung 
an Hochschulen geworden ist. Mit ihr haben wir seit zwei Jahren enorm viel zu tun. 
Es ging es um die Frage, ob Fernprüfungen auch unter Einsatz von Software 
durchgeführt werden dürfen, die KI-basiert ist, ob wir also bei den Prüflingen ein 
Muster für eventuelle Täuschungshandlungen entdecken dürfen. Dabei geht es um 
sogenanntes Standardverhalten, das dann bemessen und kontrolliert wird. Das 
haben wir damals, im Jahr 2020, für so problematisch gehalten, dass wir in die 
Verordnung hineingeschrieben haben, dass das Erstellen von Persönlichkeitsprofi-
len nicht zulässig ist. Damit haben wir genau diesen Funktionen einen Riegel vor-
geschoben, was übrigens zu einer hohen Akzeptanz bei den Studierenden führte 
und das Prüfungswesen nicht unmöglich machte. – Dies ist nur ein Beispiel, dass 
man Künstliche Intelligenz durchaus regeln muss, aber auch regeln kann.

Wir gehen aber selbstverständlich darüber hinaus. Ich selbst war Mitglied der Da-
tenethikkommission der Bundesregierung, die Leitlinien dafür entwickelt hat, wie 
man mit algorithmischen Systemen sinnvoll umgehen kann. Diese Leitlinien wären 
einer parlamentarischen Debatte über die Chancen und Risiken des Einsatzes von 
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Künstlicher Intelligenz mit zugrunde zu legen. KI besitzt nämlich beides. Sie sind 
außerordentlich gefragt, diese Debatte ebenfalls zu führen, übrigens aus meiner 
Sicht nicht nur anhand eines konkreten Gesetzentwurfs, sondern auch darüber hin-
aus.

Einerseits müssen wir aufpassen, dass wir nicht zu früh durch eine übermäßige 
Regulierung Chancen der KI verpassen, andererseits müssen wir auch überlegen, 
wie wir Auswüchse oder sehr riskante Formen unterbinden können, ohne uns die-
ser Chancen zu begeben. Die Wirtschaft, die die passenden Systeme beibringen 
soll, braucht jetzt eine gewisse Orientierung, damit sie nichts in eine falsche Rich-
tung entwickelt.

Diese Debatte muss also geführt werden, und sie muss schnell geführt werden. 
Sie wird ja auch in gewissem Rahmen schon geführt. Denken wir an den Artificial 
intelligence act auf europäischer Ebene. Ihm kann man sich anschließen, braucht 
aber auch nicht auf ihn zu warten. Ich finde, hier bleibt genügend Raum für Lan-
desgesetzgebung, weil ja auch Landesbehörden wie beispielsweise ein Wissen-
schaftsbetrieb diese Dinge einsetzen sollen.

Damit hätten wir hier ein weiteres Gesetz, bei dem man das eine oder andere auch 
von Schleswig-Holstein abschreiben kann. Das wäre ein zulässiges Plagiat. Auch 
die Fernprüfungsverordnung wurde von allen Bundesländern abgeschrieben, und 
Sachsen-Anhalt hat dies sogar wortwörtlich getan, was ich großartig finde. So soll-
te man auch hierbei ruhig schauen, was andere zuvor schon geleistet haben. – So-
weit zu diesen Fragen.

Nun kurz zu Herrn Kaltenhauser. Ich glaube, er war es, der Artikel 16 Abs. 2 Satz 4 
ins Spiel gebracht hat, in dem es heißt, soweit nichts anderes bestimmt sei, ent-
scheide die Behörde über die Art und Weise der Übermittlungsmöglichkeiten. Das 
klingt für ihn so, als ob man nun wieder von dem Gedanken der Digitalisierung 
wegkäme und eine Behörde doch auf Papier antworten könnte. Nach meiner Aus-
legung des BayDiG ist das nicht so; denn Artikel 12 Abs. 1 besagt als echtes sub-
jektives Recht, jeder habe das Recht nach Maßgabe der Artikel 16 bis 18 digital 
über das Internet mit den Behörden zu kommunizieren und deren Dienste in An-
spruch zu nehmen. Der Bürger kann verlangen, dass Verwaltungsverfahren ihm 
gegenüber digital durchgeführt werden. – Er kann das verlangen. Es liegt am Bür-
ger. Es ist nicht wie im Jahr 2003 bei der ersten Reform des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes, als die Behörden noch einen Spielraum hatten. Nein, mittlerweile 
gibt es eine Pflicht der Behörde, digital zu handeln, wenn der Bürger oder die Bür-
gerin das verlangt.

Das betrifft selbstverständlich auch die Übermittlung von Dokumenten. Das heißt, 
das Wahlrecht kann nur in diesem Rahmen eine Rolle spielen. Das würde z. B. be-
deuten zu fragen: Hänge ich ein Dokument als Attachment an eine E-Mail, oder 
stelle ich es zum Download bereit, oder habe ich weitere Möglichkeiten, es zu 
übertragen? Insoweit gibt es verschiedene Wege, die unter Zweckmäßigkeitsge-
sichtspunkten durchaus überlegt werden können. Aber dem Grunde nach ist die 
Behörde verpflichtet, digital auf den Bürger oder die Bürgerin zu antworten. – Das 
ist meine Interpretation von Artikel 16. Sonst ergibt Artikel 12 keinen Sinn.

Herr Mannes, wenn ich Sie richtig verstanden habe, so haben Sie die sehr schöne 
Frage gestellt: Was ist, wenn nach der allumfassenden Digitalisierung die Informa-
tionen, Daten, Vorgänge usw. nicht mehr vorhanden sind, wenn sie möglicherweise 
einem Hackerangriff zum Opfer fallen oder in irgendeiner anderen Weise gewisser-
maßen verschwinden?

42
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Die IT ist manchmal mysteriös. Diese Frage ist also durchaus berechtigt. Viele mei-
ner Studierenden fragen dies in meiner E-Government-Vorlesung. Ich habe dann 
die Chance, ein Modul zu behandeln, das "Ersetzendes Scannen" heißt. Solche 
Regelungen gab es bereits im E-Governement-Gesetz, und sie werden jetzt fortge-
führt. Ihnen zufolge wird, wenn etwas in Papierform vorliegt, dieses Papier ge-
scannt und danach das Papieroriginal vernichtet oder gegebenenfalls auch zurück-
gegeben, um eine doppelte Aktenführung zu vermeiden. Das ist wichtig, weil es 
überhaupt keinen Sinn ergibt, dass ich neben der elektronischen noch eine Papier-
akte zu Sicherheitszwecken nebenbei führe. Schon aus Gründen der Aktenklarheit 
und der Aktenwahrheit und der Unmissverständlichkeit darf es nicht sein, dass 
Doppelakten geführt werden.

Damit bleibt aber das Risiko, das Sie ansprechen, bestehen. Dem ist mit allen 
Maßnahmen, die wir in der IT-Sicherheit zur Verfügung haben, zu begegnen. Das 
sind die Back-ups, auch die doppelten Back-ups, das sind viele Mechanismen, die 
zur Datensicherheit beitragen. Insoweit müssen alle Anstrengungen unternommen 
werden. Dafür haben wir in Bayern, worüber ich sehr glücklich bin, das Landesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik, das LSI, parallel zum BSI, das zusätzlich 
auf diese Dinge achtet und Empfehlungen ausspricht. Auch gibt es entsprechende 
Dienstleister, die hierauf achten. Das muss selbstverständlich professionell ge-
macht werden.

Wenn wir von Digitalisierung sprechen, dann sprechen wir von ganz neuen Mög-
lichkeiten, von effizienten Verfahren, von Beschleunigung und von Service, auch 
für die Bürgerinnen und Bürger. Das setzt aber voraus, dass sie konsequent durch-
geführt wird, dass man sich die Risiken bewusst macht und dafür sorgt, dass sie 
sich nicht verselbstständigt. Sonst brauchen wir mit der Digitalisierung gar nicht 
weiterzumachen. Aber ich denke, so ist das möglich.

Frau Vorsitzende, soweit zu den Fragen, die ich mir notiert habe. Vielleicht habe 
ich etwas vergessen. Dann werden die Abgeordneten sicherlich nachfragen. – Vie-
len Dank.

SVe Prof. Dr. Ulrike Lechner (UniBw M): Ich möchte als Erstes das Thema Open 
Data aufgreifen, das Sie, Herr Heckmann, ebenfalls angesprochen haben. Sie sag-
ten, hierzu seien mehr Regelungen erforderlich. Auch ich habe im Gesetzentwurf 
von Open Data gelesen und mir gedacht: Das klingt immer gut, aber ist das noch 
eine Idee dieser Zeit? Die Gesellschaft geht jetzt gemeinsam den Weg hin zu mehr 
Verantwortung für die Daten. Erinnern wir uns an die Cookies, die wir immer ankli-
cken müssen, an Newsletters, an sämtliche Einverständniserklärungen, die wir hin-
sichtlich dessen, was mit unseren Daten passiert, abgeben, an die vielen Informa-
tionen darüber, wie lange Daten aufbewahrt werden, dass sie gegebenenfalls 
gelöscht werden. Und plötzlich sollen alle Daten jedem bereitgestellt werden.

Nachdem wir jetzt keine Open-Data-Lösung haben, würde ich fast dafür plädieren, 
sich an der Stelle die Zeit dafür zu nehmen, um für Bayern ein neues wegweisen-
des Verfahren eines bewussten Umgangs mit Daten zu definieren, möglicherweise 
auf Verlangen, eventuell aber auch versehen mit einer Nachweispflicht darüber, 
was mit diesen Daten geschieht. Das wäre sozusagen Open Data 2.0, das diesem 
geänderten Bewusstsein für Vertraulichkeit und Informationssicherheit besser als 
das klassische Open Data gerecht wird.

Herr Adjei, Sie haben das LSI und das BSI und die doppelten Strukturen angespro-
chen. Wir haben gehört, die Stärkung des LSI sei notwendig, und es wurde ge-
fragt, warum.

Ich sehe hier keine doppelten Strukturen, sondern ich sehe die Notwendigkeit von 
Ansprechpartnern in der Nähe, die mit den regionalen Gegebenheiten, mit den 
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Technologien, die in der Region verbaut werden, vertraut sind. Deutschland ist 
groß. Kleine Wasserwerke im Norden Deutschlands haben beispielsweise andere 
Gegebenheiten und verbauen andere Technologien als die im Süden. Das LSI in 
Bayern kennt die Technologien, die hier häufig verbaut werden, kann schnell beur-
teilen, kann schnell warnen, wenn es Probleme gibt, und auch beratend zur Seite 
stehen, wenn es zu einem Vorfall kommt. Nicht zuletzt wird immer auf Bundesebe-
ne definiert, was eine kritische Infrastruktur ist, wer deshalb vom BSI informiert wird 
und welche kritischen Infrastrukturen sich an das BSI wenden können, wenn es zu 
Vorfällen kommt und sie Hilfestellung zum Beispiel durch das ZERT brauchen.

Der Mittelstand Bayerns braucht Ansprechpartner, am besten in der Nähe. Besten-
falls hat man sich auch schon einmal persönlich gesehen und kennengelernt. Inso-
fern ist das LSI einfach unverzichtbar – für den Mittelstand genauso wie für Behör-
den.

Sie haben auch nach den Standards gefragt. Das BSI gibt Mindeststandards her-
aus, typischerweise mit Blick auf bestimmte Branchen und auf bestimmte Techno-
logien, die verbaut werden. In Bayern können manchmal andere Gegebenheiten 
festzustellen sein, andere Technologien können genutzt werden, es können andere 
Anbieter vorhanden sein. Gerade wenn man im Behördenumfeld Vorreiter sein will, 
braucht man eigene Standards, sodass bayerische Anbieter schnell zum Zug kom-
men, wenn es beispielsweise um Fragen der Zertifizierung geht, damit bestimmte 
Mindeststandards eingehalten werden und damit diese Technologien dann auch 
hier in Bayern eingesetzt werden können.

BSI und LSI bedeuten also keine Doppelung. Das LSI ist ein wichtiger Ansprech-
partner. Im Zweifelsfall sollten seine Kompetenzen ausgebaut und es sollte dafür 
gesorgt werden, dass der Wirtschaftsstandort Bayern durch Möglichkeiten der Au-
ditierung und der Zertifizierung gestärkt wird.

In der Diskussion war auch das Bürgerkonto, das bayerische und das deutsche. 
Ja, wir befinden uns jetzt auch in einer Zeit, in der viele Bürger mehrere Konten 
führen, eines für Sky und eines für Netflix, eines bei der einen Bank und eines bei 
der anderen Bank. Zwei Bürgerkonten sind zumutbar und leistbar, wenn es darauf 
ankommt. Wenn Bayern Vorreiter sein will, braucht es eine eigene Technologie und 
ein eigenes Bürgerkonto.

Irgendwann, in vielen Jahren, wird dann der Bürger die Entscheidung treffen, was 
besser ist, was er wirklich haben will, und dann kann man auch über Integration 
und Zusammenführung nachdenken. Das ist aber die Frage einer Strategie und 
steht jetzt noch nicht im Raum.

Frau Karl, Inklusion und Befähigung sind wichtig. Die digitale Trennung derer, die 
mithalten können, von denen, die dies nicht können, obwohl sie es wollen, ist 
immer vorhanden. Der Gesetzentwurf sieht daher auch das Konzept des M-Go-
vernments vor. Das ist ein wichtiges Instrument, um die digitale Teilhabe zu stär-
ken. M-Government bedeutet, dass sämtliche Dienste auch auf Smartphones ver-
fügbar sind und zugänglich sein sollen. Ein Smartphone haben praktisch alle. Das 
wissen wir aus der COVID-Pandemie und den Diskussionen über Kinder aus be-
nachteiligten Familien, die tatsächlich nur ein Smartphone haben, um dem Unter-
richt digital zu folgen. Auch die Eltern haben dann nur ein Smartphone und nicht 
noch einen Desktop, einen Laptop und ein Tablet, um irgendetwas nutzen zu kön-
nen. Wenn es um Teilhabe und Befähigung geht, dann ist es, technisch gesehen, 
wichtig, dass diese Dinge auf durchschnittlichen Smartphones verfügbar sind.

Auch Themen der IT-Sicherheit wurden angesprochen. Warum darf die Verwaltung 
keine E-Mails schreiben? Dabei geht es um die Vertraulichkeit. E-Mails sind ein no-
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torisch unsicheres Medium, und der Austausch von E-Mails würde sowohl bei den 
Bürgern als auch bei den Behörden dem Phishing sofort Tür und Tor öffnen. So 
muss zumindest die Behörde postalisch an eine gesicherte Adresse antworten, so-
lange wir noch keine Bürgerkonten haben.

Der Einwand von Herrn Nussel, gerade die Bauabteilungen beklagten sich, dass 
man Pläne so schlecht hin- und herschicken könne, treffen mich ins Herz. Digitale 
Formate in diesem Bereich sind grundsätzlich schwer durch IT-Sicherheitslösun-
gen zu behandeln. Ich verspreche Ihnen: Wir werden Fortschritte machen. In ein 
paar Jahren werden auch diese Bereiche der öffentlichen Verwaltung ganz gezielt 
und ohne Sicherheitsprobleme Pläne austauschen und weiterleiten können.

Soweit zu den Punkten, die ich mir aufgeschrieben habe. Wenn es zu einer zwei-
ten Runde kommt, so freue auch ich mich über weitere Fragen.

SV Philipp Otto (iRights.Lab): Auch ich habe mir Fragen notiert. Herzlichen Dank 
an die Kolleginnen und Kollegen.

Zunächst zur digitalen Barrierefreiheit und der Frage, ob man nicht beispielsweise 
das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz stärker einbinden sollte, um vom bloßen Ap-
pellcharakter wegzukommen. Hierzu gibt es verschiedene Ansätze. Eine stärkere 
Einbindung ist auf jeden Fall wünschenswert. Das ist ein Thema, das wir nach wir 
vor unterschätzen. Dabei geht es nicht nur um – in Anführungszeichen – "Rand-
gruppen", sondern Barrierefreiheit hat auch viel mit älteren Menschen zu tun, und 
man kann von einem signifikanten Anteil der Bevölkerung ausgehen, der diesbe-
züglich Bedarfe hat, die nicht per se mitgedacht und auch nicht per se in allen An-
wendungen gespiegelt werden.

Deswegen wäre ein eigener Artikel zu diesem Thema im BayDiG und nicht nur die 
Miterwähnung in verschiedenen Artikeln wünschenswert. In diesem Artikel könnte 
man detailliert skizzieren, was man unter Barrierefreiheit tatsächlich versteht – an-
sonsten bleibt vieles abstrakt –, und es könnte direkt Bezug auf das Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetz und andere Bestimmungen genommen werden. Im Sinne 
einer Gebrauchsanleitung für jene, die das Gesetz nachher anwenden bzw. es be-
rücksichtigen oder nutzen sollen, wäre eine solche Konkretisierung ebenfalls wün-
schenswert.

Dabei geht es auch um Umsetzungsvorgaben, um Standardisierung, nachlaufend 
um eine einfache Anwendung. Es wäre sehr wertvoll, wenn Blaupausen, Muster, 
Standardisierungen hinsichtlich der Frage gesetzt werden könnten, wie die digitale 
Barrierefreiheit konkret erhöht werden kann.

Vorhin habe ich es bereits erwähnt: Es ist immer gut, noch zu ergänzen, was pas-
siert, wenn Vorgaben nicht eingehalten werden. Wenn Sanktionen vorgesehen 
sind, wird aus dem bloßen Appell und dem Kann ein Sollen bzw. ein Muss. Man 
könnte überlegen, ob man nicht auch an dieser Stelle konkreter werden kann.

Nun zu den Zielen, zum Monitoring und der Frage, was man eigentlich misst oder 
messen sollte. Übergeordnet kann man sagen, dass es im Prinzip zwei Hauptlinien 
des Ergebnisses gibt, das sich bei einer Messung ergeben kann. Neben einer 
übergeordneten Steuerung von digital getriebenen Maßnahmen durch die Staats-
regierung geht es insbesondere darum, ob der Digital-first-Ansatz funktioniert und 
wie er genutzt wird. Wenn der Paradigmenwechsel an der Stelle schon enthalten 
ist, dann ist es auch spannend zu schauen, ob er angenommen wird und welche 
Implikationen dies für die Zukunft hat. Auf der anderen Seite geht es insbesondere 
bei den lokalen Akteuren – bei KMU wie Kommunen wie allgemein in der Wirt-
schaft wie auch bei Bibliotheken usw. – darum, die Steigerung der Digitalkompe-

Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 45



tenz zu betrachten. Auch dafür können verschiedene Zielstellungen erarbeitet wer-
den.

Wir wissen von zu Hause: Messen kann man alles. Deswegen wäre es wichtig, 
eine Art Messkatalog mit standardisierten Messdaten bzw. den Bereichen, in 
denen etwas gemessen werden soll, separat zu entwickeln. Diesen könnte die 
Staatsregierung im Gesetz verankern oder zumindest eine diesbezügliche Ab-
sichtserklärung in das Gesetz aufnehmen. Davon hängt es ab, was am Ende des 
Tages bei der Messung und bei den Wirkungen, die daran hängen, herauskommt. 
Auch insoweit wäre also eine Konkretisierung sehr wertvoll.

Zudem ging es noch um die Top 3 der Konkretisierungen im Gesetzentwurf. Es gibt 
viele Möglichkeiten der Konkretisierung, wie aus den Beiträgen der Kolleginnen 
und Kollegen schon hervorgegangen ist. Insbesondere die Artikel 8 ff. könnten er-
gänzt werden. Das ist aus meiner Sicht nicht per se erforderlich, weil man auch 
aufpassen muss, dass das Gesetz schlank bleibt. Schon jetzt ist es an vielen Stel-
len wuchtig. Dennoch sind Konkretisierungen an vielen Stellen sinnvoll.

Eine Konkretisierung habe ich gerade genannt: das Einfügen eines neuen Artikels 
zur digitalen Barrierefreiheit. Auch würde ich mir Experimentierklauseln für ver-
schiedene Bereiche wünschen, die gegebenenfalls im Gesetz explizit benannt wer-
den. Hierzu kann man ebenfalls viele verschiedene Artikel durchgehen und schau-
en, wo das besonders sinnvoll ist.

Ich könnte mir sehr gut vorstellen, dass dies in Artikel 4 Abs. 2 der Fall ist. Hier 
könnte deutlich gemacht werden, dass es das Ziel ist, Kompetenzzentren, For-
schungs- und Entwicklungs-Units – wie auch immer man Wissenstransfer bezeich-
nen will – für die Gemeinden und für die Kreise zu errichten. Auch wäre es span-
nend, in Artikel 3 eine Regelung für den gesamten Aspekt des Einsatzes von 
algorithmischen Systemen, Software, KI, einzufügen, mit der definiert wird, wie ver-
bindliche Nutzungsregeln für diese Systeme aussehen können, insbesondere, mit 
welchen Obligationen die öffentliche Hand hierbei vorgehen will. Dabei handelt es 
sich um ethische Parameter, um weitere Aspekte, die hierbei eine wesentliche 
Rolle spielen. Zu begrüßen wäre zudem, wenn in diesem Kontext ein KI-Register 
aller in der öffentlichen Verwaltung eingesetzten Systeme zum Tragen käme. Das 
könnte man auch als Absichtserklärung in das Gesetz aufnehmen.

Ich denke, in diesen Top 3 gibt es Etliches, aus dem man Honig saugen kann. Wei-
teres enthält meine Stellungnahme und enthalten auch die Stellungnahmen der 
Kolleginnen und Kollegen. Wenn man den Gesetzentwurf noch einmal durchgeht 
und fragt, was unverständlich ist und wo etwas konkreter formuliert werden muss, 
dann kommt man meiner Ansicht nach sehr schnell weiter.

SV Mathias Schindler (GFF): Ich versuche, die Fragen im Sinnzusammenhang zu 
beantworten. Das heißt, ich werde die Chronologie ein wenig aufbrechen.

Herr Abgeordneter Adjei, Sie haben zwei Punkte angesprochen: das Transparenz-
gesetz und offene Daten. Diese beiden Punkte sind, wenn man sich den Verlauf 
der Diskussion über Transparenz und Informationsfreiheit in Deutschland an-
schaut, in gewisser Weise miteinander verbunden. Gerade die Datenschützerinnen 
und Datenschützer, die in den Ländern häufig zusätzlich die Informationsfreiheits-
beauftragten sind und dementsprechend beide Seiten, das Datenschützen und das 
Datennützen, kennen, haben sich regelmäßig für das individuelle Recht auf Infor-
mationen, für das Recht, diese Informationen von staatlichen Stellen abzurufen 
und auch dafür ausgesprochen, proaktive Veröffentlichungspflichten bestimmter 
Daten hinzuzufügen. Hierbei geht es vor allem um Daten, die keinen Personenbe-
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zug haben und im Hinblick auf die Sicherheit und auch im Hinblick auf den Materi-
algüterschutz von beteiligten Dritten zur Nachnutzung freigegeben werden können.

Die Transparenzgesetze, wie sie in Hamburg und später auch anderswo auf den 
Weg gebracht wurden, enthalten regelmäßig Elemente dieser Vorschläge. Es gibt 
die Möglichkeit eines Bürgers oder einer juristischen Person, bei einer Behörde 
Einblick in eine Akte oder Informationen zu erhalten. Gleichzeitig wird aber ein Ka-
talog von Informationen definiert, die von Behörden grundsätzlich veröffentlicht 
werden müssen.

Die meisten Bundesländer und auch die Bundesebene haben Open Data und In-
formationsfreiheit bisher noch nicht so ineinander verwoben, wie dies auch aus 
Verwaltungssicht sinnvoll sein könnte: dass ich eben nicht nur Zugang zu Informa-
tionen erlange, sondern gleichzeitig – das ist viel wichtiger – das Recht erhalte, mit 
diesen Daten etwas zu tun und sie auch in einer Form zu erhalten, in der ich mit 
ihnen arbeiten kann. Ein Informationsfreiheitsgesetz regelt für mich erst einmal nur 
das Recht, einen Ausdruck von 500 Seiten aus einer Excel-Tabelle zu bekommen. 
Damit ich diese Daten sinnvoll und ohne Konversionsverluste nutzen kann, hätte 
ich diese Daten gern auch als CSV-Datei oder notfalls die Excel-Tabelle als Datei 
mit den dazugehörigen Nutzungsrechten.

Insofern ist es keine Überraschung, wenn ich Ihnen den Rat gebe, ein Transpa-
renzgesetz für den Freistaat Bayern zu erlassen, in dem Elemente von Informati-
onsfreiheit und Open Data enthalten sind.

Auch hier wiederum: Es gibt Daten, die von vornherein ungeeignet sind, sie zu ver-
öffentlichen. Davor steht der Datenschutz. Darüber hinaus gibt es Daten, bei denen 
auf den zweiten Blick erkennbar wird, dass sie einen Personenbezug haben. Inso-
weit ist man stets auch auf die Forschung angewiesen, die herausfindet, ob eine 
Deanonymisierung von Daten möglich ist und welche Schritte nötig sind, damit 
Daten weiterhin keinen Personenbezug haben.

Um ein plastisches Beispiel zu geben: Wenn Sie noch einen Plasmafernseher bei 
sich zu Hause haben, dann hat dieser einen unterschiedlich hohen Stromver-
brauch, je nachdem, ob helle oder dunkle Bildschirminhalte angezeigt werden. 
Über den Stromverbrauch können Sie ablesen, welches Fernsehprogramm gerade 
läuft. Das heißt, wenn ich einfach nur Informationen zum Stromverbrauch veröf-
fentliche, muss ich dabei immer berücksichtigen, dass unter bestimmten Voraus-
setzungen, in einem bestimmten Zustand der Aggregierung, bei Verzicht auf ent-
sprechende Maßnahmen Informationen zum individuellen Medienkonsumverhalten 
bestimmter Personen enthalten sein könnten. In der Regel kann ich diesen Effekt 
durch eine simple Aggregierung auf die nächsthöhere Ebene, auf Haushalts-, auf 
Hausebene, verhindern.

Datenschützerinnen und Datenschützer kennen sich mit diesen Problemen aus 
und haben dafür Lösungen im Gepäck. Das ist also keine noch zu lösende Aufga-
be.

Die Kosten sind Ihnen, Herr Nussel, sehr wichtig. Ich habe in den vergangenen 
Jahren in unterschiedlichen Rollen mit Verwaltungen gearbeitet, gesprochen und 
verhandelt. Dabei ging es regelmäßig auch um die Frage, ob es vertretbar ist, 
Daten der Verwaltung zur kommerziellen Nachnutzung durch andere zu veröffentli-
chen, wenn damit Einnahmen erzielt werden sollen. Basierend auf den Daten, die 
ich aus den Ländern und aus dem Bund erhalte, ist dies der absolute Ausnahme-
fall. Länder und Bund erzielen regelmäßig Einkünfte, die unterhalb des Aufwandes 
liegen, um diese Einkünfte überhaupt verbuchen zu können. Das heißt: Ja, es 
fließt Geld, aber dieses Geld wird durch den Verwaltungsakt des Schreibens von 
Rechnungen und des Verbuchens aufgefressen. Wenn man dann noch heraus-
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zieht, welche dieser Gelder von anderen öffentlichen Einrichtungen kommen, 
indem sich die öffentliche Hand gegenseitig Rechnungen schreibt, wird dieser Be-
trag noch geringer.

Damit sind wir dann tatsächlich bei den kleinen mittelständischen Unternehmen. In 
Deutschland besteht die Möglichkeit, über das Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie bundesweit Luftaufnahmen zu erhalten. Wenn Sie nur Daten von einem 
einzigen Bundesland haben möchten, dann gehen Sie zum lokalen Landesvermes-
sungsamt. Das heißt, eine Firma wie Google kommt an diese Daten zu Recht und 
bezahlt dafür Geld, was in der Größenordnung von 100.000 oder 150.000 Euro im 
Jahr – die Zahlen werden nicht aktuell veröffentlicht, aber lassen sich rekonstruie-
ren – für ein Unternehmen dieser Größe aus dessen Sicht verschmerzbar ist, aber 
für ein Unternehmen aus dem KMU-Bereich hoch sein kann.

Des bedeutet: Das Geld reicht nie und nimmer dafür aus, den eigentlichen Auftrag 
der Länder zu finanzieren, der zum Beispiel darin besteht, Orthofotos des Landes 
in einer Auflösung mit einem Kantenraster von 10 oder 20 Zentimeter zu erheben. 
Andererseits schaffen Sie damit eine Markteintrittshürde für Unternehmen und sor-
gen dafür, dass es für neue Unternehmen sehr schwierig ist, überhaupt als Player 
auf dem Markt auftreten zu können, weil diese solche Investitionssummen nicht 
aufbringen können. Umgekehrt gibt es Firmen wie Garmin, die in ihrem Heimat-
markt USA kostenfrei an die analogen Informationen des US Geological Surveys 
herankommen – das hat auch etwas mit der anderen Tradition dort zu tun –, Hei-
matmärkte haben, auf denen sie sehr gut eigene Geschäftsmodelle entwickeln 
können und dann die Kraft haben, den Markteintritt in Europa für eine gewisse Zeit 
aus ihren Einkünften aus bestehenden Heimatmärkten quer zu subventionieren.

All das sind Elemente der Begründung, warum Open Data eben unter anderem für 
KMU, für die Zivilgesellschaft, für viele andere sehr relevant ist und warum ich 
dafür plädiere, Open Data nicht als eigenen Punkt in einer Liste von 17 Schwer-
punkten zu sehen, sondern zu schauen, an welchen Stellen eine vernünftige, ro-
buste Open-Data-Regelung das, was Sie sich an sonstigen Zielen gesetzt haben, 
unterstützen kann.

In diesem Zusammenhang wurde von mir die Mobilität genannt. Bei den Fahrplan-
daten besteht das Problem, dass es letztlich nicht die öffentliche Hand selbst ist, 
die die Daten erhebt und besitzt, dass aber die öffentliche Hand die dahinter ste-
hende Dienstleistung, zum Beispiel den öffentlichen Personennahverkehr, in 
hohem Maße finanziert. An dieser Stelle haben Sie einen zivilrechtlichen Hebel, 
mit dem eine Open-Data-Klausel in die entsprechenden Verträge eingefügt werden 
kann und auch sollte. Auch insoweit gehe ich davon aus, dass genug Daten zur 
Verfügung stehen; denn auch die EU hat in ihrer Open-Data-Richtlinie einen Kata-
log mit Daten veröffentlicht, bei denen von vornherein klar ist, dass es keine Pro-
bleme mit dem Datenschutz gibt.

Was mir in der Debatte sehr gut gefallen hat – das ist der Punkt, an dem wir lang-
sam von der Vergangenheit über die Gegenwart in die Zukunft kommen –, war die 
Frage: Was dann? Reicht es also, Daten sozusagen einfach zu veröffentlichen? – 
Nein, selbstverständlich nicht. Es gibt genug Punkte, an denen die öffentliche Hand 
neben der nackten Veröffentlichung auch noch ein Player sein sollte. Sie sollte 
diese Daten tatsächlich einbauen, sie nutzen und die damit gewonnen Erkenntnis-
se übernehmen. Wir wissen aus Gesprächen mit der öffentlichen Verwaltung, dass 
Daten in öffentlicher Hand meistens nur so gut sind, wie sie für den eigentlich in-
tendierten Zweck gebraucht werden.
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Ich gebe Ihnen dazu das Beispiel der Katalogdaten der Deutschen Nationalbiblio-
thek, also der bibliographischen Daten aus den Beständen. Darin sind grundsätz-
lich immer Lücken und Fehler enthalten. Das ist auch nicht schlimm. Interessant 
wird dies aber, wenn andere Beteiligte die Daten für eigene Zwecke nutzen, erken-
nen, dass insoweit Grenzen vorhanden sind, und die Daten anreichern. Dann ist zu 
fragen, ob eine Verwaltung die Daten mit den gewonnenen Erkenntnissen zurück 
übernehmen kann.

An dieser Stelle würde ein Data Act, quasi ein Life Cycle Management oder was 
immer Sie als Begriff schon haben, sehr helfen. Hierbei geht es nicht um einen ein-
maligen Akt, bei dem der Öffentlichkeit ein Laster mit Daten ausgekippt wird, son-
dern um den fortlaufenden Prozess, Daten bereitzustellen, zu schauen, welche 
Daten in welcher zeitlichen Auflösung benötigt werden – teilweise ist es ja relevant, 
diese Daten zeitnah zu erhalten –, und dann auch zu prüfen, was davon sinnvoll 
verwendet und auch rückverwendet werden kann.

Eine Empfehlung, die ich Ihnen geben kann, auch wenn sie – da gebe ich Ihnen 
recht – für dieses Gesetz vermutlich zu spät kommt, lautet: Es sollte eine Verpflich-
tung für Behörden geben, wenn sie behördenintern Daten austauschen, dies über 
öffentliche Schnittstellen zu leisten, sofern sich die Daten hierfür eignen. Regelmä-
ßig besteht die Situation, dass zwei Behörden mit sehr großem händischen Auf-
wand Daten austauschen, und dies für den Einzelfall zugeschnitten. Das könnte 
dazu führen, dass der gleiche manuelle Aufwand erneut entsteht, wenn diese 
Daten ein weiteres Mal abgerufen werden.

Auch hierzu eine gute Erfahrung aus Hamburg: Das Transparenzgesetz von Ham-
burg wurde der Verwaltung gegenüber nicht als Transparenzgesetz angepriesen, 
sondern es wurde mit der Einführung der elektronischen Aktenführung verknüpft. 
Mit der elektronischen Aktenführung verbunden waren Mechanismen, die geholfen 
haben sicherzustellen, dass die Akten in dem Moment, in dem sie erstellt werden, 
bereits Informationen darüber enthalten, ob, wie und zu welchem Zeitpunkt eine 
Veröffentlichung im Transparenzportal der Freien und Hansestadt Hamburg vorge-
sehen ist. Das hat den händischen Aufwand, den Pflegeaufwand für Veröffentlich-
ungen, dramatisch gesenkt und hat übrigens auch die Verwaltung begeistert, weil 
diese eigentlich schon lange auf die elektronische Aktenführung geschielt hatte.

Nun zu den Trainingsdaten. Damit sind wir bei einem Punkt, den wir an mehreren 
Stellen besprechen. Gerade im Bereich der automatisierten Entscheidungswesen 
gibt es regelmäßig einen Bias. Das heißt, die Auswahl der Daten stellt die Wirklich-
keit nicht komplett dar, sondern die Daten stellen einen Ausschnitt dar, und wenn 
Sie Systeme anhand dieser Daten trainieren, dann trainieren Sie sie nicht auf die 
Wirklichkeit, sondern auf diesen Ausschnitt, mit dem Ergebnis, dass Sie zum Bei-
spiel bestimmte Bevölkerungsgruppen oder bestimmte Lebenssituationen ausblen-
den.

Das kann sehr schnell das Ausmaß der Diskriminierung bestimmter Bevölkerungs-
gruppen erreichen. So kann es zum Beispiel dazu kommen, dass Webcams oder 
Seifenspender Menschen, die eine dunklere Hautfarbe haben, nicht erkennen, weil 
die Modelle auf Menschen mit weißer Hautfarbe trainiert waren und die Trainings-
daten die anderen Menschen einfach ausgeschlossen haben.

Auch hier wieder der Blick hinüber zu Open Data: Viele der derzeit vorhandenen 
Systeme werden anhand der verfügbaren Daten trainiert, und diese Daten sind re-
gelmäßig nicht aus Europa, beispielsweise mit der Konsequenz, dass autonomes 
Fahren in Europa schwieriger ist, weil die Trainingsmodelle amerikanische Stra-
ßen, amerikanische Straßenschilder, amerikanische Fahrbahnbegrenzungen als 
Grundlage haben. Letztlich hängen also auch Leben und Gesundheit von Perso-
nen daran.
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Herr Nussel, Sie haben auch eine Frage zur Folgenabwägung gestellt. Ich persön-
lich bin der festen Überzeugung, dass einige Textstellen in dem Gesetz sehr 
schnell, also schon in einigen Jahren, veraltet wirken werden, weil sie eine Mo-
mentaufnahme darstellen. Dies ist eine völlig plausible Momentaufnahme, aber es 
ist absehbar, dass es technologische Entwicklungen geben wird, die nicht zu antizi-
pieren sind oder die es vermutlich noch nicht in ein Gesetz schaffen sollten.

Die Aufzählung in Artikel 3 ist zum Glück offen gehalten. Darin heißt es: "Der Frei-
staat Bayern unterhält hierfür staatliche Rechenzentren und staatlich verfügbare 
Netze, geeignete Cloud-Dienste und weitere geeignete Technologien und Anwen-
dungen."

Es gibt regelmäßig Gegenentwicklungen in der Frage, ob sich Anwendungen als 
Cloud-Anwendung betreiben lassen, ob sie als Client-Anwendung, als Server-An-
wendung, vorgesehen werden. Im Moment gibt es einen robusten Boom hin zu 
Cloud-Diensten. Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass wir in ein paar Jahren IT-
Konzepte sehen werden, die von dieser Aufzählung nicht erfasst sind. Zwar will ich 
jetzt nicht von Blockchains sprechen; aber ich befürchte, zu ihnen wird es irgend-
wann auch noch kommen.

Es ist nicht schlimm, bei einer offenen Aufzählung nicht alles aufzulisten, was ein-
mal sein könnte. Sicherlich wäre es auch nicht sinnvoll, auf Verdacht alles hinein-
zuschreiben, was noch kommen könnte. Aber an dieser Stelle wäre eine Folgenab-
schätzung hilfreich, um Areale zu identifizieren, mit denen sich der Gesetzgeber 
möglicherweise früher wieder beschäftigen muss.

Ich möchte noch eine Anmerkung zur IT-Sicherheit machen. Wenn ich es richtig 
sehe, gibt es im gesamten Bereich des Landesamts für Sicherheit in der Informati-
onstechnologie keine Verpflichtung oder Ermächtigung der Behörde, den Hersteller 
eines Systems über Sicherheitslücken zu informieren. Es gibt zwar die Möglichkeit, 
die Allgemeinheit zu warnen, es gibt die Möglichkeit, andere Behörden zu informie-
ren, aber es ist, so wie ich es lese, nicht möglich oder zumindest nicht vorgesehen, 
den Hersteller im Rahmen von Responsable Disclosure zu informieren. Insoweit 
würde ich Sie bitten nachzubessern. Es gibt nach meinem Verständnis keinen 
Grund, warum staatliche Behörden Kenntnisse über Sicherheitslücken für sich be-
halten sollten, aber es gibt viele Gründe, warum es im Interesse aller Beteiligten 
inklusive der staatlichen Einrichtungen selbst ist, dass Kenntnisse über Sicher-
heitslücken an den Hersteller gemeldet werden, damit dieser sie auf allen Syste-
men behebt, und dies nicht nur in Zeiten angespannter IT-Sicherheitslage, weil es 
jetzt gerade einen Angriffskrieg in einem Nachbarland gibt.

Herr Heckmann hat die Frage zum digitalen Zugang und den Behörden schon be-
antwortet. Insoweit enthalte ich mich. Wenn ich eine Frage unterschlagen habe, 
beantworte ich sie gern in der zweiten Runde und ansonsten auch per E-Mail.

SVe Christine Völzow (vbw): Ich habe das Glück, dass das Meiste schon sehr 
kompetent beantwortet worden ist.

Herr Adjei hat ganz zu Anfang gefragt, welche Auswirkungen es auf die Wirtschaft 
hat, wenn die offenen Daten nicht bald kommen und die Trainingsdaten aus dem 
Ausland bezogen werden müssen. Herr Schindler hat ein Problem schon sehr gut 
herausgearbeitet. Beziffern lässt sich das letztlich nur schwer, weil wir hier von ver-
gebenen Chancen reden, und zwar von Chancen, die wir seit sehr vielen Jahren 
vergeben. Ich weiß nicht mehr, seit wann wir fordern, dass es endlich Open Go-
vernment Data gibt. – Dirk, weißt du noch, wann wir die ersten Studien dazu ge-
macht haben? – Jedenfalls ist es schon etliche Jahre her, und damals war das 
Thema auch nicht mehr ganz neu.
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Es wird also Zeit, weil wir Chancen vergeben, und dies im wirtschaftlichen Bereich, 
aber auch, indem es einfach nicht zu bestimmten Verbesserungen für die Gesell-
schaft kommt. Dabei geht es also nicht nur um wirtschaftliche Interessen, sondern 
es geht auch darum, Daten für bessere Entscheidungsfindungen, für eine bessere 
Planung zu nutzen, entweder durch die Verwaltung selbst oder auch unter Zuhilfe-
nahme der Wirtschaft für die Verwaltung. Je mehr Daten offen sind, desto besser 
kann man beurteilen, was man noch herausfinden könnte. Ich glaube, ich muss 
jetzt das Thema Pandemie gar nicht mehr strapazieren und darstellen, was man 
alles hätte sinnvoll erheben können. – Beziffern kann man es nicht, aber es wird 
Zeit.

Ich bin insoweit bei Dirk Heckmann, als man jetzt nicht das ganze Gesetz aufhal-
ten muss, um noch ausgefeilte Regelungen zu Open Data einzufügen. Man kann 
Gesetze bekanntlich nachträglich ändern. Aber es wäre sinnvoll und würde dem 
Gedanken dieses Gesetzes aus meiner Sicht entsprechen, würde man ein biss-
chen präziser und würde den klaren Anspruch, die klare Vorgabe aufnehmen, dass 
das, was aus Steuermitteln, was mit Mitteln der öffentlichen Hand erhoben worden 
ist, dann auch zur Verfügung gestellt wird.

Beibehalten werden sollte selbstverständlich die Aufbereitung, die in Artikel 14 vor-
gesehenen ist. Es ist sehr gut, dass die Daten nicht irgendwie zur Verfügung ge-
stellt werden, sondern so, wie sie der Nutzer tatsächlich braucht. Aus Sicht der 
Wirtschaft sollte zur Klarstellung durchaus auch ergänzt werden, dass die Nutzung 
von Daten, die von Privaten erhoben werden, grundsätzlich eine Frage der privat-
rechtlichen Vereinbarung zwischen den Privaten und nicht Gegenstand von Open 
Data im engeren Sinne ist. Das ist zumindest unsere Auffassung.

Um den Bedenken Rechnung zu tragen, die auch Frau Professor Lechner ge-
äußert hat, könnte man klarstellend formulieren, dass Geheimhaltungsinteressen 
und der Individualrechtsschutz gewahrt bleiben. Das versteht sich aber eigentlich 
von selbst und brauchte gar nicht geregelt zu werden. Eine solche Formulierung 
wäre rein deklaratorisch, man könnte sie aber in das Gesetz aufnehmen, um Ver-
trauen zu schaffen.

Was könnte man zum Einsatz von IT in der Verwaltung regeln? Mit einem eher pro-
grammatischen Satz könnte man etwa in Artikel 3 präzisieren, wie die Verwaltung 
auch für sich selbst stärker auf datengestützte Prozesse setzen kann, um Ent-
scheidungen zu verbessern.

Angesprochen wurde auch die Frage der Speicherung. Das ist interessant. Ich 
habe den Gesetzentwurf noch einmal durchgeblättert. Zuvor war es mir nicht auf-
gefallen. Aber auch ich habe nirgendwo gefunden, dass man sich, wenn man die 
Daten im Grunde genommen nur noch digital erhebt, auch Gedanken um eine 
Speicherung machen muss. Selbstverständlich liegt die Zuständigkeit hierfür beim 
Landesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, es würde aber nicht schaden, 
es explizit in das Gesetz hineinzuschreiben. Dabei geht es nicht nur um Cybersi-
cherheit, sondern um die Frage, ob gelegentlich auf neue Systeme, auf neue Spei-
chermedien etc. übertragen werden muss. Darüber muss man sich langfristig si-
cherlich auch Gedanken machen, weil ja viele Informationen nicht nur ein paar 
Jahre lang gespeichert werden müssen. Das wäre aber eher eine kleinere Ergän-
zung.

Nun noch einmal zum Thema Digitalcheck. Ich hoffe, ich habe mich hierzu nicht 
missverständlich ausgedrückt. Selbstverständlich gehe ich davon aus, dass Sie 
auch jetzt schon einen Praxischeck mit den Kommunen durchführen. Was ich 
meine und was nach meinem Verständnis jetzt auch auf der Bundesebene disku-
tiert wird, sind aber keine Einzelfälle. Vielmehr geht es um einen Standard, darum, 
dass man das bei jeder neuen Rechtsnorm und idealerweise auch bei den beste-
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henden Rechtsnormen prüft. Es geht um einen Prozess, der immer vorgesehen 
wird, um von vornherein so gut wie möglich Recht zu setzen und dieses dann so 
leicht wie möglich von der Verwaltung abwickeln zu lassen.

Ein erster Schritt bestünde darin, zu definieren, wie Recht sein muss, damit es digi-
talisierungstauglich ist. Dazu gibt es schon viele Antworten aus den Arbeiten im 
Zusammenhang mit E-Government, mit dem OZG etc. Hierzu hat der Freistaat si-
cherlich schon gute Vorüberlegungen angestellt, um eine erste Checkliste zu erar-
beiten – gern gemeinsam mit den weiteren Beteiligten, mit den Kommunen, mit der 
Wirtschaft, mit Vertretern der Verbraucher –, um bei der Modernisierung möglichst 
von vornherein auch das Recht mitzunehmen.

Sie haben völlig zu Recht auch die Kostenfolgenabschätzung angesprochen. Ich 
glaube allerdings, die Kosten wird man erst dann umfassend abschätzen können, 
wenn man ein wenig Erfahrung gesammelt hat. Dazu braucht man eben ein gutes 
Monitoring, weil man letztlich nicht nur auf die Investitionskosten oder auf die Kos-
ten für den Personalaufwand und für die Implementierung einer neuen digitalen 
Technologie schauen kann, sondern auch sehr viele Wechselwirkungen und sehr 
viele Fernwirkungen einbeziehen muss.

Nach meinem Verständnis sollte es eigentlich auch günstiger werden. Je digitaler 
das Gesamtsystem ist, desto einfacher müsste es werden, eine weitere Verwal-
tungsleistung zu digitalisieren. Es kann nicht sein, dass der Aufwand gleich bleibt; 
denn es besteht ja immer mehr Wissen, auf das aufgebaut werden kann. Auch 
deshalb halte ich es für sehr sinnvoll, das Monitoring zu verbessern oder zumin-
dest zu präzisieren.

Nun noch folgende Anregung zu den Top 3: Es wäre schön, wenn man zur Unter-
stützung des positiven Gedankens des Gesetzes, die Digitalisierung voranzubrin-
gen und Chancen zu nutzen, dieses Bekenntnis zur Datennutzung durch die Ver-
waltung selbst und zur Förderung einer Datennutzung auch durch die Wirtschaft in 
den Artikeln 2 und 3 zunächst programmatisch verankerte. Ausgeführt werden 
kann es dann zu einem späteren Zeitpunkt, in einem Datengesetz, das hier schon 
angesprochen worden ist.

Es wäre sehr zu begrüßen, wenn der Digitalcheck ebenfalls aufgenommen würde. 
Auch brauchen wir irgendeine Art von institutionalisierter Einbindung der Wirt-
schaft, ähnlich wie es für die Kommunen schon vorgesehen ist, um sicherzustellen, 
dass der Nutzerbedarf und die Abstimmung auf diesen Bedarf von Anfang an mit-
gedacht werden.

Vorsitzende Kerstin Schreyer (CSU): Nun sind uns unsere Fragen ausführlich 
beantwortet worden. Diese Ausführlichkeit war im Übrigen auch wichtig. Vielen 
Dank.

Hat noch jemand Fragen? – Ich glaube, wir haben jetzt eine relative Breite an Stel-
lungnahmen gehört. Wenn jemand noch eine bestimmte einzelne Frage hat, kann 
er ja auf den Entsprechenden oder die Entsprechende noch einmal zugehen.

Wenn dies in aller Sinne ist, dann schließen wir die Anhörung. Wir haben jetzt in-
tensiv miteinander diskutiert und schauen dann einfach, ob jemand noch etwas 
braucht, um sein politisches Handeln abzustimmen. – Ich sehe keinen Wider-
spruch.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Expertinnen und Experten, sowohl bei 
denen, die im Raum sind, als auch bei denen, die digital zugeschaltet sind, für die 
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profunde Diskussion und die vielen sehr guten Anregungen. Damit können wir sehr 
gut weiterarbeiten. Vielen Dank. Alles Gute. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 13:20 Uhr)

Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 53



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 1



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 55



56
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 57



58
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 59



60
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 61



62
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 63



64
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 65



66
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 67



68
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 69



70
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 71



72
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 73



74
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 75



76
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 77



78
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 79



80
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 81



82
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 83



84
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 85



86
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 87



88
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 89



90
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 91



92
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 93



94
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 95



96
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 97



98
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 99



100
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 101



102
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 103



104
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 105



106
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 107



108
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 109



110
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 111



112
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 113



114
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 115



116
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 117



118
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 119



120
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 121



122
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 123



124
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 125



126
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 127



128
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 129



130
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 131



132
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 133



134
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 135



136
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 137



138
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 139



140
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 141



142
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 143



144
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 145



146
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 147



148
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 149



150
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 151



152
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 153



154
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 1 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 1 zum Wortprotokoll 155



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 2



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 2 zum Wortprotokoll 157



158
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 2 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 3



160
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 161



162
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 163



164
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 165



166
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 167



168
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 3 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 3 zum Wortprotokoll 169



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 4



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 171



172
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 173



174
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 175



176
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 177



178
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 179



180
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 181



182
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 183



184
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 185



186
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 187



188
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 189



190
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 191



192
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 4 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 4 zum Wortprotokoll 193



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Anlage 5



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 195



196
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 197



198
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 199



200
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 201



202
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 203



204
Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode

Anlage 5 zum Wortprotokoll
Anhörung

56. WI, 17.03.2022



Anhörung
56. WI, 17.03.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Anlage 5 zum Wortprotokoll 205


